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�INHALT "" \l 2�11. Der Osten ist Rosa

Die kubanische Raketenkrise von 1962 bezeichnete das Ende der Serie von atomaren Konfrontationen, die in den fünfziger Jahren einander abgelöst hatten. Von jetzt an respektierte jede Seite die Toleranzgrenzen der anderen Seite. Aber der Rüstungswettlauf kam zu keinem Halt; er eskalierte im Gegenteil weiter. Und da das Niveau, auf dem die anderen verschieden ist, führte diese Eskalation zu wachsenden Spannungen. Diese begannen, die militärischen Blöcke, die in den späten vierziger Jahren gebildet worden waren, zu zersetzen. Auf westlicher Seite brachte dies der französische Rückzug aus der NATO im Jahr 1965 zum Ausdruck, der nur das Symptom eines breiteren Interessenzusammenstoßes zwischen den USA und Westeuropa war. Im Osten gab es ähnliche Tendenzen, und Rumänien spielte eine Rolle, die der Frankreichs in einiger Hinsicht entsprach. Darüberhinaus war die Last der Rüstungsausgaben der Hauptgrund, warum die Sowjetunion ihr permanentes Problem der zu niedrigen landwirtschaftlichen lnvestitionen nicht lösen konnte.

Die UdSSR sah sich in den sechziger Jahren einer schleichenden Krise gegenüber. Diese war ein wichtiger Grund, dem Westen nicht zu aggressiv gegenüberzutreten Unter anderem war Chruschtschows Entfernung von der Macht im Herbst 1964 ein Ausdruck dieser Krise. Aber die Nachfolger hatten kein Rezept zur Lösung der Probleme von sinkenden Wachstumsraten und stagnierender Landwirtschaft Probleme, deren unmittelbare Ursache in den Rüstungsausgaben lag. Der sogenannte Libermann-Plan, der hätte der sechziger Jahre eingeführt wurde, suchte den Betriebsleitern mehr Anreize zur Gewinnmaximierung zu geben; andere Reformen und Dezentralisierungsmaßnahmen folgten. Aber die Getreidekrise von 1972 war der sichtbare Beweis ihres Mißerfolgs. Derweil dauerten die Verfolgungen von Intellektuellen, Juden und anderen, die irgendwie gegen das Regime opponierten, an. in ihrer Außenpolitik setzte die Sowjetunion nach Chruschtschow die Tradition der "friedlichen Koexistenz" fort; die Russen wollten mehr und mehr als Hüter der "Weltordnung" betrachtet werden. Natürlich unterstützten sie Vietnam militärisch; bemerkenswert ist jedoch der geringe Umfang der Hilfe� und die Tatsache, daß die Sowjetunion niemals die Greueltaten der Vereinigten Staaten in Vietnam zum Anlaß nahm, ihre guten Beziehungen zum Westen zu unterbrechen.

Das stalinistische Rußland beging zwischen den dreißiger und fünfziger Jahren enorme Verbrechen; andererseits konnte es sich auch auf fundamentale wirtschaftliche Errungenschaften berufen. Dadurch rief es in der internationalen Arbeiterbewegung leidenschaftlichen Haß ebenso hervor wie leidenschaftliche Begeisterung. Die Sowjetunion der sechziger Jahre konnte mit ihrer sinkenden wirtschaftlichen Wachstumsrate und ihrer konservativen Außenpolitik keine derartigen Leidenschaften mehr entzünden.

Wenn jetzt eine neue Generation von Revolutionären im Ausland nach Helden suchte, blickte sie nach China, Vietnam oder Kuba. Auf diesem Hintergrund muß der chinesisch-sowjetische Bruch, mit seinen gewaltigen Auswirkungen auf die gesamte internationale Arbeiterbewegung, gesehen werden.

�INHALT "" \l 3�Der chinesisch-sowjetische Bruch

Nach einem Jahrzehnt kommunistischer Herrschaft versuchte China immer noch, sich aus eigener Kraft zu industrialisieren. Zu seinem Unglück konnte es nicht darauf zählen, daß die Sowjetunion ihm die für seine Entwicklung notwendige Unterstützung gab. Tatsächlich war die sowjetische Hilfe für China viel geringer als die für die "neutralen" Länder; und was die Handelsbeziehungen anging, beutete die Sowjetunion China in der gleichen Weise aus wie ihre osteuropäischen Satelliten.�

Die chinesische Führung konnte für die ganze chruschtschowistische Strategie der "friedlichen Koexistenz" kaum Begeisterung aufbringen. Erstens deshalb, weil die Notwendigkeit, mit dem Schweiß und Blut der Arbeiter die Produktivität zu erhöhen, die ständige Aufrechterhaltung eines Belagerungszustandes erforderte; und zweitens befürchteten die Chinesen, daß die "friedliche Koexistenz" zu einer weiteren Verminderung der sowjetischen Hilfe führen würde.

Anzeichen von Reibungen zwischen der UdSSR und China ließen sich bis zum zwanzigsten Parteitag der KPdSU von 1956 zurückverfolgen, auf dem die Chinesen sich nur unter deutlichem Widerstreben mit der Entstalinisierung abfanden. 1957 sprachen sie deutlich aus, daß sie Chruschtschows Einschätzung über das Ausmaß des Schadens, den ein Atomkrieg anrichten würde, nicht teilten. 1960 schien der Konflikt offen auszubrechen - im Juni griff Chruschtschow die chinesische Haltung in bezug auf die Möglichkeit eines Atomkriegs scharf an und im August wurden die sowjetischen Techniker aus China zurückgezogen und verschiedene Hilfsabkommen gekündigt.

In diesem Stadium waren jedoch beide Seiten noch gewillt, den Streit unter sich auszutragen und "privat" zu halten. Chruschtschow erinnerte sich zweifellos noch an den Ärger, den ihm die Bereinigung des Streits mit Tito gemacht hatte, und die Chinesen trauten sich noch nicht zu, eine wirkliche Alternative zu Moskaus internationaler Vorherrschaft anzubieten. Die Konferenz von 81 KPs, die im November 1960 in Moskau stattfand, war ein Versuch, die Risse zu verkleistern. Aber die Differenzen waren zu tief. Die endgültig auslösenden Momente waren erstens die kubanische Raketenkrise, in der die Chinesen mit einigem Recht Chruschtschow sowohl des Abenteurertums wie der Kapitulation für schuldig hielten, und zweitens der ergebnislose Krieg zwischen Indien und China im Herbst 1962, demgegenüber die Sowjetunion eine verlegene Neutralität wahrte, nachdem sie Waffen an Indien geliefert hatte. Der Streit brach 1963 mit einer Serie von Briefen zwischen den beiden Parteien aus. Die Heftigkeit und der Tonfall der Polemik steigerten sich dabei allmählich, bis sie dasselbe Ausmaß erreichten wie auf dem Höhepunkt des Bruchs zwischen Stalin und Tito fünfzehn Jahre zuvor.

Einige haben behauptet, die chinesische Linie repräsentiere in bestimmter Hinsicht eine Wiederbelebung des Trotzkismus und der "Linken Opposition". Nichts dergleichen ist richtig. Tatsächlich ist es schwer, aus den vielen dicken Bänden mit Polemik und reinen Schmähungen, die die Pekinger Druckereien ausstoßen, eine zusammenhängende Linie herauszulesen. Man findet darin allerdings eine verbale Militanz, den Appell an abstrakte und körperlose Massen:

»Wir setzen unser Vertrauen auf die große Stärke der Massen. Wir glauben, daß wir uns bei der Bekämpfung des Imperialismus und bei der Verteidigung des Weltfriedens hauptsächlich auf die Einheit und den Kampf der Völker aller Länder stützen müssen und auf den gemeinsamen Kampf des sozialistischen Lagers, der internationalen Arbeiterklasse, der nationalen Befreiungsbewegung und alter friedliebenden Kräfte.«�

Dies steht mit seiner vollkommen unmarxistischen Bezugnahme auf so klassenlose Wesenheiten wie »alte friedliebende Kräfte« voll und ganz in der politischen Tradition der Volksfront. Die Chinesen verfügten über keine ernsthafte Klassenanalyse der nationalen Befreiungskämpfe, denen sie so große Bedeutung beimaßen; China hielt sich die Möglichkeit offen, Bündnisse mit jedem afrikanischen oder asiatischen Staat, der ihm gegenüber freundlich gesinnt war, zu schließen. Wenn man doch einmal spezifischer nach Klassenkriterien vorging, wurde die Arbeiterklasse ausdrücklich zugunsten der Bauernschaft vernachlässigt: »Das Land und nur das Land kann die revolutionäre Basis liefern, von der aus die Revolutionäre zum endgültigen Sieg voranschreiten.« �

Nachdem er einmal losgegangen war, eskalierte der Streit mit beängstigender Geschwindigkeit. Schon am 3. September 1963 behaupteten die Chinesen, daß die »Führung der KPdSU sich mit dem US-Imperialismus, den indischen Reaktionären und der titoistischen Renegatenclique gegen das sozialistische China und alle marxistisch-leninistischen Parteien verbündet hat, in offenem Verrat am Marxismus-Leninismus und am proletarischen Internationalismus.«

Danach scheinen die Chinesen jemanden angestellt zu haben, um die alten Exemplare von "Für einen dauernden Frieden. - ." durchzugehen und nach zackigen Überschriften zu suchen. Den Preis für die kraftvollste hat wahrscheinlich die 'Volkszeitung' vom 27. Januar 1967 verdient:

"Schlagt machtvoll die wilde Provokation der schmutzigen sowjetrevisionistischen Schweine zurück!"

Inzwischen hat sich der Konflikt über die bloß verbale Ebene hinaus entwickelt; im Frühjahr 1969 gab es bewaffnete Zusammenstöße zwischen sowjetischen und chinesischen Streitkräften wegen der unbewohnten Insel Tchen Pao, die in bestimmten Jahreszeiten unter dem Wasser des Ussuri verschwindet. In den frühen siebziger Jahren hatten die Russen schon beträchtlich mehr Truppen an der chinesischen Grenze stehen als in Europa.

�INHALT "" \l 3�Die Kulturrevolution

In China intensivierten die nachteiligen wirtschaftlichen Folgen des Entzugs der sowjetischen Hilfe und des Rückzugs der sowjetischen Techniker jene Konflikte innerhalb der Kommunistischen Partei, die ihren Ursprung in den fünfziger Jahren hatten und durch den Fehlschlag des "Großen Sprungs nach vorn" von 1958 noch erbitterter geworden waren.� Das forcierte Drängen auf Industrialisierung mit Hilfe arbeitsintensiver Methoden und voller Kollektivierung der Landwirtschaft, die "Linie Maos" also, wurde der "schwarzen Linie" derer, "die den kapitalistischen Weg nehmen" und von Liu-Schao-Schi geführt wurden, gegenübergestellt. Die vorsichtigere Politik wirtschaftlicher Entwicklung: Mechanisierung der Landwirtschaft, Betonung der Leichtindustrie zur Versorgung eines hauptsächlich bäuerlichen Marktes und ein stärkeres Sich-Stützen auf technisches und organisatorisches Geschick wurde in der "Kulturrevolution" mit denen, die die "schwarze Linie" vertraten, in Zusammenhang gebracht.

Im Mittelpunkt dieses Konfliktes standen "unkorrekte" politische Einstellungen und "Bürokratismus", also dieselben Laster, die auch die Hauptzielscheibe in der Kulturrevolution waren. Der überwältigende Moralismus der maoistischen Propaganda stellte einen Versuch dar, die objektiven Hindernisse der wirtschaftlichen Rückständigkeit durch Anstrengung und Hingabe zu überwinden. Die sowohl innerhalb wie außerhalb der Partei existierende Bürokratie stand großenteils einer zentralisierten Kontrolle der Gesellschaft, die für einen erneuten Industrialisierungsschub erforderlich war, im Wege, und Maos Vorliebe für arbeitsintensive Methoden bedeutete, daß die Zahl, die Privilegien und die Gehälter der Bürokraten in nützlicher Weise vermindert werden konnten. Gleichzeitig war die Durchführung von Alphabetisierungskampagnen und elementarer wissenschaftlicher Unterweisung, wie sie durch das "Mao-Tse-Tung-Denken" vermittelt wurde, notwendig, um die Arbeitskraft einerseits hinreichend auszubilden, andererseits fügsam genug zu machen.

Die "Kulturelle Berichtigungskampagne", die Maos Frau 1964 startete, stellte einen Frontalangriff auf jene literarischen Werke dar, die andeuteten, daß es bestimmte menschliche Probleme auch außerhalb politischer Erklärungszusammenhänge gibt. Die ausländische Literatur wurde angegriffen, aber ebenso bestimmte historische Themen und Interpretationen in der zeitgenössischen chinesischen Literatur. Ab November 1965, als ein Vizebürgermeister von Peking attackiert wurde, weil er ein Stück geschrieben hatte, das individuelle "gute" Taten von Mitgliedern der alten Mandarin-Bürokratie zu verteidigen schien, wurde die Kampagne zu einem Angriff auf die Opposition gegen Mao innerhalb der Bürokratie erweitert. Im Frühjahr 1966 wurden eine Reihe führender Figuren der Partei in Peking aus dem Amt gejagt und die Universitätsstudenten in ganz China eingeladen, die kulturelle Debatte, in die sie bereits verwickelt waren, in einen Angriff auf die regierende örtliche Bürokratie umzuwandeln.

Im August 1966 folgte die Massenmobilisierung von Schülern und Studenten als "Rote Garden". Ihnen wurde freie Verpflegung, Unterkunft und Transport in ganz China zugesagt. Als einzige politische Qualifikation wurde die Unterstützung Maos verlangt. Der Aufruf erging weder an die 20 Millionen Parteimitglieder noch an den kommunistischen Jugendverband und die Pioniere mit ihren Dutzenden von Millionen Mitgliedern; Mao mußte sich außerhalb der Parteimaschinerie nach einer ihm freundlich gesinnten Kraft umsehen. Auch die Arbeiter wurden im allgemeinen nicht zur Mobilisierung außerhalb der Fabriken aufgerufen. Die Arbeiter wurden ständig daran erinnert, daß die Aufrechterhaltung der industriellen Produktion von entscheidender Bedeutung war, während die Wirtschaft bei Schließung von Schulen und Universitäten nicht sofort zusammenbrechen würde.

Klar ist, daß die chinesischen Arbeiter die "Große Proletarische Kulturrevolution" nicht gemacht haben, sondern zu ihren Opfern gehörten. Nicht nur ein Lohnstop, sondern Lohnkürzungen (durch den Entzug von Prämien) wurden ihnen aufgezwungen. Die Streikwelle in vielen der größeren chinesischen Städte Ende 1966 und Anfang 1967 wurde "einer Handvoll Personen, die den kapitalistischen Weg nehmen" zur Last gelegt, die Lohnerhöhungen gefordert hätten, »um den Kampfwillen der revolutionären Arbeiter zu untergraben«. Wir wissen von diesen Streiks nur durch die maoistische Propaganda gegen sie, aber es ist offensichtlich, daß man sich der "Roten Garden" bedienen mußte, um sie zu brechen.�

In einer Stadt wie Schanghai, wo es Massendemonstrationen von Arbeitern sowohl für wie gegen Mao gab, war auf beiden Seiten offensichtlich Manipulation im Spiel; man kann unmöglich sagen, daß die Arbeiterklasse in der Kulturrevolution eine unabhängige politische Rolle gespielt hat.�

Aber der Massenmobilisierung waren noch andere Grenzen gesetzt als die, die bei den Streiks von 1967 offenbar wurden. In ganz China reagierten studentische und andere Gruppen auf Maos Aufruf, "die Revolution zu machen", aber einige ihrer Interpretationen waren zu radikal für Maos Geschmack. Einige Gruppen wurden als »großer konterrevolutionärer Mischmasch«� öffentlich angeprangert oder als Anhängsel einer unheilvollen rechten Verschwörung in "ultralinker" Verkleidung. Seit Anfang 1967 wurde die Armee - von maoistischen Propagandafeldzügen seit 1963 sorgfältig vorbereitet und im Januar 1967 endgültig von Oppositionsführern gesäubert - mehr und mehr dazu benutzt, die Ordnung wieder herzustellen.

Bis Ende 1968 waren wieder alle Gebiete und Städte Chinas unter Kontrolle von "Revolutionskomitees", die sich auf das sogenannte "Drei-in-Eins"-Bündnis von Partei, Armee und Massen gründeten, und in deren Armee und Partei gemeinsam den Ton angaben. Die Bürokratie war beschnitten, aber nicht beseitigt worden. 4 der 7 Mitglieder des Parteipräsidiums und 13 der 17 Mitglieder ihres Politbüros waren aus ihren Positionen entfernt worden. Auf lokaler Ebene gab es einen stärkeren Kern führender Figuren, die ungeschoren blieben.�

Eine Reihe in Ungnade gefallener Führer wurde 1972 und 1973 wieder in Führungspositionen eingesetzt, während Lin Piao, der Führer der Armee und Held der Kulturrevolution, dessen Name auf dem 9. Parteitag 1969 in die Parteistatuten aufgenommen worden war, 1971 verschwand und später als Anstifter einer "ultralinken" Verschwörung denunziert wurde. Was auch immer die Wahrheit über das Verschwinden und den Tod Lins sein mag, die ganze Affäre widerspiegelt jedenfalls die Bedeutung der Armee, die zur Kontrolle der regionalen Regierungen ebenso gebraucht wird wie zum Schutz vor der sowjetischen Bedrohung, während gleichzeitig ein verläßlicher Parteiapparat wieder aufgebaut wird. Währenddessen geht die Debatte über die wirtschaftliche Strategie weiter und es ist keine andere Lösung in Sicht als die ständige Abschöpfung von Mitteln aus der Industrie zugunsten der Landwirtschaft; außerdem sind die chinesischen Führer wieder an der Einführung ausländischer Technologie und Fachkenntnis interessiert.�

�INHALT "" \l 3�Die chinesische Außenpolitlk

Die Chinesen haben ihre Feindschaft gegen die friedliche Koexistenz oder ihre Begeisterung für den Guerillakrieg nicht so weit getrieben, daß ihre kommerziellen oder diplomatischen Beziehungen beeinträchtigt worden wären. Sie erklärten in ihrem Brief an die sowjetischen Führer vom Juni 1963, daß in den unterentwickelten Kontinenten

»äußerst breite Teile der Bevölkerung sich weigern, Sklaven des Imperialismus zu sein. Das schließt nicht nur die Arbeiter und Bauern, die Intellektuellen und das Kleinbürgertum ein, sondern auch die patriotische nationale Bourgeoisie und sogar bestimmte patriotische Könige, Prinzen und Aristokraten.«

Diese Betonung des "Patriotismus" und nicht eine Klassenanalyse hat es China ermöglicht, gute Beziehungen mit Regimes in der ganzen unterentwickelten Welt ohne Rücksicht auf deren Politik anzuknüpfen, selbst dann, wenn diese gerade dabei sind, Guerilla-Truppen im eigenen Land zu unterdrücken. Unter den Herrschern, die freundliche Grußbotschaften und Hilfe von China bekommen haben, sind Kaiser Haile Selassie von Äthiopien, der Iman von Jemen und der Schah von Persien, die alle mit einem Guerillawiderstand im eigenen Land zu tun hatten.

Sogar im Fall Vietnams ist China, wenngleich es dem "heroischen" und "unbesiegbaren" vietnamesischen Volk immer wieder Beifall gespendet hat, in der Praxis sehr vorsichtig gewesen. Verständlicherweise gelüstete es China nicht nach einem neuen Korea. Mao sagte 1965 in einem Interview mit Edgar Snow, China würde keine Truppen ausschicken, wenn die Vereinigten Staaten Nordvietnam überfielen und nur kämpfen, wenn man in sein eigenes Gebiet eindringe. Am 3. Mai 1966� veröffentlichten die Chinesen eine Antwort auf sowjetische Anschuldigungen, daß China den sowjetischen Nachschub behindere, der Vietnam nur über China erreichen konnte, weil die UdSSR keine gemeinsame Grenze mit Vietnam hatte. Die Chinesen erwiderten entrüstet, die sowjetische Hilfe sei nicht so groß, wie sie sein könnte, die Sowjetunion hätte sich unter Chruschtschow geweigert, Vietnam zu helfen, und im übrigen könnte sie ihren Nachschub auch auf dem Seeweg schicken. All das war zweifellos richtig, aber der eigentliche sowjetische Vorwurf wurde nicht bestritten. 1968 behaupteten weitere Berichte aus China, die Kulturrevolution sei für eine Unterbrechung der Versorgung Vietnams per Eisenbahn verantwortlich.�

Aber selbst viele Freunde Chinas, die es fertig gebracht hatten, all dies zu schlucken, waren bestürzt durch Chinas Verhalten im Jahr 1971. Im Frühling des Jahres war die Bewegung für die Unabhängigkeit Bangla Deschs von Pakistan ausgebrochen. Im März wurde in "Ost-Pakistan" ein Generalstreik ausgerufen. China half, den Streik zu brechen, indem es Zeitungspapier an West-Pakistan lieferte. Und als pakistanisches Militär eingesetzt wurde, um die Unabhängigkeitsbewegung von Bangla Desch in der brutalsten Weise zu zerschmettern, verwendeten die Pakistani nicht nur chinesische Waffen und Treibstoff für die Luftwaffe, sondern erhielten auch spezielle finanzielle Hilfe in Höhe von 48 Mill. DM von den Chinesen. Am 13. April 1971 veröffentlichte die "Pakistan Times" einen Brief von Tschu-En-Lai an den pakistanischen Führer Jaja Khan, in dem es hieß:

»Unserer Meinung nach bieten die Vereinigung Pakistans und die Einheit der Völker von Ost- und Westpakistan die grundlegenden Garantien dafür, daß Pakistan zu Wohlstand und Stärke kommt. Hier ist es sehr wichtig, zwischen den breiten Massen des Volkes und einer Handvoll Leuten zu unterscheiden, die die Vereinigung Pakistans sabotieren wollen.«

Eine ähnliche Position bezogen die Chinesen gegenüber Ceylon, als im April 1971 ein von der "Volksbefreiungsfront" geführter Aufstand grausam unterdrückt wurde, - u.a. wurden ganze Gruppen von Gefangenen einfach hingerichtet. Die ceylonesische Regierung erhielt bei der »Wiederherstellung der Ordnung« Schützenhilfe durch einen Brief Tschu-En-Lais, der am 27. Mai 1971 in den 'Ceylon Daily News' veröffentlicht wurde, der Regierung gratulierte und die »Handvoll Leute, die sich "Guevaristen" nennen«, öffentlich brandmarkte.

Nach all dem kann die Bewillkommnung des US-Präsidenten Nixon in Peking im Frühjahr 1972, während immer noch die Bomben auf Vietnam niederhagelten, nur noch diejenigen überrascht haben, die glaubten, daß die rhetorische Beschwörung des US-Imperialismus als "Hauptfeind" durch die Chinesen mehr war als Ausdruck einer zeitweiligen Taktik.

Natürlich muß jede revolutionäre Regierung, wie "rein" ihre Prinzipien auch sein mögen, Bündnisse mit reaktionären Regimes schließen; die Beziehungen der Bolschewiki zu Deutschland in den frühen 20er Jahren sind dafür ein Beispiel. Aber es ist etwas ganz anderes, wenn man zuläßt, daß diese Bündnisse sich auf das Verhalten der Revolutionäre innerhalb der betroffenen Länder auswirken.

�INHALT "" \l 3�Der Maoismus im internationalem Maßstab

Die Chinesen hatten nicht die Absicht, eine neue Internationale zu schaffen. Erstens waren ihre politischen Differenzen mit der Sowjetunion nicht zusammenhängend genug, um daraus ein Programm für eine solche Internationale zu entwickeln. Zweitens waren sie nicht bereit, die inneren Angelegenheiten der kommunistischen Partei Chinas und die Außenpolitik des chinesischen Staates der Diskussion und Prüfung einer internationalen Bewegung auszusetzen (selbst wenn sie sich aus promaoistischen Speichelleckern zusammensetzte). Sie wollten nicht einmal die politische Verantwortung für kleine Gruppierungen in entfernten Ländern übernehmen. Selbst eine bürokratisierte und monolithische Internationale hätte ihre Manövrierfreiheit eingeschränkt. Gute Beziehungen zur französischen Regierung waren ihnen wichtiger als eine Handvoll maoistischer Studenten, die aus der französischen KP ausgestoßen wurden.

Trotzdem führte der chinesisch-sowjetische Streit zu Spaltungen in KPs auf der ganzen Welt, und die Chinesen gewährten den neuen Gruppierungen - sie nannten sich gewöhnlich "Marxisten-Leninisten" - eine Art Anerkennung. Den Russen, die sie der Spaltung bezichtigten, antworteten sie: »Wir unterstützen alle revolutionären Genossen, die am Marxismus-Leninismus festhalten. Wir haben in der internationalen kommunistischen Bewegung Kontakte mit Revisionisten; warum sollen wir dann keine Kontakte mit Marxisten-Leninisten haben?«� In einigen wenigen Fällen waren die promaoistischen KPs von wirklichem Wert für Peking; anderswo konnten sie zumindest nützliche Public-Relations-Arbeit tun.

Die Schlüsselparteien für die Chinesen waren die japanische, indische und indonesische - alles Parteien mit Massenanhang in Gebieten, die China geographisch nahe lagen. Die japanische Partei verfügte über eine Viertel Million Mitglieder, eine Tageszeitung, von deren Sonntagsausgabe mehr als eine Million Exemplare verkauft wurden, und über drei Millionen Wähler. Ursprünglich richtete sie sich klar an China aus; ihre Abgeordneten stimmten 1964 gegen den von Japan ratifizierten Atomtest-Sperrvertrag in Übereinstimmung mit der Position Maos. Danach spaltete sich eine kleine Gruppe ab, die sich "Stimme Japans" nannte und von Moskau unterstützt wurde. Jedoch folgte die JKP der chinesischen Linie nicht lange und weigerte sich schon 1966, eine Erklärung zu unterzeichnen, welche die Sowjetunion angriff. Sie blieb sowohl von Moskau wie von Peking unabhängig, obwohl die 'Volkszeitung' am 16. November 1967 die JKP-Führer Nosaka und Miyamoto als »Stiefellecker der Sowjetrevisionisten« bezeichnete. 1971 wohnten die JKP-Führer dem 24. Parteitag der KPdSU bei und gaben bekannt, man habe Obereinkünfte zur Verbesserung der Beziehungen zwischen den beiden Parteien getroffen.

In Indien war die Situation noch komplexer. Eine Spaltung hatte seit dem Grenzstreit mit China in der Luft gelegen, als die KP Indien voll unterstützt hatte; sie hatte zum Beispiel ein Flugblatt herausgegeben, in dem es hieß:

»Unsere moralische Verantwortung, unser Land zu verteidigen, wenn uns ein sozialistisches Land angreift, ist größer als die unserer Mitbürger, nicht geringer... wir müssen in dieser entscheidenden Stunde all unsere Differenzen beiseite legen und uns unter der gemeinsamen nationalen Fahne vereinigen.«

Die Spaltung kam im November 1964; der moskautreue rechte Flügel behielt den Parteinamen, "Kommunistische Partei Indiens", und rückte immer näher an die regierende Kongreßpartei, mit der er bei den Wahlen zusammenarbeitete. Die promaoistische Abspaltung, die Kommunistische Partei Indiens (Marxisten) - die KPM, nahm die Mehrheit der Mitglieder mit; aber sie repräsentierte ein politisches Spektrum, das von Linksreformisten bis zu Befürwortern des Guerillakrieges reichte. Ihr mangelnder politischer Zusammenhalt wurde bald offenbar. Von 1967 an orientierte die KPM sich immer stärker parlamentarisch, wodurch sie in die Staatsregierung von Westbengalen und Kerala kam. Nachdem sie aber bei den Wahlen von 1972 vernichtende Niederlagen erlitt, wollte Peking nichts mehr mit der Partei zu tun haben, welche sich daraufhin wieder der Unterstützung Moskaus zuwandte (besonders bei der Invasion der Tschechoslowakei 1968). Später nahm sie eine schwankende Position zwischen Moskau und Peking ein.

Schließlich führte die politische Zusammenhaltslosigkeit der KPM zu Spaltungen. Die Desavouierung durch die Chinesen und die wachsende Verstrickung in den Parlamentarismus kostete sie verschiedene Gruppen, die der chinesischen Linie des sofortigen bewaffneten Kampfes folgten. 1969 bildeten einige dieser Gruppen die Kommunistische Partei Indiens (Marxisten-Leninisten) - KPML. Wegen ihres anfänglichen Rückhalts bei den Naxalbaribauern in Westbengalen nannte man sie auch "Naxaliten". Ihr Hauptrekrutierungsfeld war die Intelligenz von Kalkutta; ihre Strategie war zuerst die Landguerilla, dann der "rote Terror" in den Straßen von Kalkutta. Das Ergebnis war grausame Unterdrückung und Demoralisierung.

Anderswo brachten die Chinesen nur kleine Splittergruppen zusammen (oft verschiedene im selben Land) oder winzige Parteien in strategisch bedeutungslosen Ländern, wie die KP Neuseeland mit ganzen 400 Mitgliedern. Unter den fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern machte der Maoismus einzig in Italien wirkliche Fortschritte. Hier verbreitete er sich stark unter Studenten und Teilen der KP-Mitgliedschaft. In anderen Ländern war die Geschichte des Maoismus eher grotesk als tragisch. Die promaoistischen Tendenzen zogen eine buntscheckige Ansammlung von Menschen an. Sie setzte sich zusammen aus Kommunisten, die nie mit dem Vollblut-Stalinismus der Periode vor 1956 gebrochen hatten, aus Leuten, die vom verbalen Revolutionarismus angesteckt waren und schließlich aus solchen, die unklar spürten, daß die Bewegung seit den fünfziger Jahren weniger revolutionär geworden war.

Der Maoismus war nicht in der Lage, eine revolutionäre Alternative in der internationalen Bewegung anzubieten. Was er jedoch zustande brachte - indem er ein für alle mal den sowjetischen Anspruch auf die alleinige Führung in der Bewegung zerstörte - war die Herbeiführung einer offeneren Situation, in der allmählich echte revolutionäre Tendenzen sich herausbilden konnten.

�INHALT "" \l 3�Die Krise in Osteuropa

Aber China war nicht das einzige sozialistische Land, das den Russen Ärger machte. Die Niederwerfung der ungarischen Arbeiter 1956 hatte die sowjetische Herrschaft über die Staaten Osteuropas wieder hergestellt. Aber die Spannungen und Konflikte, die den gegenseitigen Beziehungen zugrunde lagen, waren nicht gelöst, und in den sechziger Jahren wurden sie wieder akuter.

Die Sowjetunion verlangte von ihren Satelliten weiterhin mehr für ihre Exporte als vom Westen; umgekehrt zahlte sie ihnen niedrigere Preise für die ihrigen. Da jeder der Satelliten-Staaten seine Wirtschaft entwickelte und die nationalen Bürokratien sich festigten, rückte die Möglichkeit einer wirklichen wirtschaftlichen Integration immer mehr in die Ferne. Die tschechischen Bürokraten wurden immer unzufriedener mit ihrer Rolle als Lieferanten von Produktionsmitteln an die weniger industrialisierten Volksdemokratien. Und ab Mitte der sechziger Jahre distanzierte sich Rumänien immer mehr vom Rest des Blocks, man hieß nicht nur Präsident Nixon, sondern auch eine Volkswagenfabrik in Rumänien willkommen.

Gleichzeitig sahen sich alle osteuropäischen Länder wirtschaftlichen Problemen derselben Art wie die Sowjetunion gegenüber. Am deutlichsten zeigte sich das im scharfen und anhaltenden Absinken der Wachstumsraten. Jedoch mußte unter den herrschenden Verhältnissen jeder Versuch, die wirtschaftliche Situation zu verbessern, auf Kosten der Arbeiter gehen. Und die Reaktion der Arbeiter, wenn sie für den Ausweg des Systems aus Schwierigkeiten bezahlen sollen, ähnelt sich in Ost und West bemerkenswert.

Die politische Entwicklung in Osteuropa war dementsprechend durch Wechselbäder von Liberalisierung und Unterdrückung gekennzeichnet. Die monolithischen und hierarchischen Strukturen der Bürokratie, die sich in den ersten Phasen der kommunistischen Herrschaft herausgebildet hatten, erwiesen sich zunehmend als ineffektiv, weil das System jede Rückkoppelung von unten verhinderte. Jedoch mußten die ökonomischen "Reformer", die die eingesessene Bürokratie in Frage stellen wollten, ihre Reformen organisatorisch absichern. Dazu brauchten sie auch die Unterstützung anderer nichtbürokratischer Sektoren, besonders Teile der Mittelklasse wie Studenten und Intellektuelle, aber auch Teile der Arbeiterklasse. Des weiteren bedurfte es eines zugkräftigen demagogischen Appells. Die Parole vom notwendigen "Sozialismus mit einem menschlichen Gesicht" und ähnliche wohlklingende, fromme Heucheleien sind Paradebeispiele dafür. Bei solcher Demagogie besteht allerdings immer die Gefahr, daß einige Leute die Versprechungen und Behauptungen für bare Münze nehmen und außer Kontrolle geraten. An diesem Punkt erkannten die Reformbürokraten gewöhnlich, wo ihre wirklichen Interessen lagen und schlossen sich wieder mit dem Rest der Bürokratie zusammen, um die Arbeiter und Studenten im Zaum zu halten.

�INHALT "" \l 3�Die Tschechoslowakei

Dieses stark schematisierte Bild der Dynamik der osteuropäischen Gesellschaften kann als Hintergrund für die Ereignisse in der Tschechoslowakei dienen, die eine gewaltige Auswirkung auf die internationale Arbeiterbewegung hatten. Die tschechoslowakische Wirtschaft geriet in den frühen sechziger Jahren in eine ernste Krise. Eine Rezession in der Sowjetunion und die Umlenkung des sowjetischen Handels in den Westen führte zu einem scharfen Wirtschaftsrückgang in der CSSR - mit der Konsequenz, daß der Fünfjahresplan aufgegeben wurde. Das Novotny-Regime löste die Krise vorübergehend, indem es zuließ, daß der Konsum auf Kosten der Akkumulation stieg; aber in bezug auf langfristige Lösungen war die Partei tief gespalten. Die Trennungslinie verlief nicht entlang prinzipieller Fragen - alle waren sich über die Notwendigkeit der Erhöhung der Produktivität und der Beschleunigung des technologischen Fortschritts einig; während jedoch die Novotny-Gruppe glaubte, dies durch die feste Kontrolle der Partei über die Wirtschaft erreichen zu können, hielt eine von dem Ökonomen Ota Sik geführte Opposition die Einführung von ökonomischen Dezentralisierungsmaßnahmen in Form von "Marktprinzipien" für notwendig.

Im Januar 1968 löste Alexander Dubcek Novotny als ersten Sekretär der Partei ab. Das bedeutete einen Sieg für die Reformer. Dubcek selbst war ein anonymer Pragmatiker und in der Vergangenheit nie als Antistalinist hervorgetreten. Die Politik seiner Anhänger hatte nichts mit Sozialismus oder mit den Interessen der Arbeiterklasse zu tun. Ihre Leitschnur waren Effizienz und Produktivität. Für die Arbeiter hieß das, daß die Manager einen neuen Anreiz zur Erhöhung der Produktivität bekamen: Die neue Linie brachte auch die Gefahr wachsender Arbeitslosigkeit mit sich.

Das April-Programm der tschechoslowakischen KP drängte, zwecks Erhöhung der Effektivität, auf die Einführung von Marktkräften in die Wirtschaft. Jedoch ließen sich manche Leute von der liberalen Rhetorik einiger Dokumente mehr beeindrucken als von deren Klasseninhalt. Die Intellektuellen und Studenten in der Tschechoslowakei wurden vom gleichen kritischen Geist angesteckt, der sich sprunghaft unter den Studenten in Rom, Paris und Berlin ausbreitete. Noch wichtiger war die Tatsache, daß die Arbeiter sich zu fragen begannen, ob die Freiheit, mit der man soviel prahlte, auch für sie galt. Streiks fanden statt.

Es war offensichtlich, daß die Entwicklung in der Tschechoslowakei zu einem ersten Ärgernis für die Russen wurde. Dubcek war dabei, ein zweiter Tito zu werden, und zwar ein Tito, der nicht so werden konnte; darüber hinaus stand die ganze Legitimität der kommunistischen Herrschaft auf dem Spiel. So drangen in der Nacht des 20. August 1968 sowjetische Truppen und Flugzeuge, unterstützt von den Armeen aus vier "Bruderstaaten" in die Tschechoslowakei ein. Sie machten sich daran, langsam aber sicher die Ordnung wieder herzustellen und eine prosowjetische Führung einzusetzen.

Die Arbeiterklasse trug die Hauptlast des Widerstandes gegen die Besetzung. Die Disziplin der Arbeiter war so groß, daß der 14. Parteitag der tschechoslowakischen KP im Herzen des von sowjetischen Truppen besetzten Prag abgehalten wurde - in einer Fabrik.

Soweit die Arbeiter sich jetzt gegen die sowjetischen Truppen und hinter Dubcek stellten, kämpften sie eher auf nationalen als auf Klassen-Positionen; aber nur die Arbeiter konnten als Klasse konsequent für das Recht nationaler Selbstbestimmung eintreten.

�INHALT "" \l 3�Die Internationale Auswirkung der Ereignisse

�INHALT "" \l 3�in der Tschechoslowakei

Die Auswirkung der tschechoslowakischen Ereignisse auf die internationale kommunistische Bewegung unterschied sich sehr von derjenigen der ungarischen Revolution von 1956. An diesem Unterschied kann man ermessen, wie stark sich die Bewegung im Lauf von 12 Jahren entwickelt hatte.

Die Situation der Parteien im Westen hatte sich radikal verändert das war der erste und wichtigste Gesichtspunkt. 1956 waren sie immer noch Opfer der Isolation im Kalten Krieg und von jeder Teilnahme am nationalen Leben ausgeschlossen. Der Popularitätsverlust der KPs aufgrund der Unterdrückung der ungarischen Revolution hatte kein großes Problem dargestellt, weil Kriegsfieber und Presseverleumdungen ohnehin jegliche Popularität außerhalb der eigenen Reihen ausgelöscht hatten. Die Militanten, eingesperrt in ein Ghetto des Hasses, gingen mit beträchtlichem Recht davon aus, daß die bürgerliche Presse systematisch log und waren deshalb recht leicht von der Richtigkeit der sowjetischen Version der Ereignisse zu überzeugen.

1968 waren die verschiedenen KPs aus ihrem Ghetto herausgekommen; sie bemühten sich um politische Bündnisse mit einer ganzen Gruppe von sozialdemokratischen Parteien und trachteten danach, sich als respektable und glaubwürdige Organisationen zu repräsentieren, bei denen man sich darauf verlassen konnte, daß sie das nationale Interesse an die erste Stelle setzten und nicht als "Agenten Moskaus" handelten. Einige Parteien hatten sogar auf eine Regierungsbeteiligung gesetzt. Eine Unterstützung der Sowjetunion hätte ihre Erfolgschancen stark beeinträchtigt und sie um einige Jahre zurückgeworfen.

Zweitens maßen die sowjetischen Führer der Unterstützung durch Bruderparteien im Zeitalter der atomaren Diplomatie weniger Bedeutung bei. Moralische Unterstützung war natürlich nützlich, aber es stand nicht mehr zur Debatte, sich auf die KPs im Westen als Verteidigungslinie zu stützen. Man könnte sogar argumentieren, daß die Russen, da sie die Rückkehr der KPs in Frankreich und Italien auf die Hauptstraße des politischen Lebens begrüßten, gar nicht sehr böse über eine Geste der Unabhängigkeit sein konnten. Drittens lag die Klassennatur der Ereignisse in der Tschechoslowakei offen zutage. Die Bourgeoisie erkennt ihresgleichen, und die salbungsvollen Phrasen von Dubcek und Sik waren von einem ganz anderen Kaliber als die namenlosen, rauhen Proletengesichter von Budapest. Das Image Dubceks - er wurde persönlich mit der Parole "Sozialismus mit einem menschlichen Gesicht" identifiziert - war hervorragend geeignet, ihm die Unterstützung der Mittelklassen zu verschaffen - Innerhalb des kommunistischen Blocks sahen sich die Russen keinen großen Schwierigkeiten gegenüber. Einige wenige Personen demonstrierten und verteilten Flugblätter, aber mit ihnen wurde man leicht fertig. Die Nord-Vietnamesen gaben - mit etwa 2 Wochen Verzögerung eine Erklärung heraus, die die sowjetische Aktion guthieß. Sie wollten offensichtlich nicht ihre Rüstungsversorgung gefährden und in jedem Fall muß es von Hanoi aus gesehen einleuchtend genug gewesen sein, die Schuld den »amerikanischen lmperialisten und westdeutschen Revanchisten« zu geben, Fidel Castro hielt eine lange Rede, in der er sich nachdrücklich und trotzdem irgendwie zweideutig auf die Seite der Sowjetunion schlug. Auch er konnte es sich nicht leisten, seine sowjetischen Freunde anzugreifen. Diese beiden Hilfsakte enttäuschten diejenigen grausam, die sich einbildeten, daß Kuba und Vietnam, weil sie gezwungen worden waren in vorderster Front gegen den lmperialismus zu kämpfen, auch wirksam mit dem Stalinismus gebrochen hatten.

Ebenso war vorauszusehen, daß die Chinesen sich gegen die Russen wenden würden, wenn auch ohne jede Sympathie für die Tschechoslowaken.

Die Parteien in der nichtkommunistischen Welt stellten die Ereignisse in der CSSR vor eine sehr schwere Entscheidung. Nicht nur der Sonderfall eines möglicherweise weit entfernten Landes in Osteuropa war hier das Problem. Es ging um die ganze Rolle der Parteien selbst darum, ob sie sich in stalinistische Sprachrohre Moskaus zurückverwandelten oder in sozialdemokratische Parteien, die nach den Bromsamen vom Tisch ihrer Bourgeoisie trachteten. Das erklärt, warum die tschechoslowakischen Ereignisse selbst an einer so entlegenen wie z.B. in der venezolanischen KP eine schwere Krise auslösten.

Diejenigen KPs, die die sowjetische Aktion unterstützten, waren entweder direkt von sowjetischer Hilfe abhängig (wie die Exilparteien) oder verfügten im eigenen Land über keine wirkliche Basis und hätten ihren ganzen Existenzgrund verloren, wenn sie die Nabelschnur nach Moskau durchtrennt hätten.

Die scharfe Mißbilligung der Okkupation durch die italienische KP fügte sich nur in das Schema ihrer früheren Politik ein, aber der Entschluß der französischen Partei, eine eher zögernde Kritik zu üben, war ein noch nicht dagewesener Schritt seitens einer Partei, die immer im Ruf gestanden hatte, die treueste der treuen zu sein. Zugegebenermaßen war ihre Erklärung widerwillig und verklausuliert; sie mußte einen Seiltanz zwischen Extremen auf beiden Seiten durchführen, und das Manöver hinterließ einige Wunden. Einerseits erklärte Jeanette Vermeersch, die Witwe des KP-Führers Maurice Thorez, aus Mißbilligung des Bruchs mit Moskau ihren Rücktritt aus dem Zentralkomitee. Andererseits wurde Roger Garaudy, dessen Strategie des Werbens um die Mittelklasse durch eine allzu glühende Begeisterung für Dubcek zusätzlichen Auftrieb erhielt, ausgeschlossen.

Die britische Partei folgte der französischen in der Ketzerei, wie sie ihr so oft in der Orthodoxie gefolgt war, obwohl unter der prosowjetischen Minderheit in ihren Reihen viele militante Fabrikkämpfer waren, die die Tage der Loyalität zu Moskau mit einer kraftvolleren Aktivität in den Fabriken identifizierten.

Die sowjetischen Führer reagierten auf diese Kritik mit Besorgnis, aber nicht mit tiefer Bestürzung; im allgemeinen versuchten sie sich recht versöhnlich zu geben in der Hoffnung, die Bewegung auf der Weltkonferenz im Sommer 1969 neu um sich gruppieren zu können. Aber eine der westeuropäischen Parteien stellte eine wirkliche Gefahr dar: die österreichische. Nahe der tschechoslowakischen Grenze und in regelmäßigem Kontakt mit der tschechoslowakischen Politik, hätte sich eine Anti-Moskau-Partei in Wien zu einem gefährlichen Eiterherd entwickeln können. Deshalb floß hier sowjetisches Geld herein um die Partei zur Revidierung ihrer Entscheidung gegen die Okkupation zu bringen. Zwei prosowjetische Zeitungen wurden gegründet, um eine Kampagne für einen Linienwechsel durchzuführen. Eine davon veröffentlichte zwei Spezialausgaben, die die Führer der antisowjetischen Tendenz attackierten, und stellte dann ihr Erscheinen ein. Im Oktober 1969 revidierte die österreichische KP ihre Entscheidung und ihr prominentester Intellektueller, der Veteran Ernst Fischer, wurde ausgeschlossen.

Die im Juni 1969 in Moskau abgehaltene Weltkonferenz brachte der KPdSU bei der Neugruppierung der Bewegung einen bedingten Erfolg, aber dieser wurde nur erreicht, indem man den erforderlichen Konsens sehr niedrig ansetzte. Von den 92 in der Welt auszumachenden KPs waren 75 anwesend. Von diesen stellten sich 12 nicht voll hinter die sehr vage Erklärung; im Hauptdokument über den Kampf gegen den Imperialismus wird die Tschechoslowakei nicht erwähnt.

�INHALT "" \l 3�Polen 1970

In der Tschechoslowakei konnte sich die prosowjetische Bürokratie wieder festsetzen, und Dubceks Anhänger wurden langsam aber sicher ausgeschaltet, - ganz zu schweigen von den Kräften, die links von Dubcek standen. Aber die Krise, die die Wirtschaften Osteuropas befallen hatte, dauerte an. Immer wieder brachen Krisen aus. In Polen fehlten 1970 ausreichende lnvestitionen zur Finanzierung des Plans; so wurde wie üblich versucht, die Arbeiter dafür zahlen zu lassen, und zwar mittels einer "Preisreform", die unverhüllt den Lebensstandard der Arbeiter angriff. Die Preise der Grundnahrungsmittel stiegen steil an, während Luxusgüter billiger wurden. Daraufhin explodierte die Wut der Arbeiterklasse - es kam zu Streiks, Demonstrationen und sogar Fabrikbesetzungen. Gomulka, der 1956 zur Macht gekommen war, wurde zum Rücktritt gezwungen; sein Nachfolger Gierek mußte sich persönlich zu den Schiffswerften von Stettin begeben, um mit den Arbeitern zu verhandeln. Die Forderungen, die erhoben wurden, gingen weit über rein wirtschaftliche Forderungen wie die Rücknahme der Preiserhöhungen hinaus und verlangten freie Wahlen in den Gewerkschafts- und Parteiorganisationen und ehrliche Informationen über die Wirtschaftssituation. Auch in Jugoslawien wuchs die Unzufriedenheit unter Studenten und Arbeitern.

�INHALT "" \l 3�Schlußfolgerung

Jede der aufeinander folgenden Krisen in Osteuropa unterstrich immer stärker die Wahrheit der Aussage der polnischen Oppositionellen Kuron und Modzelewski in ihrem "Revolutionär-sozialistischen Manifest" von 1965:

»So wenig die wirtschaftliche Krise im Rahmen der gegenwärtigen Produktionsverhältnisse überwunden werden kann, so wenig kann die allgemeine gesellschaftliche Krise innerhalb der Grenzen, die die herrschenden sozialen Verhältnisse setzen, überwunden werden. Eine Lösung ist nur durch den Sturz der herrschenden Produktions- und Gesellschaftsverhältnisse möglich. Die Revolution ist eine Entwicklungsnotwendigkeit.«�

So bot der kommunistische Block in den frühen siebziger Jahren ein Bild dar, das sich sehr von dem der frühen fünfziger Jahre unterschied. Tatsächlich konnte man kaum noch von einem Block reden. 1950 hatten alle Parteien mit einer einzigen Stimme gesprochen; ein Ketzer wie Tito konnte von Moskau genauso wirksam wie vom Vatikan exkommuniziert werden. In den siebziger Jahren gab es ein halbes Dutzend Rivalen, die sich alle auf die Rechtgläubigkeit und das Erbe des "Marxismus-Leninismus" beriefen. Bündnisse und Spaltungen gründeten sich eher auf taktische Erfordernisse als auf die Ideologie, wie etwa das ziemlich unerwartete Bündnis von China und Rumänien 1971. Der Polyzentrismus breitete sich jetzt unaufhaltsam aus. Das hatte tiefe Auswirkungen im Westen und in der unterentwickelten Welt. Der chinesisch-sowjetische Bruch und die Invasion in der Tschechoslowakei verursachten gewaltige Umwälzungen. Aber langfristig noch wichtiger war das Verschwinden jedes Identifikationspunktes, jeder festen Führung, auf die die KPs sich beziehen konnten. Der Stalinismus alten Stils wurde schnell unmöglich. Der Übergang auf sozialdemokratische Positionen war fast abgeschlossen.

�INHALT "" \l 2�12. Asien und Lateinamerika

Die sechziger Jahre brachten für die unterentwickelten Länder nichts neues, keine wirkliche Aussicht auf wirtschaftliche Entwicklung und höheren Lebensstandard. In vielen Ländern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas wandten sich die Revolutionäre dem Guerillakrieg zu in der Hoffnung, die Siege von Kuba und Algerien wiederholen zu können. Aber der Erfolg war sehr begrenzt; die führende Kraft war normalerweise das Kleinbürgertum, besonders die Intellektuellen, die sich, oft Zeit und in wenigen Ländern (Südwestafrika, Bolivien) spielte die Arbeiterklasse eine Rolle.

Die sowjetische Strategie zielte weiter auf ein direktes Bündnis mit den nationalistischen Führern, und den kommunistischen Parteien wurde im besten Fall eine zweitrangige Rolle zugebilligt. Aber während der sechziger Jahre erlitten die sowjetischen Interessen in der unterentwickelten Welt eine Reihe von Rückschlägen. Verschiedene Führer, die als "revolutionäre Demokraten" eingestuft wurden, wie Nkrumah in Ghana und Ben Bella in Algerien wurden von Kräften gestürzt, die der Sowjetunion weniger freundlich gesinnt waren. Nasser erlitt im Krieg mit Israel eine schwere Niederlage, ohne daß die Sowjetunion wirksam zu seinen Gunsten eingriff; sogar Nordvietnam mußte jahrelang katastrophale Bombardierungen hinnehmen, ohne daß die Sowjetunion bereit gewesen wäre, dies als einen Bruch des "status quo", d.h. der gegenseitig respektierten Einflußzonen zu betrachten.

Dies führte dazu, daß die sowjetische Glaubwürdigkeit in der unterentwickelten Welt abnahm. In bestimmtem Umfang kam das den Anhängern der chinesischen und kubanischen Linie zugute, denn sie und nicht die prosowjetischen Kommunisten waren mit Napalmbomben und Maschinengewehren konfrontiert.

�INHALT "" \l 3�Vietnam

Um den Krieg in Vietnam zu verstehen, der Mitte der sechziger Jahre ausbrach, muß man bis zum Jahr 1954 zurückgehen. In diesem Jahr führte die Unfähigkeit der Franzosen, Vietnam länger zu halten, im Verein mit den Annäherungsschritten zwischen Ost und West zur Genfer Konferenz und im Juli zur Unterzeichnung des Genfer Abkommens.

Dieses Abkommen sah vor, daß Vietnam zeitweilig in zwei ungefähr gleich große Teile aufgeteilt werden sollte, wobei man am 17. Breitengrad eine ziemlich willkürliche Trennungslinie zog. Wahlen zur Wiedervereinigung des Landes sollten innerhalb von zwei Jahren abgehalten werden, zwischenzeitlich sollte keines der vorläufigen Regimes - das im Norden unter kommunistischer Führung und das im Süden unter Ngo Dinh Diem (er war de facto eine amerikanische Marionette) - militärische Aufrüstung betreiben oder irgendeinem Bündnis beitreten dürfen. Wenn die vietnamesischen Kommunisten auch einen großartigen militärischen Sieg erkämpft hatten, so hatten sie doch zugleich größere politische Zugeständnisse gemacht. Hauptsächlich China drängte auf einen Kompromiß. 'The Times' berichtete viele Jahre später, am 13. Juli, 1972: »Tschu sagte, daß er einen Fehler gemacht hätte, als er die Vietnamesen in Genf 1954 zu Konzessionen überredet hätte, um ein Abkommen zu erreichen; jetzt sei er klüger als damals.« Zur Zeit der Genfer Konferenz kontrollierten die Streitkräfte des Vietminh fast das ganze Land. Mit Sicherheit hatten sie die politische Unterstützung der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung. Ein so unverdächtiger Antikommunist wie der US-Präsident Eisenhower schrieb in seinen Memoiren:

»Ich habe nie mit jemanden gesprochen oder korrespondiert, der auf Grund seiner Kenntnisse der Lage in Indochina nicht mit mir der Meinung gewesen wäre, daß möglicherweise 80% der Bevölkerung für Ho Tschi-Minh gestimmt hätten, wenn die Wahlen zur Zeit der Kämpfe abgehalten worden wären.«�

Sich selbst überlassen, wären die südvietnamesischen Kommunisten wahrscheinlich genauso zugänglich für die Doktrin der friedlichen Koexistenz gewesen wie die Kommunisten anderswo. Was sie schließlich zwang, den Kampf gegen das diktatorische Regime Ngo Dinh Diems wieder aufzunehmen, war die Landfrage. Diems sogenannte Landreform gab in Wirklichkeit den Großgrundbesitzern das Land zurück, welches der Vietminh an die Bauern verteilt hatte. Viele dieser Großgrundbesitzer waren Katholiken, die den Norden nach dem Genfer Abkommen verlassen hatten. Die Land"reform" war so erfolgreich, daß fast die Hälfte des Landes weniger als 3% der Grundbesitzer gehörten. Dem Widerstand dagegen wurde mit wachsender Unterdrückung begegnet und die versprochenen Wahlen fanden nie statt.

Die südvietnamesischen Kommunisten schienen während der fünfziger Jahre keine besonders klare Strategie zu haben. Die Partei selbst war zersplittert, und auch aus dem Norden kam keine vereinheitlichende Linie. Dieser sorgte sich mehr um seine eigene wirtschaftliche Konsolidierung als um die Befreiung des Südens. Auch der bewaffnete Kampf im Süden folgte keiner klaren sozialen oder politischen Linie; ebensowenig stand die Landreform immer im Mittelpunkt. Erst im September 1960 rief die nordvietnamesische KP formell zum bewaffneten Kampf und zur Befreiung des Südens auf. Weit entfernt, den Kampf im Süden angezettelt zu haben, halfen die nodvietnamesischen Führer dem Süden erst mit skandalöser Verspätung.

Bis 1965 war der nordvietnamesische Beitrag sehr begrenzt. Nach amerikanischen Schätzungen kam im Februar 1965, als die amerikanische Bombardierung des Nordens begann, nur eine von fünf der im Süden kämpfenden Einheiten der Nationalen Befreiungsfront aus Nordvietnam, und davon stammte noch die Mehrzahl ursprünglich aus dem Süden - Vietminh-Kämpfer, die 1954 vor der Unterdrückung in den Norden geflohen waren. Dementsprechend schätzte 1965 ein amerikanischer Offizieller, der in Saigon gedient hatte, daß, wenn Nordvietnam seine militärische Hilfe einstellte, »der Vietkong wahrscheinlich nicht mehr geschwächt würde als das Pentagon, wenn man dort die Klimaanlage abschaltete.« Selbst nach Beginn der Bombardierung des Nordens bezogen die Nationale Befreiungsfront und Nordvietnam noch verschiedene politische Positionen: die NBF bestand auf einem völligen Abzug der USA vor der Aufnahme von Verhandlungen, während Nordvietnam nur eine Zusage des endgültigen Abzugs der USA verlangte.�

Das Volk von Nordvietnam erlitt durch die fortgesetzten Terrorbombardements gegen die Zivilbevölkerung und ihre Lebensgrundlagen Furchtbares, während der Krieg zugleich das Regime festigte.

Die Nationale Befreiungsfront des Südens gab niemals vor, eine Organisation der Arbeiterklasse zu sein; sie betonte im Gegenteil immer die rein nationalistischen Forderungen und die Einheit aller sozialen Klassen, wie man aus den Hauptpunkten ihres Programms von 1961 ersehen kann:

»	I. Sturz des verschleierten Kolonialregimes der amerikanischen Imperialisten und Einsetzung einer Regierung der nationalen demokratischen Einheit.

	II. Bildung einer in hohem Maße liberalen und demokratischen Regierung.

	III. Aufbau einer unabhängigen und souveränen Wirtschaft, Verbesserung der Lebensbedingungen des Volkes.

	VI. Verminderung der Landpacht; Durchführung einer Agrarreform mit dem Ziel, das Land denen zu geben, die es bebauen.

	V. Entwicklung einer nationalen und demokratischen Kultur und Erziehung.

	VI. Schaffung einer nationalen Armee, die der Verteidigung des Vaterlandes und des Volkes ergeben ist.«

Im neuen Programm, das auf einem außerordentlichen Kongreß der Nationalen Befreiungsfront Südvietnams (NBS) im August 1967 angenommen wurde, gab es keine bedeutende Veränderung. Es wurde erklärt, daß

»die nationale Befreiungsfront konsequent für die Einheit aller sozialen Schichten, aller Klassen, Nationalitäten, politischen Parteien, religiösen Gruppen, aller Patrioten und fortschrittlichen Kräfte eintritt, ohne Rücksicht auf ihre politischen Ansichten, um gemeinsam gegen die US-Imperialisten und ihre Lakaien zu kämpfen, unsere heiligen nationalen Rechte zurückzugewinnen und unseren eigenen Staat zu erbauen.«

Und die NBS verbürgte sich unter anderem, »das Recht auf das Eigentum an Produktionsmitteln und andere Eigentumsrechte der Bürger zu schützen, in Übereinstimmung mit den Gesetzen des Staates.«

Das nationalistische Programm der NBS, ihr Mut und ihre Entschlossenheit, und ihre wirkliche Verwurzelung in der Bauernbevölkerung Südvietnams ermöglichten es ihr, der Zerstörungsmaschinerie der US-Imperialisten zu trotzen. Schon 1963 zeigte eine offizielle amerikanische Untersuchung, daß die NBS in der Lage war, in 37 von 40 Provinzen ein angemessenes Steuersystem aufrechtzuerhalten. Darüber hinaus wahrte die NBS eine internationalistische Haltung gegenüber den US-Truppen, die ihr half, von den Erschütterungen in deren Moral zu profitieren. Offizielle Befehle, die 1971 erlassen wurden, wiesen die Truppen der NBS an, »Angriffe auf solche amerikanische Soldaten zu unterlassen, die individuell oder kollektiv die Rückführung in ihre Heimat verlangen, sich den Befehlen ihrer Vorgesetzten widersetzen, jeden feindlichen Akt gegen die Volksbefreiungsarmee vermeiden, sich weigern, den Truppen der Saigoner Armee zu helfen oder zu ihrer Unterstützung zu kommen, das Eigentum und Leben des Volkes von Südvietnam nicht antasten, sich nicht in seine inneren Angelegenheiten einmischen und seinen Kampf gegen die Thieu-Ky-Khiem-Clique nicht behindern.«

Jedoch bedeutete dieses nationalistische Programm und dieses bäuerliche Fundament, daß die NBS nicht versuchte, die Unterstützung der südvietnamesischen Arbeiterklasse zu gewinnen. Die Kriegsanstrengung der USA führte zu einem massiven Bevölkerungszufluß in die Städte Südvietnams und zu einer Entwicklung der Industrie. Die südvietnamesische Arbeiterklasse wurde durch die Kriegssituation nicht eingeschläfert und passiv; im Gegenteil gab es während des ganzen Krieges immer wieder große Streiks, die oft den amerikanischen militärischen Aufbau behinderten. Aber den Streiks lagen im allgemeinen Ökonomische Forderungen zugrunde, und die NBS versäumte es, sich diese zu eigen zu machen. Nur während ihrer großen Offensive im Februar 1968 gab es eine Mobilisierung der Stadtbevölkerung, und auch das nur für kurze Zeit.

Die NBS war nicht in der Lage, den USA eine militärische Niederlage beizubringen; aber sie war imstande, die USA in eine Position zu zwingen, in der der Krieg seinen Preis nicht mehr wert war, so daß sie eine Formel für den Rückzug finden mußten. An sich bedeutete das noch keine schwere Niederlage des US-Imperialismus; er hatte kein besonderes, wohlbegründetes Interesse an Vietnam und gab mit Sicherheit mehr für den Krieg aus als ihm jeder wirtschaftliche Vorteil eingebracht hätte, den er sich vom vietnamesischen Territorium hätte erhoffen können.

Aber politisch und psychologisch war es ein gewaltiger Sieg für die Befreiungskräfte, der die ganze Weit in Erregung brachte. Im Westen prägte der Vietnamkrieg die moralisch-politische Empörungskraft der entstehenden Studentenbewegung und trug enorm zu ihrem Erstarken bei. Oft führte die scheinbar "abgelegene" Vietnamfrage zu Konfrontationen, die unmittelbare Probleme wie Polizeibrutalität und Universitätsdisziplin aufwarfen. Auf diese Weise förderte sie die Politisierung der Studentenbewegung. Die unmittelbare Auswirkung auf die Arbeiterklasse war zwar schwächer, doch hob der Krieg auch hier häufig das Niveau des politischen Bewußtseins. In Japan streikten im Herbst 1966 vier Millionen Arbeiter gegen den Krieg; 1967 beschloß die australische Matrosengewerkschaft, zwei Handelsschiffe nicht zu bemannen, die Bomben nach Vietnam bringen sollten. Eine internationalistische Tradition, die seit den zwanziger Jahren weitgehend verloren gegangen war, wurde langsam wiedergeboren.

Aber die tiefsten Wirkungen waren im Bollwerk des Imperialismus selbst, in den Vereinigten Staaten zu spüren. Eine massive Unzufriedenheit mit dem ganzen Regime ergriff die studentischen Schichten, also die Ausbilder und Verwalter der nächsten Generation. Und vor allem beeinflußte Vietnam den sich entwickelnden Kampf der schwarzen Amerikaner mit am meisten. Die Schwarzen trugen die Hauptlast eines sinnlosen und entnervenden Krieges; Schwarze stellten 13 Prozent der Armee, aber 18 Prozent der Getöteten und Verwundeten trugen eine schwarze Hautfarbe; gleichzeitig waren nur 3,4 Prozent der Offiziere Schwarze. In einer Untersuchung aus dem Jahr 1971 sagten fast 50 Prozent der schwarzen Soldaten, daß sie im Kampf für gleiche Rechte zu Hause zu den Waffen greifen würden .�

Das Paradoxe war, daß, während die Befreiungsstreitkräfte in Vietnam kommunistisch geführt waren, kommunistische Parteien in der ganzen Welt es unterließen, die Führung in der Solidaritätsbewegung zu übernehmen. Mit ihrer üblichen Strategie der "breiten Einheit" forderten die KPs Frieden, Verhandlungen und Unterstützung der Vereinten Nationen. Sie wandten sich gegen die Parole "Für den Sieg der Nationalen Befreiungsfront" und sogar gegen die Forderung nach sofortigem Abzug der US-Truppen; an einigen Orten wurden Fahnen der Befreiungsfront Demonstranten von kräftigen KP-lern aus den Händen gerissen. Die Vietnamfrage ermöglichte zum ersten Mal, daß die KPs in Europa und anderswo links überholt wurden - zugegebenermaßen bei den Studenten und der Jugend, nicht bei den Arbeitern. Zum ersten Mal seit zwanzig Jahren schuf sie eine Massenbasis für Revolutionäre.

�INHALT "" \l 3�Indonesien

Aber ebenfalls in Asien sollte der internationale Kommunismus seine katastrophalste Niederlage seit den dreißiger Jahren erleiden. In Indonesien bestätigte die erste allgemeine Wahl des Landes 1955 Ahmed Sukarno in der Macht, einen radikalen Nationalisten, der seit den dreißiger Jahren politisch aktiv und früher das Haupt der von den Japanern geförderten Kriegsregierung gewesen war. Sukarno regierte im Namen von fünf Prinzipien, dem "Pantja Sila", als da waren: Glaube an einen einzigen Gott, Humanismus oder Internationalismus, Nationalismus oder Patriotismus, Demokratie, soziale Gerechtigkeit.

Sukarno wurde von der KP unterstützt; als er den Zeremonien beiwohnte, die im Sommer 1965 zum Gedenken des 45. Jahrestages der Gründung der indonesischen KP abgehalten wurden, erklärte er, daß die KP ein »ungeheuer wichtiger Faktor bei der Durchführung der indonesischen Revolution« gewesen sei.

Die von der KP verfolgte Strategie war im wesentlichen dieselbe gewesen wie die der chinesischen Kommunisten gegenüber Tschiang Kai-Schek vor dem Massaker von 1927. Das Bündnis dauerte viel länger als in China, aber am Ende war das Resultat tragischerweise sehr ähnlich.

Die Unterstützung Sukarnos war keineswegs taktischer Natur. Sie wurde durch eine völlige Revision des Marxismus gerechtfertigt. So schrieb der Parteiführer, D.N. Aidit, 1956:

»Gegenwärtig umfaßt die Staatsmacht in der Republik Indonesien zwei antagonistische Seiten, von denen eine die Interessen des Volkes repräsentiert (auf Seiten des Volkes steht) und die andere die Interessen der Feinde des Volkes (das Volk bekämpft). Die Seite, die das Volk unterstützt, wird von Tag zu Tag stärker, die Regierung der Republik Indonesien hat sogar revolutionäre antiimperialistische Maßnahmen ergriffen.«�

Diese Ansicht, daß der Staat tatsächlich sowohl die Interessen der Unterdrücker wie der Unterdrückten vertreten könnte, führte zu einigen grotesken Einschätzungen. So sagte einer der obersten Führer der indonesischen KP (KPI), Njoto, einem Journalisten nur wenige Tage vor seinem Tod: »Die KPI ist immer der Ansicht gewesen, daß die indonesische Armee nicht dasselbe ist wie Armeen in den imperialistischen Ländern oder wie jetzt in Indien. Dies erklärt sich sowohl aus ihrer Entstehungsgeschichte wie auch aus ihren antiimperialistischen und antifeudalen Zielen, aber auch aus der Zusammensetzung ihrer Soldaten, die meistens aus der Bauernschaft und Arbeiterklasse kommen.«�

Die KP akzeptierte, als Sukarno die Wahlen durch "gelenkte Demokratie" ersetzte, etwa 60 von 261 Sitzen in der eingesetzten Versammlung und ihre Mitglieder wurden in alle Staatsorgane außer der militärischen Sicherheit aufgenommen. Aidit wandte sich sogar mit einer Grußadresse an die Bankiers-Vereinigung und sagte den »Kräften der nationalen Kapitalisten im wirtschaftlichen Aufbau« Unterstützung zu. Natürlich bewies die KP auch Militanz. Sonst hätte sie keine Rolle zu spielen, nichts zu verkaufen gehabt. Aber ihre Militanz war auf äußere Ziele gerichtet. Zum Beispiel starteten 1964 die unter KP-Einfluß stehenden Gewerkschaften eine große und recht erfolgreiche Kampagne zur Übernahme britischer Firmen in Indonesien; sie entfalteten auch eine antiamerikanische Demagogie, indem sie Verbote von amerikanischen Filmen und amerikanischer Musik usw. forderten.

Die Kombination von antiimperialistischer Rhetorik und Verbindungen mit dem Staatsapparat sicherte der KP große Popularität, und ihre Mitgliedschaft wuchs sprunghaft. 1952 betrug sie nur zehntausend, aber ein Parteitag, der im selben Jahr abgehalten wurde, beschloß, sie innerhalb von sechs Monaten auf 100.000 auszudehnen. Bei den Wahlen von 1955 erhielt die KP über sechs Millionen Stimmen (16,4 Prozent aller Stimmen) und 1965 gab sie ihre Mitgliederzahl mit drei Millionen an. Die mit ihr verbündeten Industriegewerkschaften bezifferten ihre Mitgliederzahl auf dreieinhalb Millionen, die Bauerngewerkschaften auf drei Millionen, die Frauenorganisationen auf eineinhalb Millionen und die Jugendorganisationen auf zwei Millionen. Diese Zahlen mögen wohl übertrieben gewesen sein, aber die Behauptung, daß die indonesische KP die größte nicht herrschende KP der Welt war, traf fast mit Sicherheit zu.

In ihrem Parteiprogramm beanspruchte sie, gleichzeitig eine Massenpartei und eine Kaderpartei zu sein. Jedoch erscheint die Art marxistischer Ausbildung, die sie ihren Mitgliedern vermittelte, hochgradig verdächtig, wenn man Erklärungen wie die von D.N. Aidit 1959 betrachtet:

»Um ein wirklicher Revolutionär zu werden, muß man die Schriften von Autoren in verschiedenen Ländern studieren. Wer die Werke der führenden Persönlichkeiten der indonesischen Revolution, besonders Sukarnos Bücher "Für ein unabhängiges Indonesien" und "Indonesien klagt an" nicht studiert und verstanden hat, kann unter den heutigen Bedingungen kein bewußter Revolutionär werden.«�

Die KP protestierte nicht gegen das Verbot von Streiks in der Industrie, weil sie das bei ihrer Unterstützung der Regierung in Konflikt gebracht hätte. Bei einer Gelegenheit brach die KP bewußt einen von Sozialisten organisierten Streik. Nach einer Bauernkonferenz, die die KP 1959 einberufen hatte, machte sie zum Hauptpfeiler ihres Bauernprogramms (für ein Land, in dem 80 Prozent der Bevölkerung Bauern sind) die Parole: sechs zu vier. Das bedeutete, daß sie sich für eine Teilung der Ernte zwischen denen, die das Land bebauten und den Grundbesitzern im Verhältnis von 60 zu 40 Prozent einsetzte.� Und als Sukarnos eigene Landreform ohne Wirkung durchgeführt wurde, wandte sie sich gegen alle Schritte der Bauern, das Land auf eigene Faust zu teilen.

Als der chinesisch-sowjetische Bruch offenbar wurde, richtete die indonesische KP sich nach China aus. Nicht einfach die geographische Nähe stand dahinter, sondern die Tatsache, daß die Außenpolitik Sukarnos den Interessen der Chinesen entsprach. Diese waren stark an ihrer Beibehaltung interessiert. Die Chinesen scherten sich wahrscheinlich wenig um die Innenpolitik der indonesischen KP, obwohl sie sicherlich im Gegensatz zu vielem stand, was sie in ihrer Polemik mit der Sowjetunion vorgebracht hatten. Währenddessen rüstete die Sowjetunion die indonesische Armee modern aus. Nur allzu bald sollte diese Ausrüstung gegen die KP eingesetzt werden.

Die Krise kam 1965 mit einem Staatsstreich unter Führung der "Bewegung des 30. September" (tatsächlich wurde der Staatsstreich in den Morgenstunden des 1. Oktober durchgeführt). Diese Bewegung ging von einer kleinen Zahl von radikalen Armeeoffizieren aus, die versuchten, die ältere Armeeführung zu vernichten. Die KP-Führung billigte die Rebellion nicht explizit, und die Kommentare der KP-Presse waren zweideutig, wenn nicht sogar feindselig. Jedoch unterstützte eine beträchtliche Zahl von einfachen KP-Mitgliedern, vor allem die Jugend, die Bewegung. Das lieferte der Armee den Vorwand und die Gelegenheit, gegen die KP vorzugehen, die sie seit langem gehaßt hatte, aber nicht hatte auslöschen können. Sie behauptete, zur Verteidigung Sukarnos zu handeln, der deshalb erst einige Zeit später entfernt werden konnte.

Das Ergebnis war eines der größten Massaker seit dem zweiten Weltkrieg. Die gesamte Führungsspitze der Partei wurde hingerichtet: das einzige überlebende Mitglied des Politbüros weilte aus Gesundheitsgründen in Peking. Aber die Armee ging auch daran, die Basis der Partei in den Dörfern zu zerstören; die Gesamtzahl der Getöteten lag mit Sicherheit weit über 100.000 und kann sogar eine halbe Million betragen haben. Die Technik der Armee bestand darin, in ein Dorf zu gehen und den Dorfvorsteher zu zwingen, die Namen aller KP-Mitglieder und -Sympathisanten herauszugeben, sie zusammenzutreiben und dann den gewalttätigen antikommunistischen christlichen und Moslem-Mob über den Zeitpunkt ihrer Freilassung zu informieren. Wenn sie dann aus dem Gefängnis kamen, wurden sie mit Buschmessern in Stücke gehauen.

Während das Massaker wütete, kam wenig Protest von der Linken in der ganzen Weit. Die Sowjetunion kommentierte es kaum; und die chinesischen Delegierten auf der Weltkonferenz gegen ausländische Stützpunkte in Djakarta standen ohne zu protestieren dabei, als ihre indonesischen Genossen mitten in der Versammlungshalle verhaftet wurden.

�INHALT "" \l 3�Lateinamerika

Für viele Leute in Europa schien Lateinamerika das Zentrum der revolutionären Stürme in den sechziger Jahren zu sein. Um die Kämpfe, die stattfanden, zu verstehen, muß man sich daran erinnern, daß die Sozialstruktur Lateinamerikas sich erheblich von der Asiens unterscheidet. Multinationale Gesellschaften haben auf der Suche nach billiger Arbeitskraft eine weitverbreitete Industrialisierung eingeführt; viele Teile des Kontinents sind hochindustrialisiert, und in einigen Ländern leben mehr als 60 Prozent der Bevölkerung in Städten. Die Arbeiterklasse kann potentiell eine führende Rolle spielen, obwohl sie bis jetzt ihre Stärke nur kurzfristig gezeigt hat - wie im argentinischen Generalstreik im Mai 1969.

Zumindest in der Theorie haben die KPs in Lateinamerika immer ihre Bindung an die Arbeiterklasse betont. Obwohl das lateinamerikanische Mitglied des Weltgewerkschaftsbundes die "Vereinigung der Arbeiter Lateinamerikas", 1964 zusammenbrach, haben sich die KPs einen bestimmten Einfluß in der Arbeiterbewegung erhalten. Am stärksten sind sie in Brasilien, Chile, Argentinien, Mexiko und Kuba gewesen.

Die KPs in Lateinamerika waren einem Druck von zwei Seiten ausgesetzt. Einerseits hat ihre Verbindung mit der Sowjetunion durch die Entwicklung der sowjetischen Handelsbeziehungen mit Lateinamerika seit Mitte der sechziger Jahre zusätzliche Bedeutung erhalten. Die KPs haben der Bereitschaft eines Regimes zum Handel mit der UdSSR bei der Charakterisierung dieses Regimes große Bedeutung beigemessen, und in einigen Fällen ist die Partei selbst als Vermittler bei der Arrangierung von Handelsgesprächen aufgetreten.

Gleichzeitig mußten sich die KPs auf die verschiedenen nationalistischen Strukturen in der lateinamerikanischen Politik beziehen. Dies hat sie in diverse Bündnisse von Volksfrontcharakter verwickelt wie die "Breite Front" in Uruguay 1971, die so breit war, daß sie sich auch auf die Christdemokraten erstreckte. In Venezuela unterstützte die KP ursprünglich den Pro-Amerikaner und Antikommunisten Betancourt. Sie ließ sich erst davon abbringen, als Betancourt gewaltsam gegen sie vorging. In Guatemala unterstützte sie sogar den üblen Diktator Méndez Montenegro bei den Präsidentschaftswahlen von 1966, angeblich um »die Widersprüche innerhalb der herrschenden Klasse zu verschärfen und die politische und soziale Basis der Diktatur zu schwächen«. Demnach war es nicht die Strategie der KPs, um die Macht zu kämpfen, sondern als "pressure-group" gegen die existierenden Regimes aufzutreten. Selbst da, wo sie den bewaffneten Kampf aufgenommen haben, geschah das üblicherweise, um sich eine Verhandlungsbasis zu verschaffen. Diese Politik der Unterstützung verschiedener Diktaturen hat zu vielen Spaltungen in den lateinamerikanischen KPs geführt; Kolumbien, Venezuela, Brasilien, Argentinien, Bolivien und Peru haben alle irgendwann einmal zwei KPs gehabt, und Mexiko hatte einmal sogar drei.

�INHALT "" \l 3�Brasilien

Obwohl die brasilianische KP seit 1947 illegal gewesen war, blieb sie eine der stärksten KPs des Kontinents. Bei den Wahlen von 1945 bekam sie 700.000 Stimmen (15 Prozent aller Stimmen) und 1947 bezifferte sie ihre Mitgliedschaft auf 200.000.

1961 wurde Joáo Goulart Präsident Brasiliens. Selbst nach lateinamerikanischen Begriffen war er kein besonders Linker, 1962 unterzeichnete er mit Präsident Kennedy eine gemeinsame Erklärung über den Schutz des Privatkapitals in der brasilianischen Wirtschaft; und die bescheidene Landreform, die er vorschlug, betraf nur 9 Prozent des bebauten Bodens in Brasilien.

Die praktische Position der KP lief, entgegen ihren theoretischen Einschätzungen, darauf hinaus, sich an Goulart anzuhängen. Eine Selbstkritik, die die Parteiführung nach Goularts Sturz veröffentlichte, formulierte es so: »Das Vertrauen, das wir in Goularts Militärmaschinerie gesetzt haben, erwies sich als falsch. Auch die Erwartung eines leichten und sofortigen Sieges, die wir zu dieser Zeit der Partei und den Massen präsentierten, war falsch.«�

Obwohl in den USA angestellte Vermutungen, die brasilianischen Kommunisten seien 1964 dabeigewesen, die Macht zu ergreifen, sicher übertrieben sind, ist es wahr, daß die Partei von ihrer Verbindung mit Goulart beträchtlich profitierte. Ihre Position in den Gewerkschaften wurde dadurch gestützt, und viele Kommunisten bekamen Stellen in der Verwaltung, um Goularts verschiedene Reformpläne durchzuführen. 1963 interviewte Art Shields vom New Yorker 'Worker' L.C. Prestes, den alten Führer der brasilianischen KP und berichtete:

»Große Veränderungen bereiten sich in Brasilien vor, und in diesem sich verändernden Bild spielt die Kommunistische Partei eine große Rolle. Ihre Stärke hat sich seit 1960 verdoppelt, sagt L.C. Prestes, der Generalsekretär der Partei.

Die Mitgliedschaft der fortschrittlichen Bauerngewerkschaften ist von 50.000 vor 2 Jahren auf heute 600.000 gestiegen. Die Friedensbewegung, die das Hauptanliegen der Partei ist, hat große Fortschritte gemacht.«

...»Der Einfluß der Kommunistischen Partei und anderer demokratischer Gruppen in den Reihen der brasilianischen Armee steigt«, sagt Prestes, der selbst einmal Armeeoberst war. »Dieser Einfluß schützt das Volk vor der Gefahr eines reaktionären militärischen Staatsstreichs.«�

Am 1. April 1964 stürzte ein in Washington organisierter militärischer Staatsstreich Goulart. Aber die Schuld dafür kann nicht bloß der Einmischung von außen gegeben werden, denn die brasilianische KP war nicht in der Lage, oder nicht willens, die Bevölkerung gegen den Staatsstreich zu mobilisieren. Weder die nationale Bourgeoisie noch die Arbeiter waren bereit, ihr Leben zu riskieren und zur Verteidigung Goularts auf die die Straße zu gehen.

Die neue Militärregierung startete einen antikommunistischen Kreuzzug; der Fußball-Nationalmannschaft wurde sogar das Tragen von roten Trikots verboten. Aber der Staatsstreich bedeutete auch einen ungeheuren Angriff auf den Lebensstandard der Arbeiterklasse; ein nationaler Rat für Lohnpolitik wurde gebildet, um die Lohnerhöhungen zu kontrollieren und stellte sicher, daß die Löhne langsamer wuchsen als die Lebenshaltungskosten, US-Kapital wurde im frisch "stabilisierten" Brasilien mit offenen Armen aufgenommen.

�INHALT "" \l 3�Kuba

Die Niederlage der orthodox-kommunistischen Strategie führte viele auf der lateinamerikanischen Linken dazu, nach Alternativen zu suchen. Während der sechziger Jahre wuchs die Anziehungskraft des Modells Kuba, wo eine von Fidel Castro geführte Guerilla-Armee 1959 die Macht ergriffen hatte.

Die kubanische Revolution wurde nicht von Kommunisten geführt; am 21. Mai 1959 erklärte Castro öffentlich:

»Das große Problem, dem sich die Welt gegenübersieht, ist, daß sie wählen muß zwischen dem Kapitalismus, unter dem die Menschen Not leiden, und dem Kommunismus, der zwar wirtschaftliche Probleme löst, aber die vom Menschen so hoch geschätzten Freiheiten unterdrückt.«�

Und obwohl die kubanische Revolution eine bäuerliche Basis hatte, war sie recht verschieden von den ländlichen Massenkämpfen in China und Vietnam. Ein leidenschaftlicher Anhänger des kubanischen Regimes schrieb darüber:

»Der Charakter der Rebellenarmee war so in doppelter Hinsicht bäuerlich: ihre Mitglieder waren Bauern und das Milieu, das sie nährte, war bäuerlich. Jedoch bedeutet das nicht, daß sie die "kubanische Bauernschaft repräsentierte". Die bloße Größe der Armee schloß das von vornherein aus. Es gab in der Rebellenarmee vielleicht insgesamt 1.200 Bauern; die Landbevölkerung von Kuba beträgt 3 Millionen. Darüber hinaus war das geographische Gebiet der Rebellion sehr spezifisch: das rückständige Bergland der Provinz Oriente... Diese Bergbauernschaft unterschied sich wirtschaftlich und kulturell bedeutend vom Landproletariat der Zuckerplantagen des kubanischen Flachlandes.«�

Die städtische Arbeiterklasse blieb während der Revolution recht passiv. Der Generalstreik zur Unterstützung der Guerillabewegung, der für April 1958 geplant war, war ein Fehlschlag, der eine grausame Unterdrückung der Anhänger Castros in den Städten nach sich zog. Die kommunistische Partei argumentierte, daß die objektiven Bedingungen für den Erfolg des Streiks nicht vorhanden waren und wies ihre Mitglieder an, ihn nicht zu unterstützen.�

Und das einzige Versprechen, das Castro den Arbeitern vor der Machtübernahme gegeben hatte, - die Einführung von vier Sechsstunden-Schichten an Stelle von drei Achtstunden-Schichten in den Zuckermühlen als Maßnahme zur Linderung der Arbeitslosigkeit - wurde im Interesse einer Steigerung der Produktion schnell fallengelassen.

Die KP spielte in der Revolution keine bedeutende Rolle. Lange Zeit hatte die Partei den Diktator Batista unterstützt und zu Ende des Zweiten Weltkrieges hatten zwei KP- Mitglieder in seiner Regierung gedient. Diese Verbindung mit Batista hatte der KP Wachstum und einigen Einfluß ermöglicht, sie hatte ungefähr 18.000 Mitglieder und verfügte in Grenzen auch über eine Basis in den Gewerkschaften.

Obwohl Batista sich schließlich gegen die KP gewandt und sie in den Untergrund getrieben hatte, verbündete sich diese mit der Aufstandsbewegung Castros, Als Castro 1953 den Angriff auf die Kaserne von Moncada anführte, gab die KP eine Erklärung heraus, in der es hieß: »Wir lehnen die putschistischen, für bürgerliche politische Fraktionen charakteristischen Methoden der Aktionen von Santiago de Cuba und Bayamo ab, welche einen abenteuerlichen Versuch darstellen, die beiden militärischen Hauptquartiere zu erobern.«�

Erst wenige Monate vor dem endgültigen Sieg der Streitkräfte Castros begann die KP, in Gespräche mit Castro einzutreten. Das extreme Widerstreben, Kuba nach der Revolution als "sozialistisch" zu charakterisieren, widerspiegelt ihre geringe Rolle in der Revolution - offensichtlich ist dies darauf zurückzuführen, daß sie fühlten, dies würde das Eingeständnis bedeuten, daß der Sozialismus ohne die führende Rolle der Kommunistischen Partei herbeigeführt werden konnte.

Anfangs hatten die kubanischen Führer keine klar definierte internationale Strategie. Einer der Hauptfaktoren, die den Erfolg der Revolution ermöglichten, war die Tatsache, daß die Vereinigten Staaten nicht zur Unterstützung der Batista-Regierung interveniert hatten. Erst als Castro begann, seine einheimische Wirtschaftspolitik zu entwickeln und die Staatsintervention benutzte, um etablierte Wirtschaftsinteressen herauszufordern, kam er in Konflikt mit den US-Eigentümern. Die Reaktion der USA formte weitgehend die folgende Entwicklung der kubanischen Außenpolitik.

Bis 1961 gründete die kubanische Außenpolitik sich auf rein taktische Überlegungen. Che Guevara nannte den üblen dominikanischen Diktator Trujillo in einer Rede am 6. Januar 1961 »jetzt unseren Freund«. Noch im August 1961 sagte Guevara vor einer Konferenz der "Organisation amerikanischer Staaten":

»Wir können nicht aufhören, unser Beispiel zu exportieren, wie die Vereinigten Staaten das wollen, denn ein Beispiel ist etwas Geistiges, das alle Grenzen durchstößt. Was wir aber garantieren, ist, daß wir nicht die Revolution exportieren, daß kein einziges Gewehr Kuba verlassen wird, daß keine einzige Waffe in ein anderes Land gehen wird.«�

Die US-Regierung hatte jedoch im Sommer 1960 ihre Zusage gebrochen, den kubanischen Zucker zu kaufen. Innerhalb eines Monats hatten sich sowohl die Sowjetunion wie auch China verpflichtet, kubanischen Zucker zu kaufen; getreu der Art ihres Handels mit befreundeten Ländern bezahlten sie einen niedrigeren Preis als die Vereinigten Staaten. Im Frühjahr 1961 organisierte die US-Regierung eine Invasion Kubas durch rechte Exil-Kubaner. Dies war eine gewaltige Fehlkalkulation, denn die Amerikaner begriffen nicht, daß das kubanische Volk hinter Castro stand. Aber die mißglückte Invasion trieb Kuba weiter in die Arme der UdSSR und führte zur Errichtung sowjetischer Raketenbasen auf Kuba.

Die Ideologie paßte sich den wirtschaftlichen und militärischen Überlegungen an. Am 2. Dezember 1961 erklärte Castro: »Ich werde bis zu meinem Lebensende Marxist-Leninist sein«, und behauptete, schon 1953 einer gewesen zu sein.

Die wachsende Abhängigkeit des Castro-Regimes von der Sowjetunion war von einem Zusammenwachsen der Castro-Führung mit dem alten KP-Apparat begleitet. Im Mai 1961 waren alle politischen Parteien in eine Körperschaft zusammengefaßt worden, das ORI (Integrierte Revolutionäre Organisationen), das 1965 in "Kommunistische Partei Kubas" umgetauft wurde. Die Partei hat kein Programm und nie einen Parteitag abgehalten; selbst das Zentralkomitee kommt in höchst ungleichmäßigen Abständen zusammen.

Die Bedeutung dieser Ereignisse reichte weit über Kuba hinaus. Eine "marxistische" Revolution war ohne Beteiligung der Kommunistischen Partei erfolgreich durchgeführt worden. Dies war eine Herausforderung auf Leben und Tod für den Anspruch der KPs auf der ganzen Welt, die einzigen wahren Revolutionäre zu sein, die einzigen Träger revolutionärer Legitimität.

Kuba hatte trotz seines Bruchs mit dem US-Imperialismus das Entwicklungsproblem nicht besser gelöst als China. Wenn die Sowjetunion auch aus politischen Gründen gezwungen worden war, wirtschaftliche Bande mit Kuba zu akzeptieren, war sie doch nicht bereit, ihre Großzügigkeit so weit zu treiben, daß sie Kuba instandsetzte, eine lndustriemacht zu werden. Sie war im Gegenteil an Kuba als Rohstoffquelle interessiert. 1963 erkannte die kubanische Führung, daß ihre ursprünglichen Industrialisierungspläne nicht ausgeführt werden konnten; tatsächlich wurde Kuba im weiteren Verlauf der sechziger Jatire sogar noch abhängiger von einem einzigen Produkt - dem Zucker - als es vor dem Machtantritt Castros gewesen war. In Wirtschaftszweigen, die direkt mit der Landwirtschaft zusammenhingen, fand eine gewisse Industrialisierung statt, aber ansonsten mußte die Industrie gebremst werden, damit Arbeitskraft und Ressourcen in den Dienst der Zuckerproduktion gestellt werden konnten.

Dies führte dazu, daß die kubanische Gesellschaft mehr und mehr auf einen Produktionskult ausgerichtet wurde. Viele sowjetische Praktiken aus der Stachanow-Ära wurden wiederentdeckt, während gleichzeitig häufig von "moralischen Anreizen" und "sozialistischem Wettbewerb" die Rede war. Vor allem mußte die Castro-Führung versuchen, die Moral und den Geist der Periode des bewaffneten Kampfes lebendig zu erhalten. Castro sagte dazu in einer Rede am 27. Oktober 1969:

»Dies ist keine Schlacht, die von Bürokraten oder Führern geschlagen wird; es ist ein Kampf, den das ganze Volk aufnehmen muß! Und jeder Arbeiter sollte sich als Soldat im Schützengraben mit dem Gewehr in der Hand fühlen, der seine Pflicht erfüllt - wie ein Soldat angesichts eines feindlichen Angriffes handelt, wie die revolutionären Kämpfer in den entscheidenden Augenblicken.«

Jedoch schien freundliches Zureden nicht auszureichen, um die kubanischen Arbeiter zur Produktionssteigerung zu motivieren. 1969 wurde jeder Arbeiter verpflichtet, ein Buch zu führen, in dem seine Produktivität, seine Ausbildung, seine politischen Ansichten und die Geschichte seiner bisherigen Anstellungen verzeichnet waren und ohne das er keine Arbeit bekommen oder den Arbeitsplatz wechseln konnte.

�INHALT "" \l 3�Die kubanische Außenpolitik

Auf diesem Hintergrund muß die kubanische Außenpolitik verstanden werden, die sich oft änderte, aber zeitweise mit revolutionärer Rhetorik verziert war. Castro vermied es sorgfältig, sich im chinesisch-sowjetischen Streit festzulegen. Politisch mag er mehr mit den Chinesen sympathisiert haben wegen der Betonung, die sie auf die Notwendigkeit des Kampfes gegen den Imperialismus legten; aber wirtschaftlich war er auf die Sowjetunion angewiesen. Tatsächlich kritisierte er Anfang 1966 die chinesische Regierung öffentlich, weil sie angekündigt hatte, daß die Reislieferungen an Kuba geringer sein sollten als 1965. Gleichzeitig griff Castro die Guerillas der guatemaltekischen MR-13-�Be�����we��gung (Movimiento Revolucionario 13 de Novembre - Revolutionäre Bewegung des 13. November) wegen angeblichem "Trotzkismus" an. Es ist unwahrscheinlich, daß Castro übermäßig besorgt über die Gefahr war, die von einer Handvoll Anhänger von Juan Posadas Splitter der Vierten Internationale in der MR-13-Bewegung ausging. Näher liegt, daß er damit eine freundliche Geste gegenüber Moskau und den kubanischen Stalinisten beabsichtigte.

Jedoch trieb allein schon die Schwere seiner Probleme Kuba dazu, eine linkere Position einzunehmen, was in der Abhaltung der Konferenz der lateinamerikanischen Solidaritätsorganisation (OLAS) in Havanna im August 1967 gipfelte. Hier gaben die kubanischen Führer grünes Licht für den Guerillakampf auf dem ganzen Kontinent - die Leitparole der Konferenz war: "Es ist die Pflicht jedes Revolutionärs, die Revolution zu machen" (eine Parole, die entweder eine leere Platitüde ist oder aber impliziert, daß es so etwas wie eine nichtrevolutionäre Situation nicht gibt).

Es ist schwer zu sagen, ob die kubanischen Führer wirklich an die Strategie des bewaffneten Kampfes glaubten, die sie proklamierten. Wenngleich richtig ist, daß ein Erfolg der Guerilla auch nur in einem Land Lateinamerikas eine enorme Hilfe für Kuba beim Ausbruch aus seiner Isolation bedeutet hätte, ist es andererseits wahr, daß ein solcher Erfolg höchst unwahrscheinlich war, solange sich kein anderes so zerbrechliches Regime wie das Batistas fand und solange die USA nicht dazu gebracht werden konnten, den gleichen Fehler wie 1959 noch einmal zu machen. Sollte die Strategie jedoch fehlschlagen, würde sie mindestens dem Zweck dienen, die kubanische Bevölkerung zu größeren Heidentaten in der Produktivität anzuspornen.

Aber Castro erhielt sich immer einen Sinn für Verhältnismäßigkeit. Er brach seine Verbindungen zur Sowjetunion nie formell ab - Beobachter aus der Sowjetunion und den meisten osteuropäischen Ländern gehörten der OLAS an. Und er verschrieb sich nie der weltweiten Revolution. Auf die Frage von französischen Abgeordneten nach seiner Haltung zum französischen Generalstreik 1968 antwortete er:

»Wir haben kein Interesse an der Auslösung von Unordnung in Frankreich, denn Rückschläge Frankreichs stärken die Vereinigten Staaten. Wenn der Franc niedergeht, steigt der Kurs des Dollar.«�

Und Castros Flirt mit einem umfassenden Guerillakrieg war kurzlebig; er mußte sich rasch dem pragmatischeren Ziel zuwenden, kurzfristig Verbündete zu finden. Schon 1969 erklärte er offen seine Unterstützung des Militärregimes in Peru. Dieses versuchte, politisch und ökonomisch mit den USA zu brechen; aber im Inneren benutzte es üble Streikbrecher-Methoden und verbannte den Bauernführer Hugo Blanco.

Im Herbst 1971 besuchte Castro nicht nur Peru, sondern auch Chile, wo die Regierung gerade in offenen Konflikt mit dem MIR kam (Movimiento de lzquierda Revolucionaria, d.h. Bewegung der revolutionären Linken), der Kuba als Modell betrachtet hatte. Hier sagte er zu Bergarbeitern, die eine fünfzigprozentige Lohnerhöhung forderten, daß ihre Arbeit mit dem Kampf von Revolutionären zu vergleichen sei: »Es ist viel schwieriger, täglich, bei der Arbeit, ein Revolutionär zu sein. Wir verlangen von unseren Arbeitern jeden Tag Produktionsheroismus.«� Im Juni 1972 besuchte Castro die Sowjetunion erstmals seit 1964. Dieser Besuch war von einer Herzlichkeit gekennzeichnet, die das Ende jedes Bruchs zwischen Moskau und Havanna zu bedeuten schien. Den Russen war Castros "revolutionäres" Image als nützliches Gegengewicht zur Annäherung mit Nixon willkommen; während Castro, der nicht in der Lage gewesen war, seinen Vertrag über Zuckerlieferungen zu erfüllen, nur zu glücklich war, das russische Wohlwollen zu gewinnen.

�INHALT "" \l 3�Der Guerillakrieg

Während der "linken" Periode Kubas war die Doktrin des "bewaffneten Guerillakampfs" in Lateinamerika weit verbreitet. Die Bedeutung dieser Theorie lag nicht darin, daß sie zu irgendeinem spektakulären Erfolg führte; das tat sie nicht. Aber sie stellte die Legitimität der orthodoxen KPs auf dem Kontinent in Frage, die beanspruchten, von Rechts wegen die einzigen Träger revolutionärer Tradition zu sein.

Der Bruch mit dem orthodoxen Kommunismus wurde in zwei Reden Castros verkündet. Am 26. Juli 1966 verurteilte er das Angebot sowjetischer Wirtschaftshilfe an Chile und griff damit eine zentrale Achse der Politik der orthodoxen KPs in den unterentwickelten Ländern an: die Notwendigkeit, wirtschaftliche Verbindungen mit der Sowjetunion aufzunehmen. Und am 13. März 1967 prangerte er öffentlich die "Pseudorevolutionäre" der venezoanischen KP an, nachdem diese mit dem Guerilla-Führer Douglas Bravo gebrochen hatte.

Die kubanische Linie verursachte schwerwiegende Spaltungen in verschiedenen lateinamerikanischen KPs. Die venezolanische KP schloß Douglas Bravo nicht nur aus, sondern soll mach einigen Berichten auch versucht haben, ihn zu töten. Die dominikanische KP griff die sowjetische Außenpolitik an und 1968 gab die guatemaltekische FAR ("Bewaffnete Revolutionsstreitkräfte") ihren offenen Bruch mit der KP bekannt.

Das Wesen der Guerillastrategie kann mit den drei Thesen zusammengefaßt werden, die Che Guevara als die grundlegenden Lehren der kubanischen Revolution bezeichnete:

»	l. Volksstreitkräfte können einen Krieg gegen die Armee gewinnen.

	2. Man muß nicht warten, bis alle Bedingungen für die Durchführung der Revolution gegeben sind; der Aufstand kann sie schaffen.

	3. Im unterentwickelten Amerika ist das Land die grundlegende Basis für den bewaffneten Kampf.«�

Dies bedeutete in erster Linie, daß die Arbeiterklasse als Träger der Revolution ausdrücklich verworfen wurde. Guevara drückte das so aus: »Es ist schwieriger, Guerillatruppen in jenen Ländern aufzubauen, die eine Konzentration der Bevölkerung in großen Zentren durchgemacht haben und über eine entwickeltere Leicht- und Halbschwerindustrie verfügen, selbst wenn es keine wirkliche Industrialisierung ist.«� Oder, um den paradoxen Satz Debrays zu zitieren, der mehr mit Metaphysik als mit Dialektik zu tun hat: »das Gebirge proletarisiert die bürgerlichen und bäuerlichen Elemente, und die Stadt kann die Proletarier verbürgerlichen.«�

Aber diese Strategie bedeutete auch eine elitäre Haltung gegenüber der Bauernschaft. Sie stand in scharfem Kontrast zu den Methoden des Massenkampfes, die Chinesen und Vietnamesen entwickelt hatten. »Aber die Bauernschaft ist eine Klasse, die wegen der Unwissenheit, in der man sie gehalten hat und der Isolierung, in der sie lebt, der revolutionären und politischen Führung der Arbeiterklasse und der revolutionären Intellektuellen bedarf. Ohne diese kann sie nicht den Kampf aufnehmen und den Sieg erringen.«�

Der Schlüsseltest für die Theorie war Guevaras heroischer, aber vergeblicher Versuch, 1967 im bolivianischen Dschungel eine Guerillabewegung aufzubauen. Abgesehen davon, daß Guevaras Gesundheitszustand schlecht zu den schwierigen Bedingungen Boliviens paßte (wie sein Tagebuch beredt bezeugt), hatte er wenig Chancen, das Vertrauen der Bauern zu erwerben. Erstens deshalb, weil die Barrientos-Diktatur, so übel und mörderisch sie war, keinen Versuch gemacht hatte, die Landverteilung, die in den fünfziger Jahren durchgeführt worden war, rückgängig zu machen. Zweitens begannen Che und seine Genossen erst zwei Monate nach Beginn des Guerillakampfes Quechua, die Bauernsprache zu lernen. (Im Gegensatz dazu sprach Barrientos fließend Quechua). Drei Monate vor seinem Ende faßte Guevara die tragische Ausweglosigkeit, in der er sich befand, zusammen:

»Man fühlt das völlige Fehlen von Neuzugängen aus der Landbevölkerung. Wir befinden uns in einem circulus vitiosus: um diese Neuaufnahme zu erreichen, müssen wir permanent unsere Aktionen in einem bevölkerten Gebiet durchführen, aber dazu brauchen wir mehr Leute.«�

Selbst wenn die tatsächlichen Umstände von Guevaras Niederlage einem unglücklichen Zufall zugeschrieben werden können, deutete das Schicksal der Guerilla von Luis de la Puente in Peru 1965 darauf hin, daß der Fehlschlag unvermeidlich war. Tatsächlich erreichte der Guerillakrieg ein einigermaßen bedeutendes Niveau, trotz der Vorstellung von einem Kontinent in Flammen, die von den Bewunderern Castros und Guevaras in Europa und den USA breitgetreten wurde, in den sechziger Jahren in nur drei lateinamerikanischen Ländern Venezuela, Guatemala und Kolumbien - und in keinem Fall bedrohten solche Bewegungen die etablierten Regimes ernsthaft.

Einige Guerillatendenzen in Lateinamerika erkannten die Schwäche einer rein ländlichen Strategie und versuchten, die städtischen Arbeiter einzubeziehen. Die guatemaltekische FAR hat zum Beispiel in Streiks eingegriffen, indem sie die Betriebsleiter kidnappte. In den frühen sechziger Jahren kontrollierten Stadtguerillas ganze Teile der ranchos - der riesigen Slums um die venezolanische Hauptstadt Caracas, in denen die Arbeitslosen leben -, bis die Armee kam und an Schlüsselpunkten im ganzen Gebiet Maschinengewehre postierte. Die bemerkenswerteste aller Stadtguerillagruppen waren die urugayischen Tupamaros, die eine ganze Serie von spektakulären Entführungen durchführten. Die Tupamaros entstanden aus einer Gruppe von Linksradikalen, die während der frühen sechziger Jahre Zuckerrohr-Arbeiter organisiert hatten. Der Schritt zur Stadtguerilla war ein Schritt weg von der Bauernschaft, aber auch weg von den Massen. Die Strategie der Tupamaros bestand eher in Stör- und Verunsicherungsaktionen als in der Organisierung und Politisierung der Massen, und im Herbst 1971 willigten sie sogar ein, ihre Operationen ein Jahr lang einzustellen, für den Fall, daß die "Breite Front" die Wahlen gewänne. Im Sommer 1972 starteten die Machthaber einen totalen Vernichtungsfeldzug gegen die Tupamaros und die Organisation wurde gründlich zerschlagen. Ungefähr dreitausend Menschen wurden verhaftet, der Gründer und Führer der Tupamaros, Raul Sendic gefangen.

Die Stadtguerilla war, wie die Landguerilla, eine Sackgasse. Jedoch sind wohl einige Militante durch diese Erfahrung zum Verständnis der Notwendigkeit einer langfristigeren und systematischeren Arbeit in den städtischen Zentren durchgedrungen. Aber die Hauptwirkung der Niederlage der Landguerilla-Strategie war nicht die, daß man die Hoffnung wieder auf die proletarische Revolution setzte, sondern eher ein neuer Aufschwung des Reformismus und damit der orthodoxen KPs.�

�INHALT "" \l 2�13. Die Revolution im Westen steht wieder auf der Tagesordnung

In den frühen sechziger Jahren verkündeten Sozialdemokraten in der ganzen fortgeschrittenen kapitalistischen Welt, daß der Reformismus funktioniert hätte, daß es keine Krisen mehr geben würde und daß die Zeiten des Klassenkampfes vorüber seien. Aber die Wirklichkeit ging kompliziertere Wege als ihre Interpreten. In der Rüstungswirtschaft ("arms economy") entwickelten sich Reibungspunkte. In dem Maß, in dem die Technologie Fortschritte machte, wuchs die Arbeitslosigkeit unter ungelernten Arbeitern und führte zu einem sozialen Konflikt, der seinen dramatischsten Ausdruck bei den schwarzen Amerikanern fand. Die gleiche Technologie führte zu einer breiten Ausdehnung von höherer Ausbildung und brachte eine immer mehr gegen die Manipulation rebellierende Studentenschaft hervor. Die Konzentration des Kapitals führte zu einem Niedergang der Gebiete am Rand der Industriezentren, was die Wiederbelebung der verschiedensten nationalistischen und separatistischen Bewegungen mit sich brachte.

Das System konnte diese Konflikte mit Hilfe einiger Korrekturen und dem liberalen Gebrauch der Polizei eindämmen. Bedrohlicher für die Herrschenden war, daß die Arbeiterklasse sich nicht hatte bestechen lassen; im Gegenteil hatte eine lange Periode von steigenden Löhnen und Vollbeschäftigung ihre Erwartungen erhöht und sie kampfentschlossener denn je gemacht. Das Jahr 1963, in dem der chinesisch-sowjetische Bruch offen zu Tage trat, brachte auch große Kämpfe in ganz Westeuropa - Streiks von deutschen Metallarbeitern, französischen Bergarbeitern und italienischen Technikern.

Kämpfe dieser Art, die aus dem Unwillen der Arbeiter entsprangen, sich dem kapitalistischen System anzupassen, brachten die herrschenden Klassen in ganz Westeuropa in den sechziger Jahren dazu, auf die eine oder andere Form von Lohnstop zurückzugreifen. Er wurde als Einkommenspolitik etikettiert und oft von Gesetzen begleitet, die zur Einschränkung des Organisations- und Streikrechts der Gewerkschaften bestimmt waren. Nicht der kurzfristige Erfolg oder Mißerfolg dieser Maßnahmen ist wichtig; wichtig ist die Tatsache, daß solche Maßnahmen eine angeblich "apathische" Arbeiterklasse wieder politisierten. Wenn die Regierung direkt in Lohnverhandlungen eingreift, wird jeder Streik zum politischen Streik.

Diese Bewegung entwickelte sich langsam und ungleichzeitig; ein großer Streik, selbst ein Generalstreik, kuriert die Arbeiterklasse noch nicht vom Reformismus. In den siebziger Jahren behaupteten nur wenige Leute immer noch, der Klassenkampf sei vorüber. In Westeuropa standen die beiden Länder mit den kommunistischen Massenparteien, Frankreich und Italien, in vorderster Front bei der neuen Flut von Militanz.

�INHALT "" \l 3�Frankreich

Das vordringliche Ziel der französischen KP bestand darin, sich wieder in den Hauptstrom des französischen politischen Lebens einzugliedern. Das wurde nach Beendigung des Algerienkrieges leichter; die Parteien ordneten sich wieder zur traditionellen politischen Aufstellung. Die KP strebte auf einer antigaullistischen Plattform die breitest mögliche Einheit an; sie erreichte dies durch die Charakterisierung des Gaullismus als eines Regimes der "persönlichen Macht", und die Forderung der Rückkehr zur "Demokratie".

Jedoch brachte sie de Gaulles Außenpolitik dabei in bestimmte Schwierigkeiten. Sein Nationalismus führte ihn zum Bruch sowohl mit dem "Gemeinsamen Markt" wie mit dem Atlantischen Bündnis und wurde deshalb von der Sowjetunion begrüßt. Die nichtkommunistische französische Linke war jedoch stark proamerikanisch und für den gemeinsamen Markt. Schon hatte der Siebzehnte Parteitag der KP eine gemeinsame Aktion mit der Sozialistischen Partei und anderen Anhängern des Gemeinsamen Marktes beim Kampf gegen die antisoziale und undemokratische Politik der Monopole, die die EWG beherrschten, gefordert. Aber hier brachte ein Bericht von René Piquet an das Zentralkomitee der Partei am 4. Januar 1966 (unmittelbar nach der Präsidentschaftswahl) die Entscheidung. Er verdammte die gaullistische Außenpolitik unzweideutig und erklärte, sie läge rein im Interesse der französischen Bourgeoisie und sei von der reaktionären Innenpolitik der Regierung nicht zu trennen.

Während ihr de Gaulle große Schwierigkeiten machte, war sie gar nicht zimperlich dabei, die Grundaussagen des Marxismus über Bord zu werfen. Der geschäftsführende Generalsekretär der KP, Waldeck-Rochet, versicherte den Sozialisten 1963, daß die »Machtergreifung durch eine aktive Minderheit nie die Konzeption der Kommunisten gewesen ist... es gibt keine kommunistische Theorie, die besagt, daß es nur eine einzige Partei geben dürfte, da wir die vollste Zusammenarbeit zwischen Kommunisten, Sozialisten und anderen Demokraten nicht nur für die Gegenwart, sondern auch für die Zukunft für notwendig halten, um gemeinsam den Aufbau des Sozialismus in Angriff zu nehmen... Man kann in Frankreich eine Diktatur des Proletariats von kürzerer Dauer und mit neuen und weniger gewaltsamen Formen ins Auge fassen.«�

Ein Flügel der sozialistischen Partei unter Führung des Jachtbesitzers und Bürgermeisters von Marseille, Gaston Deferre, wollte die sozialistische Partei zugunsten einer breiten Oppositionsgliederung wie der Demokratischen Partei der USA auflösen. Der Mehrheit hinter dem antikommunistischen Veteranen Guy Mollet war klar, daß sie sich wenig Hoffnung auf politische Fortschritte machen konnte, wenn sie nicht die fünf Millionen KP-Wähler mobilisieren konnte. Daher reagierten sie ab 1962 positiv auf die Annäherungsversuche der KP. Im Laufe der Wahl von 1962 sagte Mollet, die Sozialisten sollten im zweiten Wahlgang dort, wo man die Gaullisten draußen halten mußte, kommunistisch wählen. Bei den Präsidentschaftswahlen von 1965 unterstützten KP und Sozialisten gemeinsam Francois Mitterrand, der relativ erfolgreich war, indem er verhinderte, daß de Gaulle schon im ersten Wahlgang gewann. Mitterrands politische Vergangenheit sprach nicht gerade besonders für ihn - er war beim Ausbruch des Algerienkrieges Innenminister gewesen - aber er hatte einen großen Vorteil: da er weder Mitglied der KP noch der Sozialistischen Partei war, konnte er die Grundlage für ein Bündnis abgeben, ohne daß der Eindruck entstand, eine der beiden Parteien steche die andere aus. Den einzigen Mißton erzeugte die Sektion der literaturwissenschaftlichen Abteilung der kommunistischen Studentenunion der Universität Paris, die sich weigerte, Mitterrand zu unterstützen - und aufgelöst wurde.

Im Herbst 1966 wurde ein formeller Dialog eröffnet, indem die Dokumente der KP und SP gleichzeitig in den Zeitschriften der je anderen Partei veröffentlicht wurden, und im Frühjahr 1967 erreichte die KP ein formelles Abkommen über den gegenseitigen Rückzug im zweiten Wahlgang mit dem "Linken Bündnis", das die SP und die Radikalen umfaßte. Dies führte dazu, daß die KP im zweiten Wahlgang Männer wie Georges Bonnet (Französischer Außenminister auf der Münchner Konferenz), Robert Lacoste (Minister in Algerien auf dem Höhepunkt der Folterungen) und Max Lejeune (verantwortlich für die Entführung Ben Bellas 1956) unterstützte. Die "Linke" schnitt bei den Wahlen gut ab und gewann 194 von 487 Sitzen.

Das Jahr 1963 hatte den ersten großen Sieg der französischen Arbeiterklasse seit einem Jahrzehnt gesehen, als ein Bergarbeiterstreik breite Unterstützung fand, eine vereinte Aktion der verschiedenen Gewerkschaften zustande brachte und die Regierung zu beträchtlichen Zugeständnissen zwang. Eine Serie großer Streiks - oft begleitet von massiven Demonstrationen und Besetzungen - folgte in den nächsten Jahren und zeigte das wachsende Selbstvertrauen der französischen Arbeiterklasse.

Aber der CGT lag nicht daran, die Führung der Streiks zu übernehmen und sie auf ein höheres Niveau zu heben; ihr Hauptziel bestand darin, der parlamentarischen Strategie der KP den Rücken zu stärken. Die CGT gab ihre Politik der pauschalen Opposition gegen den Gemeinsamen Markt auf, verfolgte eine "Politik der Anwesenheit" in bezug auf die Kontrollorgane der EWG und stimmte Gesprächen über eine gemeinsame Aktion mit der italienischen CGIL zu. Sie willigte auch ein, Vertreter zu den Treffen der französischen Planungsgremien zu schicken - als Beobachter, nicht als Teilnehmer.

Gleichzeitig versuchte die KP eine Politik der Aktionseinheit mit den anderen Gewerkschaftsverbänden zu entwickeln. Besonders die katholische Gewerkschaft - die jetzt ihre offizielle Verbindung mit der Kirche aufgegeben hatte und sich CFDT nannte (an Stelle von "christlich" hieß es jetzt "demokratisch") hatte in einigen modernen Industrien beträchtliche Fortschritte gemacht; mit der tatsächlichen Abnabelung von der Christdemokratie konnte sie den Anspruch, eine "unabhängige" Gewerkschaftsbewegung zu sein, begründeter vertreten als die CGT, wo jede Anti-KP-Tendenz fest in Schach gehalten wurde. Die CGT mußte vermeiden, überflügelt zu werden; gleichzeitig würde die Gewerkschaftseinheit einen wertvollen Wahlkampf-Trumpf für eine vereinigte Linke darstellen; schon 1965 hatten sich alle Gewerkschaften bei Renault vereinigt, um für Mitterrand zu arbeiten.

Eine Meinungsumfrage zeigte 1966, daß 40 Prozent der Franzosen eine Regierungsbeteiligung der KP begrüßen würden (verglichen mit 31 Prozent 1964) und immerhin 68 Prozent glaubten, daß sie »nichts zu verlieren hätten, wenn in Frankreich ein kommunistisches Regime errichtet würde.«�

Beweise wie dieser und die Gewinne der KP bei den Wahlen von 1967 erhöhten die Glaubwürdigkeit ihrer Strategie einer allmählichen Wiedereingliederung in den politischen Hauptstrom und der schließlichen Regierungsbeteiligung.

Die Ereignisse, die Frankreich im Frühjahr 1968 erschütterten, waren Ergebnis sowohl des grundlegenden Klassenkonflikts wie auch der besonderen Probleme der Studenten in der modernen Gesellschaft. Seit den frühen sechziger Jahren hatten Studenten von Berkeley bis Tokio gegen die Bedingungen, denen sie in den Universitäten ausgesetzt waren, rebelliert. Im Zuge der rapiden Ausdehnung der Universitäten seit dem Zweiten Weltkrieg waren die Studenten von einer kleinen Minderheit, die bestimmt war, die Elite der nächsten Generation zu werden, zu einem viel breiteren Gesellschaftsteil geworden, der künftig rein administrative Funktionen wahrzunehmen hatte. Zugleich machte sie ihre akademische Erfahrung - besonders in den aufkeimenden Sozialwissenschaften - zugänglich für eine verallgemeinerte Kritik des Systems, in dem sie lebten, demgegenüber sie aber zu vollkommener Impotenz verdammt waren.

In Frankreich wurde die Studentenfrage durch das hochgradig zentralisierte Erziehungssystem und durch die Unfähigkeit aller Nachkriegsregierungen, Zeit für die Durchführung einer umfassenden Bildungsreform zu finden, kompliziert. Lehrpläne und räumliche Beschaffenheit der Universitäten waren gleich veraltet. Die KP war nicht in der Lage, an den Universitäten eine wirksame Führung anzubieten; abgesehen von den Schwierigkeiten, die sie mit einigen Studentensektionen wegen des Mitterrand-Wahlkampfes hatte, verfügte sie über beträchtliche Unterstützung seitens der Universitäts- und Gymnasiallehrer, was sie sehr widerstrebend gegen eine radikale Reform des Erziehungswesens machte:

»Ein Student im ersten oder zweiten Abschnitt (Oberstufe des Gymnasiums und erstes Universitätsjahr) kann den wissenschaftlichen Wert eines Professors nicht beurteilen. Natürlich kann und soll er seine Technik bei der Wissensvermittlung kritisieren, aber hier muß seine Kritik enden.«�

Weiterhin zog die ziemlich gemäßigte Linie der KP bezüglich Vietnam die vielen Studenten nicht an, die von antiimperialistischer Aktivität ergriffen worden waren. Daraus resultierte die Entwicklung einer ganzen Reihe von politischen Tendenzen im Studentenmilieu, die vom Anarchismus zum Trotzkismus und Maoismus reichten; eine neue Generation von Führern tauchte auf, von denen Daniel Cohn-Bendit, der als "deutscher Anarchist"� bezeichnet wurde, der farbigste war. Er war der Gründer der "Bewegung des 22. März", einer Bewegung, die kein Programm, keine Organisation und keine Mitglieder hatte (trotzdem hielt es die französische Regierung für notwendig, sie im Juni 1968 aufzulösen).

Am 2. Mai 1968 wurde nach einer Reihe von Studentendemonstrationen die Universität Paris geschlossen. Die Demonstrationen hielten an, und am Abend des 10. Mai wurden die Studenten von der traditionell besonders üblen Pariser Sicherheitspolizei, die dasselbe Giftgas wie in Vietnam und später in Nordirland benutzte, brutal angegriffen. Die Studenten bauten gemeinsam mit einigen jungen Arbeitern und mit Hilfe der Bewohner des Quartier Latin Barrikaden und leisteten der Polizei Widerstand: am folgenden Tag wurden die gefangenen Studenten freigelassen. Aber dieser Sieg ermutigte die Bewegung, statt sie zu befriedigen; die CGT und CFDT riefen gemeinsam einen Generalstreik für Montag, den 13. Mai aus; zehn Millionen Arbeiter streikten; am folgenden Tag besetzten Studenten die Sorbonne und Arbeiter die Flugzeugfabrik Sud-Aviation in Nantes. Die Bewegung wuchs sich lawinenartig zu einem unbefristeten Generalstreik aus.

Anfangs schätzte die KP die Basis der Studentenbewegung und die Sympathie, die sie bei den Arbeitern gewinnen konnte, vollkommen falsch ein. Am 3. Mai brachte 'L'Humanité' einen Artikel von George Marchais, der bald der wirkliche Führer der Partei werden sollte. Dieser Artikel enthielt einen plumpen Aufruf an die Arbeiterklasse, die Studenten anzugreifen:

»Die Ansichten und Aktivitäten dieser "Revoluzzer" sind lachhaft - im allgemeinen sind sie nämlich Kinder der Großbourgeoisie und verachten Studenten, die aus der Arbeiterklasse stammen. Sie werden bald ihren revolutionären Enthusiasmus dämpfen, Papas Geschäft übernehmen und die Arbeiter in den besten Traditionen des Kapitalismus ausbeuten.«

Er fügte einen Appell betreffs der Studenten aus armen Elternhäusern an, die mit ihrem Studium weiterkommen wollten.

Angesichts ihrer Isoliertheit in der ganzen Studentenwelt mußte die KP hastig ihre Position umkehren und am 12. Mai erklärte das Politbüro der Partei:

»Die französische Kommunistische Partei steht vorbehaltlos hinter dem gerechten Kampf der Studenten.« KP-Aktivisten wurden in die Sorbonne geschickt, um die Politik der Partei zu "erklären", hatten aber wenig Erfolg.

Weder die Flugblätter über die Einheit von Studenten und Arbeitern, noch der Mut und das moralische Beispiel der Studenten brachten die Arbeiter zum Handeln. Es war vielmehr die Tatsache, daß das Regime angesichts der Aktion der Studenten zurückgewichen war, daß es sich zu Zugeständnissen bereit gezeigt hatte. Jetzt war es an der Zeit, um mehr zu kämpfen.

Die erste Fabrikbesetzung bei Sud-Aviation scheint mit Unterstützung der Sektion der "Force Ouvriere" - einer Sektion, die stark von den Trotzkisten der OCI (Lambertistischen)-Tendenz beeinflußt war begonnen worden zu sein. Aber solches politisches Eingreifen war nur möglich wegen des vorausgegangenen langen Kampfes gegen Entlassungen. Das Beispiel machte schnell Schule - in einem Land, wo es eine lebendige Tradition von Fabrikbesetzungen gab und der Generalstreik von 1936 immer noch in der Erinnerung der Arbeiter lebte. Innerhalb einer Woche breiteten sich die Besetzungen im ganzen Land aus und bald waren zehn Millionen Arbeiter beteiligt - weit mehr als 1936. Aber anders als 1936, als alle Arbeiter sich in den Fabriken verbarrikadierten, wurden die Besetzungen jetzt nach einem Rotationssystem organisiert.

Jeder Generalstreik, was immer sein Anlaß gewesen und wie immer er geführt worden sein mag, wirft die Machtfrage auf. Allein aus diesem Grund wären die Ereignisse des Mai 1968 ein Wendepunkt in der Geschichte der französischen Arbeiterklasse gewesen. Aber der Mai 1968 war mehr als dies; es gibt eine Menge Beweise, die zeigen, wie die Arbeiter tastend und langsam nach einem Verständnis des notwendigen nächsten Schritts: der Produktionskontrolle, sogar der Machtfrage, suchten. In einigen Fabriken wurden Basiskomitees errichtet und täglich allgemeine Streikversammlungen abgehalten. Anderswo fanden Diskussionen über die Fabrikkontrolle statt.

Ein Delegierter aus der Renault-Fabrik bei Flins berichtet:

»Die jungen Militanten verstanden allmählich immer mehr die Bedeutung der Veränderung der Beziehungen innerhalb der Fabrik; und nicht nur der Beziehungen der Arbeiter zu den Aufsehern, Mann gegen Mann, sondern der Beziehungen, die sich in der Fabrik kollektiv zwischen allen, Hand- und Kopfarbeitern und der Geschäftsführung entwickeln.«�

Die Karneval-Atmosphäre, die die Sorbonne und andere von Studenten besetzte Stätten kennzeichnete, griff manchmal auf die Fabriken über. Die riesigen schöpferischen Möglichkeiten eines unentfremdeten Menschen deuteten sich an.

Aber es sollte bei der Andeutung bleiben. Da es keine Kraft gab, die die politische Führung übernehmen und den Weg nach vorn hätte weisen können, blieb die Entwicklung des Streiks begrenzt. An den meisten Plätzen stellten die Arbeiter nur die Arbeit ein und machten keinen Versuch, die Produktion unter ihrer Kontrolle fortzusetzen. Die Wichtigsten Ausnahmen kamen da vor, wo die Arbeiter sich bereit erklärten, Dienstleistungen wie Gas- und Elektrizitätsversorgung aufrecht zu erhalten, oder verderbliche Güter weiter zu verarbeiten. Nur an einigen Stellen ging die Bewegung normal weiter - der interessanteste Fall ist vielleicht die Elektronik-Fabrik CSF in Brest, wo die Arbeiter nicht nur die Produktion aufrechterhielten, sondern beschlossen, Produkte von besonderem Wert für die Bewegung herzustellen, nämlich "walkie-talkie"-Radios für den Gebrauch von Demonstranten.

Viel stärker trat die Selbsttätigkeit in den Aktionskomitees zutage, die von Arbeitern und Studenten in ganz Frankreich errichtet wurden. Ende Mai soll es 450 solcher Komitees allein in Paris gegeben haben, obwohl viele von diesen nur sehr spärliche Verbindungen mit den Arbeitern hatten. Da sie keine Vertretungskörperschaften waren, sondern freiwillige Zusammenschlüsse von Militanten, drückte sich in ihnen der fortgeschrittenste Bewußtseinsstand aus; sie betrieben Propaganda und übernahmen auch praktische Aufgaben wie die Beseitigung von Müll, kümmerten sich um die Nahrungsmittelversorgung, indem sie Verbindungen mit den Bauern anknüpften usw.

Das höchste Organisationsniveau wurde in Nantes und St. Nazaire erreicht, wo die Streikkomitees tatsächlich die Verwaltung der Stadt übernahmen. Die Streikenden kontrollierten die Preise, bemannten die Tankstellen und teilten Benzin zu, während ihre Frauen die Verteilung von Gemüse organisierten. Gewerkschaftlich organisierte Lehrer sahen nach den Kindern der Streikenden, und die Gewerkschaften schufen ein System von Lebensmittelkarten für notleidende Familien.�

Welche Rolle spielte die KP und ihre rechte Hand, die CGT, während dieses Ausbruchs von Selbsttätigkeit der Arbeiterklasse? Die KP beschränkte ihre Parolen auf liberale und demokratische Forderungen; sie stellte das Regime nie direkt infrage. Am 7. Mai schrieb 'L'Humanité':

»Für eine neue Demokratie, die tiefgreifende Veränderungen garantieren wird!« Am 14. Mai: »Für eine demokratische Öffnung des Weges zum Sozialismus«; am 17. Mai: »Für eine authentische, moderne Demokratie in Übereinstimmung mit den Interessen des französischen Volkes.«

Am 15. Mai verkündete die CGT, sie werde »alle notwendigen Verantwortlichkeiten und Initiativen in der Organisation des Kampfes übernehmen, um seine Koordinierung sicherzustellen und ihm die notwendige Ausdehnung und Macht zu geben.« Das war nicht gerade präzise formuliert, aber den CGT-Offiziellen im ganzen Land war klar, was gemeint war: Die CGT selbst rief keinen Generalstreik aus, wenn es aber doch einen geben sollte, dann würde die CGT seine Entwicklung fest unter Kontrolle halten. In den meisten Fabriken spielte sie bei der Aufnahme des Streiks kaum eine oder überhaupt keine Rolle,- nur dort, wo es notwendig war, um nicht die Kontrolle über die Bewegung zu verlieren, griff sie ein. Aber als die Streikkomitees gebildet wurden, waren sie fest in der Hand der Gewerkschaftsapparate; und in allen Schlüsselsektoren bedeutete das, daß die CGT das Heft in der Hand hatte; es wurden keine Vorkehrungen getroffen, um die sehr große Zahl von nicht gewerkschaftlich organisierten Arbeitern, die sich jetzt radikalisierten, einzubeziehen. Das Ziel der Streikkomitees war es, die "Kampftemperatur" niedrig zu halten; die Gewerkschaftsmilitanten erhielten die Besetzung aufrecht, während der Rest der Arbeiter nach Hause geschickt und der Isolation und den bürgerlichen Massenmedien ausgesetzt wurde. Es wurde kein Versuch gemacht, die Masse der Arbeiter in die politische Diskussion einzubeziehen; wenn die Studenten in die Fabriken kamen, um sich mit den Arbeitern zu treffen, wurden sie im allgemeinen von Militanten der CGT hinausgeworfen.

Das radikalisierende Fieber der Fabrikbesetzungen steckte die gesamte französische Gesellschaft an; Schriftsteller, Künstler, Priester, Fußballer, - alle begannen, die bestehenden Institutionen in Frage zu stellen und Besetzungen durchzuführen. Die Autorität des Staates war herausgefordert. De Gaulle setzte eine Volksabstimmung an - das Standardmittel, seine Autorität bestätigen zu lassen - und mußte zusehen, wie keine einzige Druckerei in Frankreich die Wahlzettel druckte; aus Solidarität weigerten sich auch die belgischen Drucker, diese zu drucken. Tiefe Risse begannen sich in der Polizei- und Armeemaschinerie zu zeigen. Am 22. Mai wurde von Angehörigen eines Armeeregiments in Muntzig ein Flugblatt herausgeben, in dem erklärt wurde:

»Wie alle Einberufenen sind wir in die Baracken eingesperrt. Wir werden darauf vorbereitet, als Unterdrückungskraft einzuschreiten. Die Arbeiter und die Jugend sollen wissen, daß die hier stationierten Soldaten niemals auf Arbeiter schießen werden.

Wir Aktionskomitees werden uns, koste es was es wolle, der Einkreisung der Fabriken durch Soldaten widersetzen.

Morgen oder übermorgen sollen wir eine Rüstungsfabrik umzingeln, welche dreihundert dort beschäftigte Arbeiter besetzen wollen.

Wir werden uns verbrüdern.«�

Da die herrschende Klasse - und die KP - die Kommunikationsmittel kontrollierte, wurden solche Initiativen isoliert und konnten nicht ansteckend wirken. Trotzdem stellten sie ernsthaft in Zweifel, ob de Gaulle seine Drohung (in einer Rundfunkansprache am 30. Mai) wirklich hätte wahrmachen können: daß es Bürgerkrieg geben werde, wenn die Arbeiter nicht Wahlen als Mittel zur Lösung der Situation akzeptieren würden. Eine Springflut antikommunistischer Propaganda folgte.

Der Generalsekretär der KP, Waldeck-Rochet, faßt die Wahl, vor die diese sich gestellt sah, folgendermaßen zusammen:

»in Wirklichkeit war die Wahl, die im Mai getroffen werden mußte, folgende: Entweder so zu handeln, daß der Streik die Erfüllung der wesentlichen Forderungen ermöglichen würde, und zugleich auf politischer Ebene eine Politik zu verfolgen, die darauf zielte, die notwendigen demokratischen Veränderungen mit verfassungsmäßigen Mitteln herbeizuführen. Dies war die Position unserer Partei.

Oder aber ganz einfach eine Machtprobe zu provozieren, mit anderen Worten einen Aufstand durchzuführen: dies hätte bedeutet, beim bewaffneten Kampf mit dem Ziel des gewaltsamen Sturzes des Regimes seine Zuflucht zu suchen. Das war die abenteuerliche Position bestimmter ultralinker Gruppen.«�

In Wirklichkeit forderte keine der revolutionären Gruppen - und einige von ihnen waren in der Tat ultralinks - den sofortigen bewaffneten Aufstand. Das stand nicht zur Debatte; die Frage war, ob die Bewegung weitergetrieben, auf ihren Höhepunkt gebracht werden oder ob man die Arbeiter demoralisieren und ihnen raten sollte, alle Hoffnungen in die Wahlen zu setzen, statt auf ihre eigene Kraft zu vertrauen. Trotz allen Getöses von de Gaulle war es erst möglich, die Streitkräfte gegen Widerstandsnester einzusetzen, als sich die KP auf die Beendigung des Streiks eingelassen hatte. Keine Armee - und am wenigsten eine, die aus den Söhnen von Arbeitern und Bauern besteht - ist groß genug, einen Streik von zehn Millionen Arbeitern zu zerschlagen. Worum es wirklich gegangen war, faßte die französische revolutionäre Zeitung 'Lutte ouvrière' im August 1968 zusammen:

»Was hätte eine wirkliche Massenmobilisierung des Proletariats bedeutet, die dann eine Situation der Doppelmacht, die entscheidende Phase in einer revolutionären Periode, impliziert hätte? Es hätte bedeutet, daß die große Mehrheit des Proletariats örtlich hätte organisiert werden müssen, in Bezirken und Fabriken. Daß sie sich eine demokratische "Führung" hätte geben müssen. Daß sie mehr und mehr den Apparat und die Verwaltung des paralysierten bürgerlichen Staates übernommen hätte. Daß sie die inmitten eines Streiks notwendigen Aktivitäten übernommen hätte: Nahrungsmittel- und Krankenversorgung, Aufrechterhaltung der Ordnung. Daß sie einen heftigen Kampf gegen die Polizei und die bürgerliche Verwaltung geführt hätte. Kurz gesagt, daß sie in der Praxis nicht nur die ganze bürgerliche Macht herausgefordert, sondern sich bereit gezeigt hätte, sie durch ihre eigene zu ersetzen. ... Das größte Verbrechen der KP während der Mai-Juni-Periode war nicht, daß sie nicht willens war, im Namen und an Stelle des Proletariats die Macht durch Waffengewalt zu erobern; es bestand darin, daß sie sich von Anfang an systematisch, methodisch der Mobilisierung des Proletariats widersetzt hat. Es bestand in der Tatsache, daß sie die Fabrikkomitees, die Streikkomitees, die Streikposten jeder Substanz beraubte und sie zu bürokratischen Karikaturen dessen machte, was sie hätten sein können.«

Die langfristige Perspektive der KP war eine Rückkehr in die Regierung; dazu mußte sie die Mittelklassen von ihrer "Verantwortungsbewußtheit" und "Mäßigung" überzeugen. Dies bedeutete, daß sie ihre absolute Achtung der Legalität beweisen mußte, indem sie de Gaulles Wahlen akzeptierte. Sie tat das nicht, weil sie hoffte, bei diesen Wahlen gut abzuschneiden - sie verlor eine halbe Million Stimmen und mehr als die Hälfte ihrer Abgeordneten - sondern weil sie wußte, daß, wenn sie diesmal bei den Wahlen nicht mitspielen würde, ihre Aussichten auf einen zukünftigen Erfolg für lange Zeit zerstört sein würden. Gleichzeitig konnte es sich die KP nicht leisten, sich links überholen zu lassen, und mußte einige Gesten revolutionärer Rhetorik machen.

Bei den nationalen Verhandlungen hatte man eine bestimmte Zahl wichtiger wirtschaftlicher Erfolge erreicht - eine 35-prozentige Anhebung des garantierten Mindestlohnes, zehnprozentige Lohnerhöhungen im privaten Sektor usw. Einmal mehr zeigte dies, daß die revolutionäre Aktion der beste Weg ist, Reformen hervorzubringen. Die CGT benutzte jetzt diese Gewinne, um eine Rückkehr an die Arbeit zu rechtfertigen - eine Rückkehr, die bedeutende Teile ihrer Mitglieder nicht wollten. Sie weigerten sich nicht nur in vielen Fabriken, die Führung des Streiks zu übernehmen, sondern arbeitete oft offen für eine Wiederaufnahme der Arbeit. Als die Abstimmung bei Citroen von der Geschäftsleitung in geheimer Wahl außerhalb der Fabrik organisiert wurde, erklärte die CGT schlicht, daß »die Leute frei wählen können.«

Bei Crédit Lyonnais wurde die Abstimmung nicht überwacht, so daß man mehrfach abstimmen konnte. In der Thomson-Fabrik in Gennevilliers verteilte die CGT vor der Abstimmung ein Flugblatt, in dem es hieß, bei Thomson habe man die Arbeit wieder aufgenommen, nachdem große Vorteile errungen worden seien. Um sicherzustellen, daß sich ihre Voraussagen als korrekt erweisen würden, erlaubte sie auch Nichtstreikern, abzustimmen.�

Die Fähigkeit der KP, eine solche Operation durchzuführen, hing von ihrem Monopol auf die Nachrichtenverbindung ab. Eine revolutionäre, in nationalem Maßstab organisierte Partei hätte de Gaulles Bluff beim Namen genannt; unglücklicherweise war die revolutionäre Linke schwach und gesparten.

Maoisten, Anarchisten und Trotzkisten spielten alle eine Rolle bei den Ereignissen des Mai 1968, und zumindest auf der Ebene des Barrikadenkampfes wurde ein hoher Grad an Einheit erreicht; die Maoisten kämpften Seite an Seite mit den Trotzkisten, die sie doch für "konterrevolutionär" hielten.

Es gab 1968 drei trotzkistische Hauptgruppen, ungefähr vergleichbar in bezug auf ihre Größe, aber in unterschiedlichen Sphären einflußreich. Die "Parti Communiste Internationaliste" (Französische Sektion des Vereinten Sekretariats der Vierten Internationale) hatte eine bestimmte Anziehungskraft bei den Studenten; ihre Ideen hatten zur Bildung der "Jeunesse Communiste Révolutionnaire" (JCR) geführt, die aus einer Spaltung in der Jugendorganisation der KP entstanden war. Die "Organisation Communiste Internationaliste" (in jener Zeit mit der "Socialist Labour League" in England verbunden) verfügte über einigen Anhang unter der Jugend und auch über ein gewisses örtliches Gewicht in den Sektionen der Gewerkschaft "Force Ouvrière". Schließlich konzentrierte die Gruppe "Voix ouvrière" (Erbin der "Union Communiste", die bei dem Renault-Streik von 1947 eine Schlüsselrolle gespielt hatte) ihre ganze Aktivität auf die Arbeit in den Fabriken.

Alle diese Tendenzen hatten Fortschritte gemacht, während der Sturm des Mai 1968 sich vorbereitete, und der Generalstreik gab ihnen eine einzigartige Chance, ihr Publikum zu erweitern. Obwohl keine von ihnen in der Lage war, eine glaubhafte Alternative zur KP anzubieten, wurden sie zumindest einem viel weiteren Kreis von Arbeitern bekannt. Die KP denunzierte sie weiter in der denkbar plumpesten Weise. Zum Beispiel hieß es auf einem Plakat, das die CGT in der Fabrik Renault-Billancourt im Mai 1968 ausgehängt hatte: »Diese Elemente raffen am Ende eines Tages immer eine fette Belohnung für ihre schmutzige Arbeit und für die treuen Dienste, die sie den Bossen leisten, ein,«� Aber so leicht waren sie nicht länger zu isolieren.

Die Zersplitterung der Linken blieb jedoch ein schweres Hindernis für die Kontaktaufnahme mit den Arbeitern, die, nachdem sie gerade erst erfahren hatten, daß es eine revolutionäre Linke gab, verwirrt entdecken mußten, daß sie aus vielen Tendenzen bestand. Am 18. Mai richteten die OCI, JCR und die Voix Ouvrière ein ständiges Koordinationskomitee ein, aber dieser Schritt reichte nicht aus und kam zu spät. Am 12. Juni verbot die Regierung, die um Stimmen warb, indem sie ein "rotes Gespenst" aufbaute, alle revolutionären Gruppen. Die KP protestierte nicht nur nicht gegen diese Maßnahme, sondern billigte sie de facto durch ihren hysterischen Angriff auf die Linken:

»Es ist schwer, mit dem Schwachsinn, der Bewußtlosigkeit oder Provokation in den Appellen und Initiativen der letzten Tage gemeinsame Sache zu machen. In jedem Fall ist klar, daß die blinde Gewalt, die in der Demonstration von vorgestern vorherrschte - gefällte Bäume, angezündete Autos, zerbrochene Fenster, Molotow-Cocktails - in Wirklichkeit nur das Ergebnis hat - und Monsieur Pompidous Rede hat das hinreichend gezeigt - den Gaullisten in die Hände zu spielen. Die Studentenbewegung hat nicht die Führer, die sie verdient. Man kann verstehen, warum das Regime die linksradikalen Gruppen benutzt beim Versuch, die Protestbewegung gegen seine Politik zu spalten.«� Und die CGT ging sogar so weit, ihre guten Beziehungen mit der CFDT abzubrechen, weil diese Gewerkschaft zu freundlich gegenüber den "Linken" gewesen war.

Die Ereignisse des Mai 1968 bedrohten den französischen Kapitalismus nicht ernsthaft; die Wirtschaft erholte sich schnell, und im folgenden Jahr gab es einen steilen Produktionsanstieg. Eine heftige Konfrontation mit der Arbeiterklasse wollte die Regierung nicht oder konnte sie nicht gebrauchen; was die Arbeiter sich erkämpft hatten, konnte man durch verschiedene Steuerreformen aushöhlen; nur in den kleineren Betrieben versuchte die Unternehmensleitung echte Repressionsmaßnahmen gegen die Arbeiter durchzuführen.

Die KP und die CGT sahen sich in dieser Periode mit zwei Hauptproblemen konfrontiert; erstens: die verlorenen Wähler zurückzugewinnen und die Bourgeoisie ihrer guten Absichten zu versichern; zweitens: ihre Basis in den Fabriken zu erhalten.

Im Herbst 1968 versuchte die CGT allen heftigen Kämpfen aus dem Weg zu gehen; im allgemeinen herrschte unter den Arbeitern immer noch ein Klima des Selbstvertrauens, und es gab viele Kämpfe wegen der Frage, ob im Streik verlorene Arbeitszeit durch Überstunden wieder hereingeholt werden sollte. Die CGT verhielt sich demgegenüber passiv; gleichzeitig versuchte sie, all diejenigen Militanten hinauszusäubern, die vom "Linksradikalismus" angesteckt worden waren.

Im Frühjahr 1969 spürte die herrschende Klasse, daß sich die Lage genügend stabilisiert hatte und ihnen erlaubte, de Gaulle loszuwerden, dessen Exzentrizitäten ein Luxus geworden waren. De Gaulle wurde der erste Mann in der französischen Geschichte, der zwei Volksabstimmungen verlor und schied aus dem politischen Leben aus.

Bei den darauf folgenden Präsidentschaftswahlen wurde die gesamte Frage von Wahlbündnissen aufgeworfen. Gegen den gaullistischen Kandidaten Pompidou präsentierte das Zentrum als liberale Alternative eine völlige Null - Alain Poher. Die Sozialisten stellten Defferre auf ein Manöver, das die Unterstützung Pohers im zweiten Wahlgang vorbereitete.

All dies stellte die. KP vor ernste Probleme. Wenn es den Sozialisten gelang, ein lebensfähiges Bündnis mit dem Zentrum zuwege zu bringen, würde die KP wieder ohne Verbündete "draußen vor der Tür" stehen; schlimmer noch: sollte Poher gewinnen, würde die gesamte KP-Strategie einer breiten Einheit gegen die "persönliche Macht" zusammenbrechen. So vollzog die KP eine Linkswendung; bei der ersten Abstimmung stellte sie ihren eigenen Kandidaten auf - den stets linientreuen Veteranen Jacques Duclos - dessen hoher Stimmanteil zeigte, daß die Verluste bei der Wahl im vorigen Sommer wieder gutgemacht waren. Im zweiten Wahlgang rief sie ihre Wähler mit Erfolg dazu auf, sich bei der Wahl "zwischen Pest und Cholera" der Stimme zu enthalten - und sicherte so die Wahl Pompidous.

Die herrschende Klasse schien nun ihre Strategie gegenüber der KP geändert zu haben. Während de Gaulle versucht hatte, die KP einzubeziehen und zu integrieren, versuchte das Regime Pompidou, Vorteil aus dem Zusammenbruch des linken Bündnisses zu ziehen und die KP zu isolieren.

Angesichts dessen und angesichts einer neuen Welle von Militanz der Arbeiterklasse war die KP gezwungen, im Herbst 1969 zumindest eine teilweise Linkswendung durchzuführen. Die CGT-Führung nahm eine bedrohliche Haltung ein und wurde von der Presse und den Führern der Regierung verurteilt. Diese Wendung war Ausdruck einer Verschiebung im Gleichgewicht der Kräfte, wie die revolutionäre Zeitung 'Lutte Ouvriére' am 20. September 1969 erklärte:

»Obwohl die CGT nicht linksradikal geworden ist, ist sie mit Recht beunruhigt durch die Existenz einer nicht unbeträchtlichen linksradikalen Bewegung im Land, die zugegebenermaßen noch nicht viele Wurzeln in der Arbeiterklasse hat, deren Ideen aber die wirklichen Interessen der Arbeiter und das bewußte Streben zumindest eines Teils von ihnen widerspiegeln. Um nicht links überholt zu werden, nicht nur von den Arbeitern, sondern auch von ihren eigenen Militanten, sah sich die CGT gezwungen, die Führung zu übernehmen und hat nicht gezögert, Aktionen zu starten, sobald ein bestimmter Grad von Agitation offenbar wurde. Sicher sind dieser Taktik Grenzen gesetzt. Die Führer der CGT haben absolut nicht die Absicht, die Revolution zu machen, um ihre Mitglieder zufriedenzustellen. Sie beabsichtigen nicht einmal, die Bourgeoisie in ernsthafte Schwierigkeiten zu bringen. Während sie nicht zögern, in Streikbewegungen die Initiative zu übernehmen, zeigen sie ein vollendetes Geschick dabei, ihre Auswirkung zu vermindern, ihre Verallgemeinerung zu vermeiden und der Regierung und Bourgeoisie zu erlauben, sich so billig wie möglich aus der Affäre zu ziehen.«

Die Linkswendung war kurzlebig. Zum Beispiel wurde im Februar 1972 ein junger Maoist - René-Pierre Overney - von einer bewaffneten Fabrikwache bei Renault ermordet. Während sogar die Liberalen ihrem Entsetzen über die Bewaffnung des Werkschutzes Ausdruck gaben, und 100.000 Menschen, viele von ihnen junge Arbeiter, Overneys Begräbnis beiwohnten, ergriff die KP die Gelegenheit, sich von den Linksradikalen zu distanzieren.

Die Basis der Partei war seit 1968 nicht wesentlich schmaler geworden. Tatsächlich berichtete die KP im November 1971 von Erfolgen, die sie bei der Jugend mit zwischen 10.000 und 15.000 Neuaufnahmen in ihre verschiedenen Jugendorganisationen seit 1968 erzielt hatte. Bis zu einem gewissen Grad konnte dieses Wachstum durch die in Sackgassen steckenbleibende Strategie vieler linksradikaler Gruppen und den Erfolg, den die, KP bei der Aufgabelung der gemäßigten Kräfte in den Universitäten hatte, erklärt werden.

Aber am meisten war die Partei, an Wählern interessiert. Ihr Anspruch auf eine Regierungsbeteiligung nach den Wahlen, die 1973 kommen sollten, wurde im Herbst 1971 durch die Veröffentlichung ihres "Programms für eine demokratische Regierung der Volkseinheit" in einer Auflage von einer halben Million bekanntgemacht. Die wirtschaftlichen Verbesserungen, die den Arbeitern in Aussicht gestellt wurden, waren äußerst bescheiden. Das Programm forderte die Vierzig-Stunden-Woche, die theoretisch schon 1936 erkämpft worden war, gab aber keine Garantie für ihre sofortige und obligatorische Einführung. Es trat für einen Mindestlohn von tausend Francs monatlich ein - weniger als 130 DM die Woche - (soviel verlangten die Renault-Arbeiter als Minimum 1968 und die Gaullisten hatten sich zum Ziel gesetzt, diese Zahl 1973 zu erreichen), gab aber auch hier keine Garantie dafür, daß er wirklich durchgesetzt würde. Und die generelle Akzeptierung des vom bürgerlichen Staat gesetzten Rahmens ist in Sätzen wie diesem zusammengefaßt: »Die Armee wird von Aufgaben befreit werden, die die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung mit beinhalten. Das ist die Funktion einer Polizei, die ganz getrennt von der Armee besteht.«

Aber das Programm erfüllte seinen Zweck: es pflasterte den Weg für die Übereinkunft über ein "Gemeinsames Programm", das zusammen mit der Sozialistischen Partei unterzeichnet wurde. Dies war eine verwässerte Version des eigenen Programms der KP (mit Zugeständnissen betreffs der Verstaatlichung, dem Gemeinsamen Markt und der NATO). Ein derartiges Wahlbündnis zog einen Teil der schon immer opportunistischen Radikalen an (einschließlich der Mehrheit der Abgeordneten der Radikalen, die die Stimmen der KP und SP brauchten, um ihre parlamentarischen Sitze zu erhalten). Der Form nach war die Volksfront von 1936 neu geschaffen worden; dem Inhalt nach fehlte die Massenunzufriedenheit, die zu der sozialen Explosion von 1936 geführt hatte. Trotz der Anstrengungen der KP, ihre Respektabilität zu beweisen, wurde sie im Wahlkampf wieder zur Zielscheibe vulgärer antikommunistischer Propaganda; dennoch war ihr Programm kaum dazu angetan, die Arbeiter und andere unterdrückte Gruppen in seinen Bann zu ziehen. Obwohl die Gaullisten viel von ihrer früheren Anziehungskraft verloren hatten, gewannen sie und ihre Verbündeten, als im März 1973 die Wahlen kamen, eine sichere, wenn auch kleine Mehrheit. Die Tatsache, daß revolutionäre Kandidaten (von den Gruppen "Lutte ouvriére" und "Ligue Communiste") fast 300.000 Stimmen bekamen - durchschnittlich 2 Prozent der Stimmen dort, wo sie sich bewarben - zeigte, daß es jetzt eine immer noch kleine, aber schon ins Gewicht fallende Kraft links von der KP gab.

�INHALT "" \l 3�Italien

Die italienische KP stand in den sechziger Jahren dem umgekehrten Problem wie die französische Partei gegenüber. Während diese aus ihrer Isolation ausbrach, sah sich die italienische KP zunehmend isoliert. Die italienische Sozialistische Partei unter Führung von Nenni hatte sich seit Mitte der 50er Jahre allmählich von der KP distanziert; aber der wirkliche Bruch kam, als die SP sich im Januar 1962 bereitfand, die neue Regierung zu unterstützen und dann im Dezember 1963 selbst in die Regierung eintrat.

Die sogenannte Mitte-Links-Formel war ein direkter Ausdruck der Wünsche der fortgeschrittendsten Sektoren des italienischen Kapitalismus, FIAT und ENI (das staatliche Gas- und Benzin-Monopol). Lohnstop, Kreditrestrikrtionen und wachsende Arbeitslosigkeit folgten, und der stellvertretende Ministerpräsident Nenni spielte, 10 Jahre nach seiner Anwesenheit bei Stalins Begräbnis, die Starrolle beim Druck auf die Arbeiter, im nationalen Interesse Opfer zu bringen.

Die Entwicklung, der Sozialistischen Partei vollzog sich nicht ganz reibungslos. 1964 spaltete sich ein Teil der Linken ab und bildete eine neue Partei, die PSIUP ("italienische Sozialistische Partei für proletarische Einheit"); 1965 veröffentlichte Nenni einen "offenen Brief", in dem er eine grundlegende Revision des Marxismus in der Frage des Staats, der Natur der Arbeiterklasse und der Möglichkeit des friedlichen Übergangs zum Sozialismus forderte. 1966 erreichten die Sozialisten eine zeitweilige Wiedervereinigung mit Saragats Sozialdemokraten. Die KP, die von der SP nicht bloß wegen der Parlamentswahlen abhing, sondern wegen der gemeinsamen Arbeit in der CGIL und wegen der Kontrolle der Gemeinderäte, wurde durch all dies zu einer vorsichtig abgewogenen Reaktion gezwungen. Die KP stimmte gegen das Mitte-Links-Programm, aber Togliatti erklärte, daß das keine prinzipielle Ablehnung bedeutete, sondern mehr aus Vorbehalten bezüglich der besonderen Fragen der NATO und der regionalen Regierung resultierte. Der rechte Flügel der KP kritisierte sogar den Entschluß der PSIUP, mit der Sozialistischen Partei zu brechen.

Bei den Wahlen von 1963 erzielte die KP beträchtliche Gewinne, besonders bei den katholischen Frauen, da Papst Johannes deutlich gemacht hatte, daß die Stimmabgabe für die Kommunisten nicht länger als Sünde zu betrachten war. Aber es war auch klar, daß man sich keine regierungsfähige Mehrheit ohne die Christdemokratie (die regelmäßig um die 40 Prozent aller Stimmen bekam) - oder zumindest einen Teil von ihr, denn die Partei war in eine Reihe von Fraktionen gesparten - vorstellen konnte.

Die Grundorientierung der KP zielte auf Klassenzusammenarbeit. Guido Fanti, der Bürgermeister von Bologna, schrieb: »Die neuen Aufgaben der KPI sind die Verstärkung ihrer Rolle als der politischen Avantgarde-Partei der ausgebeuteten und unterdrückten Klassen und... als Organismus, der ein breites Bündnis mit allen sozialen Gruppen herstellt, die ihre objektive wirtschaftliche Lage verändern wollen.«�

Über diesen Punkt waren sich alle einig - außer einigen Maoisten, die nicht lange in der Partei bleiben sollten. Aber über Strategie und Taktik gab es beträchtliche Auseinandersetzungen. Beim Parteitag von 1966 argumentierte die Mehrheit dahingehend, daß die Mitte-Links-Regierung ein Fehlschlag gewesen sei, und daß die Partei danach trachten sollte, eine neue Mehrheit zu bilden, die sich auf »alle Kräfte links von der Christdemokratie« gründen oder sogar die Christdemokratie einschließen könnte. Die "Linke", geführt von Ingrao, vertrat demgegenüber die Position, daß die Mitte-Links-Regierung kein Mißerfolg, sondern eine Niederlage für die Arbeiterklasse gewesen sei. Deshalb müßte ein neues Bündnis der linken Kräfte hergestellt werden - KP plus PSIUP und Linke der Sozialistischen Partei - und versuchen, einen Dialog mit der Linken der Christdemokratie herzustellen, um eine Differenzierung innerhalb dieser Partei herbeizuführen.

Die Wiedervereinigung der Sozialisten und Sozialdemokraten warf auch Probleme in bezug auf die CGIL auf. Auf die Sozialisten wurde ein starker Druck ausgeübt, für eine größere Unabhängigkeit innerhalb der CGIL zu kämpfen, oder sie sogar zu verlassen und sich mit den Sozialdemokraten in der UIL wiederzuvereinigen. Die KP vermied es jedoch mit Erfolg, auf diese Weise weiter in die Isolation getrieben zu werden. Das gelang ihr erstens, weil mehr als die Hälfte der sozialistischen Gewerkschaftsangestellten mit der Sozialistischen Partei gebrochen und sich der PSIUP angeschlossen hatten, da sie nicht einsehen, wie Gewerkschaftler aus der sozialistischen Beteiligung an der Mitte-Links-Koalition Nutzen ziehen sollten; die PSIUP wurde mehr und mehr zu einem bloßen Anhängsel der KP. Zweitens entwickelte sich eine größere Aktionseinheit zwischen den drei Gewerkschaftsverbänden. 1966 legten die drei Verbände erstmalig eine gemeinsame Liste von Forderungen beim Kampf um die Arbeitsverträge der Techniker vor. Italien erlebte in den späten sechziger Jahren nicht eine einzelne große Konfrontation wie in Frankreich, sondern eher eine Serie von kleineren Explosionen - man hat dies als den "Französischen Mai in Zeitlupe" bezeichnet.

Die italienische Partei bezog eine viel flexiblere - oder besser opportunistischere - Haltung gegenüber der Springflut studentischer Militanz. Nach anfänglicher Kritik schrieb der Generalsekretär Longo 1968:

»Man kann nicht bestreiten, daß sich eine Kluft zwischen der Partei, ihrem Auftreten und ihren Aktivitäten in der Universität und der politischen und organisatorischen Wirklichkeit bei den Studenten und bestimmten besonders "aktiven" und dynamischen Sektoren aufgetan hat. Dieses politische und kulturelle Ferment in der Universität hat unsere Mitglieder erst mit Verspätung interessiert.

Warum?

Ohne zu beanspruchen, eine abschließende Antwort zu geben, glaube ich doch, daß die Beschäftigung mit der Verteidigung unserer Partei gegen Angriffe auf ihre Einheit und ihren Zusammenhalt unsere Mitglieder in eine starre Verteidigungshaltung getrieben sie sozusagen mit dem Rücken an die Wand gepreßt hat, so daß keine Offenheit für die Gedankengänge anderer und die Auseinandersetzung mit ihren Argumenten übrig blieb.«�

Ein großes Problem stellte die enorme Explosion der Militanz der Arbeiterklasse im Sommer und Herbst 1969 dar. Ein FIAT-Arbeiter beschreibt, wie der Kampf rapide der Kontrolle der Gewerkschaftsbürokratie entglitt:

»Die Gewerkschaften hatten 1969 den Streikplan genau ausgearbeitet. Sie wollten eine ganze Serie von Streiks, die jeweils wenige Leute zur gleichen Zeit einbezogen, so daß die Produktion nie vollständig blockiert und zugleich verhindert wurde, daß eine große Zahl von Arbeitern zusammenkam. Aber wir ergriffen die Initiative und beschleunigten die Dinge, was einen fast totalen Produktionsstop bedeutete, der die große Mehrheit der Arbeiter einbezog.

Wenn die Gewerkschaften zu einer zweistündigen Arbeitsniederlegung aufriefen, machten die Leute vier daraus und später acht. Und verschiedene Betriebe stellten die Arbeit zu verschiedenen Zeiten ein, womit sie ein Höchstmaß an Verheerung anrichteten. Die Pressen produzierten nichts, die Kranführer und Draisinen-Fahrer hatten nichts zu transportieren, und deshalb kam die Produktion tatsächlich zum Stillstand.

Das war gefährlich für die Gewerkschaften. Sie hatten die Kontrolle verloren und sie mußten versuchen, sich gegen die Flut der Arbeiterkämpfe zu stemmen. So gebrauchten sie dieselben Argumente wie die Vorarbeiter und Aufseher - daß jede Stunde, in der die Arbeiter autonom (d.h. inoffiziell) streikten, bestraft werden würde. Aber die Drohungen fruchteten nichts und der Streik ging weiter.«�

Der Kampf wuchs sich Anfang Juli 1969 in Turin beinahe zum Aufstand aus, und in den Fabriken, wo die Disziplin eine Zeitlang fast zusammenbrach, kam es zu zahllosen Gewaltakten. Weil die CGIL und die anderen Gewerkschaften bankrott waren, errichteten die Militanten Basiskomitees zur Koordination des Kampfes. Aber gerade weil diese außerhalb der Gewerkschaften agierten und über keine Strategie für eine politische Herausforderung der Gewerkschaften verfügten, während sie gleichzeitig unfähig waren, auf nationaler Ebene sich an die Stelle der Gewerkschaften zu setzen, waren sie zum größten Teil nicht von beständiger Dauer. Darüber hinaus bildeten die Gewerkschaften in vielen Fabriken Arbeiterdelegierten-Komitees. Diese eröffneten der Arbeiterbasis (die bis dahin keine direkte Vertretung wie die englischen "shop stewards" hatte) eine Ausdrucksmöglichkeit und schwächten so die inoffiziellen Komitees weiter.

Obwohl die KP und CGIL 1971 die Fabrikbasis wieder unter Kontrolle hatten, war diese nicht so vollständig wie zuvor. In den Fabriken brachen wegen der Arbeitsbedingungen weiter kurze, heftige Kämpfe aus, und militante Arbeiter kämpften weiter für jene Verbesserungen, die sie 1969 bei den Kämpfen um die Arbeitsverträge nicht erreicht hatten. Währenddessen ließ die aus der Verschlechterung der sozialen und wirtschaftlichen Lage resultierende Bitterkeit im Süden gewalttätige Konflikte ausbrechen, die, weit entfernt, von der KP mit Leichtigkeit kontrolliert zu werden, den Neofaschisten die Gelegenheit gaben, eine "Volks"revolte in der Stadt Reggio Calabria zu führen.

Trotz ihrer hohen Stimmenzahl - neun Millionen Stimmen bei den Wahlen von 1972 - und ihrer eineinhalb Millionen Mitglieder, ist die italienische KP in den frühen siebziger Jahren von Lähmungserscheinungen heimgesucht worden. Die bedeutenden inneren Spaltungen der Partei widerspiegeln ein Grundparadox der Situation. Jede Chance der KP, in eine neue Regierungskoalition einzutreten, hängt davon ab, daß sie sich als ehrenwerte Partei präsentiert, die durch ihre Kontrolle über die Arbeiterbewegung den sozialen Frieden garantieren kann. Und doch könnte die herrschende Klasse sich nur angesichts einer ernsten Krise zu einer solchen Koalition verstehen.

Während des kämpferischen Aufschwungs der Arbeiterklasse 1969 wurde zum Beispiel auf beiden Seiten viel von der Möglichkeit der Koexistenz von Kommunisten und Christdemokraten in einer "neuen Mehrheit" geredet. Aber seit damals ist das Mitte-Links-Bündnis zerfallen, die SP hat sich wieder gespalten und solche Überlegungen werden außer bei der KP selbst nirgends mehr angestellt; und auch dort sind sie begrenzt auf jene Führer, die zu den größten Konzessionen bereit sind, um sich an die illusorische Hoffnung einer Machtbeteiligung zu klammern. Im Sommer 1972 ging zum Beispiel das Mitglied des Zentralkomitees Natta so weit, zu sagen, daß sogar die Mitte-Links-Regierung sich manchmal »eines Anflugs von abstraktem Maximalismus« schuldig gemacht hatte, durch den sich bestimmte Teile der Gesellschaft bedroht gefühlt hätten.�

Die Alternative zu solchen Zugeständnissen ist für die KP die, zu akzeptieren, daß sie für die absehbare Zukunft in Opposition stehen wird, und die Führung der Kämpfe der Arbeiterklasse wieder zu übernehmen. Der Druck in dieser Richtung von der Basis ist stark, besonders weil viele über den Spontaneismus desillusionierte junge Arbeiter und Intellektuelle der Partei seit 1969 beigetreten sind; und in dem Maße, wie sich die neofaschistische Terroroffensive verstärkt, erwarten die älteren Arbeiter von der KP die Führung des antifaschistischen Kampfs. Aber die Perspektive selbst der "Linken" in der Parteiführung ist immer noch die eines demokratischen Bündnisses, das schließlich zu einer "neuen Mehrheit" führen soll.

Die Position der KPI ist von Widersprüchen zerrissen. Zum Beispiel fährt sie fort, bei ihrem antifaschistischen Kampf nach einer starken, "demokratisch kontrollierten" Polizei zu rufen; und doch spielt in der gegenwärtigen Situation die Forderung nach einer Verstärkung der Polizei korrupten und profaschistischen Elementen im Staat in die Hände. Die Parteipresse empört sich über "ultralinke Provokationen", die, wie sie sagt, den Faschisten einen Vorwand geliefert haben; jedoch sind viele dieser "Provokationen" einschließlich des Bombenanschlags in einer Mailänder Bank 1969, dem vierzehn Menschen zum Opfer fielen, als das Werk faschistischer Gruppen entlarvt worden, die versuchten, sie der Linken zur Last zu legen. in anderen Ländern der westlichen Welt sahen sich die KPs nicht so spektakulären Ereignissen gegenüber wie in Frankreich und Italien; aber in einigen von ihnen waren sie durchaus von Bedeutung für die Arbeiterbewegung. Jede folgte hier irgendeiner Variante der Volksfrontstrategie, die den örtlichen Bedingungen angepaßt war, und für jede wurde der Konflikt zwischen dem Engagement in der nationalen Politik und den internationalen Verbindungen akut. In einigen Fällen führte er zu Spaltungen.

�INHALT "" \l 3�Großbritannien

In Großbritannien hatte die KP 1950 ihre beiden einzigen Abgeordneten verloren; ihr Stimmenanteil bei den Wahlen fiel ständig:



Jahr	Kandidaten	Gesamtstimmenzahl

1945	21	102.780

1964	36	 45.086

1966	57	62.112

1970	58	37.966

Trotzdem hat die Partei mehr und mehr von ihren Kräften und Mitteln nicht nur in Parlaments-, sondern auch in Gemeinderatswahlen gesteckt. Die Mitgliederzahl, die nach der ungarischen Revolution steil abfiel, begann in den frühen sechziger Jahren wieder etwas anzusteigen, pendelte sich dann aber auf einem niedrigen Niveau ein.

Die Partei hat es in auffallender Weise versäumt, auf die neuen Wellen von politischer Radikalisierung in England zu reagieren. In den späten fünfziger Jahren wuchs die Kampagne für atomare Abrüstung, die eine einseitige atomare Abrüstung durch England forderte, zu einer Massenbewegung an, die Demonstrationen mit bis zu 100.000 Menschen mobilisieren konnte. Obwohl viele der Beteiligten aus der Mittelklasse kamen, verfügte die Kampagne über genügend Einfluß auf die Arbeiterbewegung, um auf der Parteikonferenz der Labour Party 1960 eine Mehrheit zu gewinnen.

Die kommunistische Partei wandte sich anfangs gegen die Kampagne, da sie sich der Forderung nach "Gipfelgesprächen" verschrieben hatte (und auch der Unterstützung der sowjetischen H-Bomben). In einem Rechenschaftsbericht an den Parteitag von 1959 wurde das so ausgedrückt:

»Die Erfahrung hat gezeigt, daß einseitiges Handeln die Bewegung nur spaltet und die Aufmerksamkeit von dem wirklich entscheidenden Punkt ablenkt, nämlich einem internationalen Abkommen über das Verbot von Atomwaffen. Das ist der einzige Weg, die Drohung eines Atomkrieges zu bannen und auch der Punkt, über den sich die größte Zahl von Menschen einig ist.«�

1960 mußte die Partei erkennen, daß die ängstlichsten Parolen nicht die meisten Menschen mobilisieren, und sie beschloß, der Kampagne beizutreten; tatsächlich erzielte sie in der Verfallsperiode der Abrüstungskampagne einige Erfolge bei Neuaufnahmen.

Die Geschichte wiederholte sich 1967-68, als die Vietnam-Solidaritätskampagne (VSK), die sich zum großen Teil, aber nicht ausschließlich, auf eine anschwellende Flut studentischer Militanz gründete, imstande war, bis zu 30.000 Menschen auf die Straßen zu bringen. Die KP, die die Parole "Sieg für die NBS" bekämpfte, griff die VSK mit noch schärferen Worten an als seinerzeit die Abrüstungsbewegung:

»Wir glauben, daß nur eine Bewegung, die Hunderttausende umfaßt, einen wirklich politischen Einfluß in England haben kann. Dem Aufbau einer solchen Bewegung stehen Haltung und Aktivitäten der VSK im Wege, da diese eine permanente Feindschaft gegenüber allen zu Tage legt, die sich in ihren Augen nicht voll engagieren, und da sie ständig echte Bemühungen um die breitestmögliche Einheit auf der Grundlage realisierbarer unmittelbarer Forderungen, wie wir sie schon umrissen haben, einengt, ja sogar angreift.«�

Einmal mehr sah sich die KP zu einem Rückzieher gezwungen und unterstützte die letzte große Demonstration der VSK im Oktober 1968. Aber diesmal hatte sie sich politisch so sehr ins Abseits gestellt, daß sie keine Neuzugänge verzeichnen konnte, und seither ist die Jugend eine schwache Stelle der Partei gewesen.

Auf anderen Gebieten machte die Partei schwerwiegende Konzessionen an den Nationalismus. Das fand seinen auffallendsten Ausdruck in der Kampagne gegen den britischen Beitritt zum Gemeinsamen Markt, zum Beispiel in folgendem Resolutionsentwurf für den 32. Parteitag:

»Die herrschende Klasse ist darauf aus, das Parlament Schritt für Schritt seiner Autorität zu berauben und diese den übernationalen Institutionen der EWG zu übertragen; dies ist Bestandteil ihres Angriffs auf die Errungenschaften der Arbeiterklasse. Großbritanniens nationale Souveränität ist von vitaler Bedeutung für die britische Arbeiterklasse.

Am 25. Oktober 1971 schlossen KP-Mitglieder sich einer Demonstration gegen den Gemeinsamen Markt an, an der nach den Worten des 'Morning Star', auch "Tory Ladies" und »sogar der extrem nationalistische Montagsclub« teilnahmen. Dies zeigte in letzter Konsequenz die Logik der Volksfrontstrategie. Kein Internationalist, was er auch immer vom Gemeinsamen Markt halten mag, könnte sich einer Demonstration anschließen, die de facto dazu dient, die politische Glaubwürdigkeit extrem rechter Gruppen zu stärken, deren Hauptziel es ist, Feindschaft zwischen den Arbeitern verschiedener Rassen zu säen.

Aber die wirkliche Bedeutung der KP in den Klassenauseinandersetzungen in Großbritannien bestand darin, daß sie auf nationaler Ebene als einzige über ein funktionierendes Netz von Militanten in der Industrie verfügte. Viele Militante blieben in der Partei oder ihrem Umkreis, nicht aus Begeisterung für ihre Politik, sondern weil sie irgendeine politische Basis brauchten. Als die Labour-Regierung während der sechziger Jahre ihre Einkommenspolitik einführte, dann ein Antigewerkschafts-Gesetz einbrachte, wurde die Notwendigkeit, darauf politisch zu reagieren, noch größer.

Die KP war jedoch unfähig zu einer solchen Reaktion, denn ihre - auf parlamentarischer Ebene völlig fruchtlose Fixierung auf die Wahlen - machte auch den Kern ihrer Gewerkschaftsstrategie aus. Die Beteiligung an Gewerkschaftswahlen und die Eroberung von Positionen war nicht (wie Lenin in "Der Linksradikalismus - die Kinderkrankheit im Kommunismus" dargelegt hatte) Mittel im Kampf für eine kommunistische Politik, sondern Selbstzweck geworden. Die Interessen von KP-Funktionären und einfachen KP-Arbeitern gingen in der Frage von Produktivitätsabsprachen, Streikaktionen, täglichem Arbeitspensum usw. scharf auseinander. Aber die Partei war weder willens noch in der Lage, ihre Funktionäre zu disziplinieren.

Die erste größere Konfrontation zwischen Arbeitern und der Labour-Regierung kam im Sommer 1966 mit einem nationalen Streik der Seeleute. Wilson versuchte, in einem verblüffenden Ausbruch von Hysterie, den Streik zu verleumden, indem er die Rolle der KP attackierte. Obwohl einige Streikführer KPler waren, beschränkte sich die Rolle der Partei in Wirklichkeit auf Propaganda; trotz ihres beträchtlichen Einflusses in den Häfen tat die Partei nichts, um die Hafenarbeiter zur Unterstützung der Seeleute zu mobilisieren, obgleich dies dem Streik die entscheidende Wende hätte geben können.

Der Beschluß, im Sommer 1971 die Upper-Clyde-Schiffswerften zu besetzen, wurde von "shop stewards" gefaßt, unter denen eine Reihe von KP-Militanten war, besonders Jimmy Reid, der eine solche Drohung für die herrschende Ordnung darstellte, daß er sehr schnell in eine liebenswerte Fernsehpersönlichkeit verwandelt wurde. Aber die Taktik des Lavierens, die die KP einschlug, war deutlich dazu bestimmt, eine direkte Konfrontation zu vermeiden:

»Das Problem, dem sich die Arbeiter der UCS gegenübersahen, war die Entwicklung einer neuen Kampftechnik mit deren Hilfe sie ihr Ziel, die Verhinderung von Entlassungen und Schließungen, in einem Kampf, der mit Sicherheit zäh sein würde, erreichen konnten. Ein Streik konnte den Unternehmern in die Hände spielen, wenn sie sowieso auf Schließung aus waren. Eine Betriebsbesetzung wäre nur schwer lange genug durchzuhalten. Sie hätte den Unternehmern auch einen guten Vorwand gegeben, die Arbeiter mit dem Argument anzugreifen, die Besetzung mache ihnen die Einhaltung jeglicher Lieferverträge unmöglich und verschlimmere den Bankrott. Dies hätte den Tories helfen können, die öffentliche Meinung gegen die UCS-Arbeiter aufzubringen.«�

Der 'Morning Star' war voll des Jubels über das hohe Niveau von Aktivität und Disziplin unter den Arbeitern, wie zum Beispiel in diesem Bericht vom 3. September:

»Alle UCS-Arbeiter sind entschlossen, ihr Bestes für ihre Werft zu tun. Jetzt ist ihre Arbeit wirklich teamwork. Die wenigen, die zu spät zur Arbeit kommen, haben das Gefühl: "Du läßt die Kollegen im Stich"; sogar in der Einhaltung der vorgegebenen Zeiten werden alle Genauigkeitsrekorde geschlagen. Das schönste Beispiel dafür ist, daß die traditionelle Maß Bier zum Mittagessen geleert ist, Minuten bevor die Sirene ertönt und die Kontrolluhr jede Sekunde läutet.«

Die Hauptwaffe der KP im Kampf gegen die Tory-Versuche, die Gewerkschaftsrechte gesetzlich hinwegzudekretieren, war ein als "Verbindungskomitee für die Verteidigung der Gewerkschaften" (LCDTU) bekanntes Gremium. Obwohl seine Führung selbsternannt war, brachte es echte Mobilisierungen zustande. Ihr Höhepunkt war die 24stündige Arbeitsniederlegung, die am 8. Dezember 1970 gegen das von den Tories eingebrachte "Gesetz über industrielle Beziehungen" ("Industrial Relations Bill") ausgerufen wurde.

Als jedoch eine symbolische Aktion nicht mehr genügte, sondern eine wirkliche Herausforderung an den Staat erforderlich war, war das Verbindungskomitee nicht bereit zu handeln. Im Juli 1972 wurden fünf Dockarbeiter als "illegale Streikposten" ins Gefängnis geschickt; das LCDTU unternahm keinen Versuch, zu einer national koordinierten Aktion aufzurufen, obwohl es kurz zuvor eine von 1.200 Delegierten besuchte Konferenz abgehalten hatte. Ein Brief von vier "shop stewards" an den 'Socialist Worker' vom 14. April 1973 urteilte über das Verbindungskomitee: »Wenn der durchschnittliche Hafenarbeiter, der an diesem Kampf teilnahm, gefragt wurde, was das LCDTU machte, wußte er im allgemeinen nicht einmal, was das war.« Die Streiks, durch die es gelang, die fünf Hafenarbeiter zu befreien, wurden von unkoordinierten Militanten zustandegebracht, von denen natürlich viele KP-Mitglieder waren.

Nicht böser Wille machte das LCDTU handlungsunfähig, sondern seine Strategie. Das LCDTU wollte seine Beziehungen zu den Gewerkschaftsoffiziellen nicht abbrechen, die es als Podium benutzten, so wie sie auch in den Spalten des 'Morning Star' schrieben. Die KP war nicht bereit, linke Führer wie Jones und Scanlon anzugreifen, selbst wenn sie nach rechts rückten. Hin- und hergerissen zwischen ihren Bindungen an die Bürokraten und ihrer Arbeiterbasis, waren die KP und ihre Frontorganisationen nur zur Propaganda fähig, aber nicht zur Mobilisierung der Arbeiter.

�INHALT "" \l 3�Irland

Als im Sommer 1969 in Irland der bewaffnete Kampf ausbrach, war die KP nicht in der Lage, wirksam einzugreifen. Um das verstehen zu können, muß man die Geschichte des Kommunismus in Irland betrachten. Seit den vierziger Jahren gab es zwei KPs in Irland, womit die imperialistische Teilung der irischen Nation implizit anerkannt wurde.� Der Grund dafür war die Tatsache, daß Eire bei Kriegsausbruch neutral blieb, während der Norden nach dem Gesetz Teil einer kriegsführenden Macht war. Erst im März 1970 vereinigten sich die beiden Parteien, d.h. daß sie eher hinter den Erfordernissen des Kampfes herhinkten als die Führung zu übernehmen.

Der Opportunismus auf der organisatorischen Ebene spiegelte sich in einer unverhüllt reformistischen Politik wider. Im Januar 1965 trafen sieh die Ministerpräsidenten des Nordens und Südens, O'Neill und Lemass, in Belfast. Der 'lrish Socialist', Zeitschrift der (Süd-)irischen Arbeiterpartei, kommentierte:

»Ganz gleich welche Absichten dahinterstecken - im Ergebnis muß das Treffen O'Neill-Lemass einen Beitrag zur Entspannung leisten, besonders zwischen den Menschen verschiedener politischer Überzeugungen und Religionen im Norden. Dieses Ergebnis und alle Schritte zu wirtschaftlicher Zusammenarbeit werden äußerst willkommen sein.« Eine solche Politik konnte kaum auf die Entwicklung nach dem 5. Oktober 1968 vorbereiten, als die katholische Bevölkerung im Norden beschloß, den Kampf der Protestanten zu erwidern. Obwohl die KP im Norden nicht stark war, verfügte sie über einigen Anhang und Einfluß in der Gewerkschaftsbewegung. Sie hatte bei der Bildung der Nordirischen Bürgerrechtsvereinigung Im Februar 1967 mitgearbeitet, die im Grund ein liberales Programm hatte (die Grundrechte aller Bürger zu definieren; die Rechte des Individuums zu schützen, jeden möglichen Machtmißbrauch herauszustellen; Garantien der Rede-, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit zu fordern, die Öffentlichkeit über Ihre gesetzlichen Rechte zu informieren).

Aber als die Bürgerechtsbewegung im Oktober 1968 begann, über liberale Methoden hinauszugehen, bestand die Rolle der KP praktisch darin, zur Mäßigung zu raten.

Bis jetzt bleibt es unmöglich, genau einzuschätzen, wie groß der Einfluß der KP auf die IRA, besonders auf ihren offiziellen Flügel, ist. Klar ist, daß viele der letztlich reformistischen Ansichten der offiziellen IRA über die Etappen des Kampfes für die nationale Befreiung und den Sozialismus aus der stalinistischen Theorie stammen.

Eine wirklich marxistische Partei würde deutlich und konsequent die Position vertreten, daß die nationale Bewegung in Irland ohne den Sturz des Kapitalismus im Norden und Süden nicht zum Erfolg führen kann; daß die einzige Kraft, die dem antiimperialistischen Kampf eine konsequente Führung geben kann, die industrielle Arbeiterklasse ist; und daß folglich keine künstliche Unterscheidung zwischen dem Kampf für Selbstbestimmung und dem für die sozialistische Revolution gemacht werden kann. Die KP hat es in auffallender Weise versäumt, ihren Einfluß, wie stark oder schwach auch immer, zu benutzen, um für eine solche Politik zu kämpfen; das Ergebnis war, daß sie keine wirkliche Herausforderung für die existierende bürgerliche Führung der nationalen Bewegung darstellte, und dies nicht einmal zu wünschen schien.

Endgültig aufgegeben wurde der Internationalismus auf dem Parteitag der britischen KP im November 1971 - dem auch ein brüderlicher irischer Kommunist beiwohnte -, als die Delegierten auf den Rat der Parteiführung hin eine Resolution niederstimmten, die den Abzug der britischen Truppen aus Irland forderte.

�INHALT "" \l 3�Spanien

In Spanien hatte die KP nie mit der Volksfrontstrategie gebrochen, die zur Niederlage im Bürgerkrieg geführt hatte. Tatsächlich schien das Programm der "Nationalen Versöhnung", das sie 1956 herausbrachte, zu implizieren, daß der Fehler der Volksfront der dreißiger Jahre darin bestand, daß sie nicht breit genug war:

»Die Partei ist zu dem Schluß gekommen, daß die Situation im Kampf gegen die Diktatur jetzt reif ist für ein Abkommen zwischen Gruppen, die vor zwanzig Jahren in feindlichen Lagern gekämpft haben. Es gibt jetzt eine reale Möglichkeit, die Diktatur ohne einen neuen Bürgerkrieg zu überwinden. Diese Schlußfolgerungen haben die Partei dazu geführt, ihre Politik der "Nationalen Versöhnung" zu verkünden.«�

1962 griff Santiago Carillo, der Generalsekretär der Partei, Franco in einer Radioansprache aus Prag an, weil er nicht nationalistisch genug sei:

»Trotz seiner gegenteiligen Erklärung schert sich Franco nicht im geringsten darum, ob die Armee ihr Prestige verliert. Weil es Franco in keiner Weise um die Integrität Spaniens geht, ist er emsig dabei, Spanien für amerikanische Dollar oder deutsche Mark zu verkaufen.«� Tatsächlich machten die wirtschaftliche Entwicklung Spaniens und seine wachsenden Bindungen an den US-Kapitalismus die Volksfrontstrategie noch unrealistischer, als sie während des Bürgerkriegs schon war. Es war offensichtlicher denn je, daß ein sozialistisches, sich auf die Arbeiterklasse stützendes Programm gebraucht wurde.

Wenn die KP das auch nicht erkannte - die Arbeiterklasse spürte es recht deutlich. Seit 1962, als eine massive Streikbewegung eine halbe Million Arbeiter erfaßte, hat die spanische Arbeiterklasse eine Reihe von großen Streiks durchgeführt, Mit den Arbeiterkommissionen schuf sie neue, illegale Organisationsformen, in denen die KP mitgearbeitet hat, obwohl sie oft hinter der Militanz der Klasse herhinkte.

In dieser Situation stellten die Verbindungen der KP zum Ostblock eine immer größere Schwierigkeit für sie dar. Die Partei war schon gegen die Invasion der Tschechoslowakei gewesen - 1968 versuchten Carillo und Dolores Ibarruri (die gefeierte Pasionaria des Bürgerkriegs) sich mit Suslow zu treffen, um ihn zu überzeugen, daß die tschechoslowakische Episode dem Anspruch der KP, die Demokratie zu vertreten, einen nicht wieder gut zu machenden Schaden zufügen würde.

Die wirkliche Krise kam im Januar 1970. Die Bergarbeiter in Asturien standen gerade in einem zähen Streik, als die Presse bekanntmachte, daß es keine Probleme gäbe, weil Schiffsladungen mit Kohle aus Polen unterwegs seien. Die Exekutive der KP schickte dem Zentralkomitee der Polnischen KP eine Botschaft, in der sie darauf drängte, diese Streikbrecherei zu verhindern. Sie bekam keine Antwort, und die Kohlelieferungen gingen weiter.

Im selben Jahr entwickelte sich die Lage zur offenen Spaltung. Eine Fraktion - darunter der bekannte Bürgerkriegs-Führer Enrique Lister - spaltete sich ab und veröffentlichte ihre eigene Version der Parteizeitung. Darin setzte sie sich für eine weitere bedingungslose Unterstützung Moskaus ein, wobei sie als Argumente u.a. die Popularität des Moskauer Zirkusses bei seinem kürzlichen Besuch in Spanien anführte. Carillo, unterstützt von La Pasionaria, trat für eine größere Unabhängigkeit von Moskau ein, nicht weil er irgendein Bedürfnis verspürte, mit dem Stalinismus zu brechen, sondern weil er sah, daß die Verbindung mit der Sowjetunion eine wachsende Belastung bei seinem Werben um liberale Verbündete war.

�INHALT "" \l 3�Finnland

Seit dem zweiten Weltkrieg zeichneten sich die skandinavischen Länder durch relativen sozialen Frieden aus, und der Faschismus war sicher kein Problem. Aber auch hier ist das Volksfrontkonzept der Kern der KP-Strategie gewesen. In Finnland, wo das Wahlbündnis der KP, die Volksdemokraten, bei den Parlamentswahlen ständig mehr als 20% der Stimmen bekam, erreichte die KP das, wonach ihre französischen und italienischen Bruderparteien vergeblich getrachtet hatten: sie trat 1966 in eine Regierungskoalition ein. Der Koalition gehörte auch die Zentrumspartei an, obwohl eine Koalition ausschließlich aus Parteien, die sich als Arbeiterparteien bezeichneten, möglich gewesen wäre. Die Hauptrolle der Regierung bestand darin, eine kapitalistische Planung zu entwickeln - mit der notwendigen Begleiterscheinung einer Einkommenspolitik. Die KP arbeitete entgegenkommenderweise ihr Programm von 1967 um und ersetzte die Worte "Diktatur des Proletariats" durch den Ausdruck "Macht des arbeitenden Volkes".

Schon 1968 wurden die Früchte der Volksfrontregierung sichtbar. Im Frühjahr 1968 lagen die Reallöhne der Arbeiter 3,1% unter dem Niveau des vorigen Jahres, die Aktionswerte waren um etwa 70% gestiegen und die Arbeitslosigkeit nahm stetig zu.

Die Folgen der Regierungsbeteiligung der KP führten zu einer Spaltung bei ihren Anhängern, die auf dem Parteitag im April 1969 offen ausbrach. Unglücklicherweise war das Programm der Opposition alles andere als einheitlich; während sie die Klassenkolaboration der Partei zu Recht kritisierte, griff sie gleichzeitig die Führung wegen ihrer Kritik an der sowjetischen Invasion der Tschechoslowakei an. Obwohl die Einheit der Partei gewahrt werden konnte, schränkte die Herauskristallisierung zweier antagonistischer Flügel die Bewegungsfreiheit der Führer ein.

Anfang 1971 gab es einen heftigen Konflikt in der Industrie, mit großen Streiks von Metall- und Bauarbeitern. Die Kommunisten in den Gewerkschaften kämpften gegen die Regierungspolitik des "stabilisierten Wachstums" (d.h. einer Preis- und Einkommenspolitik), und schließlich war die KP gezwungen, gegen die Regierung zu stimmen. Darauf wurde eine neue Regierung ohne KP-Beteiligung gebildet. Die Früchte von fünf Jahren Regierungsbeteiligung waren in der Tat mager; aber es gab keine Anzeichen dafür, daß man irgendetwas gelernt hatte. Im Gegenteil erstarkte in der Folgezeit der Flügel der Partei, der eine ständige Regierungsbeteiligung befürwortete.

�INHALT "" \l 3�Australien

Die australische KP liefert ein interessantes Beispiel der möglichen Entwicklungen in einer Zeit, als der stalinistische Einheitsblock am Auseinanderbrechen war. Bis in die frühen sechziger Jahre war die australische KP unerschütterlich orthodox, und erst 1962, als eine prochinesische Fraktion sich abspaltete, erkannte die Partei das Warnzeichen, und ein "Liberalisierungs"prozeß kam in Gang.

Die Partei hatte einen gewissen Einfluß in der Gewerkschaftsbewegung; bei den Hafenarbeitern, Seeleuten und Bergarbeitern, und, in geringerem Maß, bei Technikern und Eisenbahnern. Durch Gewerkschaftsverbindungen hatte sie beträchtlichen Druck auf die australische Labour-Partei ausüben können. Trotzdem blieb die Partei relativ klein und isoliert und begann, sich Vorstellungen einer breiteren Front anzunähern. Im Programmentwurf für den Parteitag 1970 war das in die Forderung nach einer "Linkskoalition" gekleidet, die eine Vielfalt von Strömungen zusammenbringen sollte:

»Sie umfassen Kommunisten, den wachsenden linken Flügel der Labour-Partei, die Gewerkschaftsmilitanten, Organisationen der Studenten, Intellektuellen, Anarchisten, Liberale usw. Eine Koalition der Linken bedeutet gemeinsame Aktion und Zusammenarbeit dieser Gruppierungen in verschiedenen Formen, ist aber nicht auf sie beschränkt.

Eine solche Koalition, die echten gegenseitigen Respekt, Toleranz und Offenheit zwischen verschiedenen Gruppen und Parteien voraussetzt, wäre ein wichtiger Garant für die sozialistische Demokratie.«

Dies sind weitestgehend Gefühle von untadeliger Frömmigkeit - aber der wesentliche Unterschied zu den übrigen KPs ist der, daß die KPA, anders als die meisten KPs, bereit ist, Verbündete auf ihrer Linken ebenso zu akzeptieren wie auf der Rechten. Das Innenleben der Partei hat sich geöffnet, und eine Reihe von "ketzerischen Denkern - Garaudy, Marcuse - sind diskutiert worden. Noch verblüffender ist die Tatsache, daß die Wochenzeitung der Partei einige Artikel gebracht hat, die mit dem Trotzkismus sympathisieren.

Die Partei hat stets eine unerschütterliche Opposition gegenüber der sowjetischen Politik In der Tschechoslowakei vertreten. Sie wurde deshalb nicht nur von der Moskauer Zeitschrift 'Neue Zeit' am 1. Januar 1971 wegen Antisowjetismus angegriffen, sondern im Dezember 1971 hielten es einige Pro-Moskau-Mitglieder für notwendig, sich abzuspalten und eine moskautreue "Australische Sozialistische Partei" zu bilden.

Die kritische Einstellung der Partei zu internationalen Fragen hat diese jedoch nicht zu einer umfassenden Kritik ihrer eigenen Politik geführt; sie hat nicht mit dem Sektierertum und der Volksfronttaktik in ihrer eigenen Geschichte gebrochen; es fällt ihr schwer, ihre eigenen Gewerkschaftsfunktionäre wirksam zu kontrollieren, und sie hat sich sowohl bei Studentendemonstrationen abseits gehalten als sich auch gegen "unbeschränkte Einwanderung" gewandt.

Eine revolutionäre australische Zeitung schrieb kurz vor den Wahlen vom Dezember 1972:

»Der Ausdruck "Arbeiterklasse" scheint im Vokabular der KPA nicht vorzukommen. Der Schlüsselbegriff ist "Volksaktion": die Gesellschaft soll vom "Volk" gelenkt werden, - ein hübscher, sanfter Ausdruck, der die Realität der Klassengesellschaft und des Klassenkampfes umgeht.

In einer Zeit, in der die Militanz der Arbeiterklasse wächst und in der Revolutionäre wieder ein breites Echo bei den Arbeitern finden können, tendiert die KP  dazu, sich in Bewegungen der Mittelklasse zu verstricken. Die Parteimitglieder sollten fordern, daß die Partei für eine konsequente revolutionäre Politik kämpft und sich wieder auf die Arbeit in der australischen Arbeiterklasse orientiert. Denn wenn der Rechtstrend nicht umgekehrt wird, wird er schließlich zu offenem Reformismus führen.«�

Die australische KP mag ein Milieu sein, in dem sich revolutionäre Tendenzen entwickeln können, aber sie selbst ist unfähig, sich in eine revolutionäre Partei zu verwandeln.

�INHALT "" \l 2�Teil IV Schlußfolgerungen

�INHALT "" \l 3�14. Ergebnisse und Perspektiven

Die internationale kommunistische Bewegung Anfang der siebziger Jahre litt unter tiefen Brüchen und Konflikten. Das bedeutet jedoch nicht, daß die kommunistische Bewegung unmittelbar vor dem Zerfall steht. Die verschiedenen KPs haben immer noch eine enorme Widerstandskraft und werden nur dann zerstört werden, wenn eine wirkliche Alternative aufgebaut ist.

In einem anderen Sinn sind die kommunistischen Parteien jedoch ein Anachronismus. Der Form nach sind sie die Erben der Kommunistischen Internationale der zwanziger Jahre, aber dem Inhalt nach haben sie sich der reformistischen Politik der Zeit nach dem zweiten Weltkrieg angepaßt. Darauf warf die Debatte ein bezeichnendes Licht, die 1965 zur Vorbereitung der Diskussion über Betriebsgruppen auf dem 29. Parteitag in der britischen KP stattfand. Ich zitiere hier nur zwei typische Beiträge:

»Die Parole "Jede Fabrik eine Festung" ist sehr gefährlich für unsere Partei. Sie impliziert die Revolution, während unsere gegenwärtige Politik einen solchen "Linksradikalismus" ganz entschieden verwirft... Löst alle Betriebsgruppen auf.« (Ted Moore)

»Laßt uns die Möglichkeit ins Auge fassen, daß uns mehr Betriebsgruppen einen Durchbruch bei den Gemeinderäten landauf, landab ermöglichen werden.« (Dave Welsh)�

Betriebsgruppen sind die einer proletarischen Kampfpartei angemessene Organisationsform hier jedoch diskutieren beide Seiten in einer Weise, wie man sich gewöhnlich reformistische Politik vorstellt.

Ist gegenwärtig eine stalinistische Partei möglich? Die Antwort scheint "Nein" zu sein, denn die Aufrechterhaltung stalinistischer Disziplin hängt von der Schaffung eines psychologischen Isolationsgefühls ab. Ein ehemaliger Kommunist hat das so ausgedrückt:

»Du konntest aus einem Verein oder der üblichen Sorte Partei austreten, wenn deren Politik dir nicht länger zusagte; aber die kommunistische Partei war etwas vollkommen anderes; sie war die Vorhut des Proletariats, die Inkarnation des Willens der Geschichte selbst. Sobald Du einmal einen Schritt von ihrem Weg abgingst, warst Du "extra muros" und nichts, was Du sagtest oder tatest, hatte noch die geringste Chance, ihren Lauf zu beeinflussen.«�

Dieses Gefühl der Isolation hängt nicht einfach von der Unterdrückung durch die herrschende Klasse in Form von Folter, drohendem Tod usw. ab. Wenn dies auch - zeitweilig - in bestimmten westlichen Ländern verschwunden ist, ist es doch immer noch Bestandteil der täglichen Erfahrungen von Revolutionären in großen Teilen der Welt. Aber das Gefühl, daß jede Zickzackbewegung, jeder Ausschluß und Schauprozeß geschluckt werden muß, hängt vor allem von der Existenz eines konkreten Stücks Erde ab, wo der Kapitalismus gestürzt worden ist, von der Existenz einer lebendigen pragmatischen Rechtfertigung für jeden Exzeß. Ein Stalinismus ohne Mutterland ist unmöglich.

Aber in der Periode der "friedlichen Koexistenz" ist die Vorstellung von der Sowjetunion als dem Mutterland einer revolutionären Kampforganisation eigentlich nur noch komisch. Als Kossygin 1966 Paris besuchte, erwiderte er einen von General de Gaulle ausgebrachten Trinkspruch: »Wir sehen in einem starken und unabhängigen Frankreich... den wichtigsten Faktor der internationalen und vor allem der europäischen Sicherheit.«� Es wäre nur logisch gewesen, wenn die französischen Kommunisten daraufhin ihre Partei aufgelöst und sich um die Aufnahme bei den Gaullisten beworben hätten.

Als Nixon im September 1970 Italien besuchte, rief die italienische Partei ihre Mitglieder auf, gegen ihn zu demonstrieren. Und doch war Nixon gerade aus Jugoslawien herbeigeflogen, wo er von einer jubelnden Menge stürmisch begrüßt worden war.

'Unitá' war gezwungen, am 30. September 1972 folgendes Bravourstück besonders subtiler dialektischer Haarspalterei zu produzieren: »Nixon in Italien stellt eine Kriegsgefahr dar oder kann sie darstellen. Nixon in einem sozialistischen Land repräsentiert eine Friedenshoffnung.«

Das Protokoll der Konferenz der europäischen KPs in Karlovy Vary vom April 1967 berührt noch grundlegendere Dinge, wenn es erklärt: »Es ist oft gesagt worden, daß die Aktionseinheit von Kommunisten und Sozialisten einen Wendepunkt in der ganzen politischen Situation in Westeuropa garantieren und ein starkes Bollwerk gegen die Kräfte der Reaktion und Aggression errichten könnte, Deshalb mißt die KPdSU der Politik der Bruderparteien, die auf die Überwindung der Spaltung in der Arbeiterklasse zielt, großen Wert bei.«

Was das bedeutete, ist klar: Die Spaltung, die Ende des Ersten Weltkriegs in der internationalen Arbeiterbewegung zwischen Reformisten und Revolutionären stattfand, aus der die Kommunistische Internationale geboren wurde, ist jetzt überholt und unnötig.

Im Lichte der verschiedenen mißglückten Versuche, nach den tschechoslowakischen Ereignissen von 1968 konkurrierende prosowjetische Parteien aufzubauen, wird noch klarer, worum es geht. Obwohl Moskau sicherlich einige Anstrengungen darauf verwandte, die Positionen, welche verschiedene Parteien bezogen, rückgängig zu machen, konnte es seinen einzigen Erfolg im Fall Österreichs verbuchen, welches als Tor zu Osteuropa besonders empfindlich ist, und daneben in bestimmten illegalen Parteien, deren Apparate in Osteuropa untergebracht sind.

In bezug auf ihre Perspektive, ihre Aktivität und ihre Anhängerschaft werden die KPs zunehmend zu sozialdemokratischen Parteien im klassischen Sinn.

Obwohl die KPs auf der rhetorischen Ebene in vielen Fällen eine gewisse Bindung an revolutionäre Perspektiven beibehalten (ein Zug, den sie mit den sozialdemokratischen Parteien vor 1914 gemein haben), haben einige ihrer Sprecher die reformistische Perspektive explizit ausgesprochen. In seinem Testament schrieb Togliatti: »Man muß die Frage stellen, ob es nicht möglich ist, daß die Arbeiterklasse die Machtpositionen innerhalb eines Staates erobert, der seine bürgerliche Natur nicht geändert hat, und ob es demgemäß nicht möglich ist, für seine fortschrittliche Umwandlung von innen her zu kämpfen.« Und in einer kürzlich erschienenen Broschüre der britischen KP lautet die Argumentation:

»Wenn das Parlament mehrheitlich mit Vertretern der Arbeiterklasse besetzt wäre, die von einer machtvollen vereinigten Bewegung von Männern und Frauen aus KP und Labour-Party dorthin geschickt wären, welche auf der Organisation und Macht der Arbeiterklasse basierte... dann hätten wir sicher ein ganz anderes Parlament, eines, das mit drastischen Veränderungen beginnen könnte.

Das Parlament wäre unter diesen Bedingungen in der Lage, als das oberste Organ der repräsentativen Macht zu handeln - und die Macht, in deren Namen es handeln würde, wäre die des arbeitenden Volkes.«�

Organisation und Aktivität. der KPs wurde dem sozialdemokratischen Stil immer ähnlicher, sie wurden Parteien nicht von, sondern für Arbeiter. Während sowohl die französische wie die italienische KP weiter den Großteil der Arbeiterstimmen bekommen, sogar die der fortgeschrittensten und bestgestellten Teile der Klasse, spielen Arbeiter in der tagtäglichen Arbeit der Partei immer weniger eine Rolle; das sozialdemokratische Mitgliedschaftskonzept, das eine passive Bindung durch das Entrichten von Mitgliedsbeiträgen mit sich bringt (wenn sich ein Eintreiber findet), herrscht vor.

Das wird deutlich, wenn man die Parteipresse betrachtet. In Frankreich zum Beispiel wird 'L'Humanité' nur von einem Teil der Parteimitglieder gelesen - in Saint-Dizier gibt es 200 Mitglieder, aber es werden nur 80 Exemplare der Zeitung verkauft; in Haute-Marne brachte eine Propagandakampagne für die Zeitung 21 neue Leser, von denen 20 schon Parteimitglieder waren. Im Juni 1972 war die gesamte verkaufte Auflage von 'L'Humanité' auf 160.000 gesunken, und die Zeitung mußte ihren Mitarbeiterstab verkleinern. Auf dem KP-Parteitag im Dezember 1972 blieb dem Herausgeber der Zeitung nur noch die melancholische Feststellung:

»Es ist schwer zu verstehen, warum einige der Parteimitglieder 'L'Humanité' nicht oder nur von Zeit zu Zeit lesen, und wie es ihnen in diesem Fall möglich ist, ihre Arbeit in den Gemeinden und Fabriken erfolgreich durchzuführen.«�

In England ergibt sich ein ähnliches Bild, obwohl die Partei viel kleiner ist. John Gollan fordert in seinem Bericht an die KP-Exekutive über die Aufgaben für 1973 eine große Verkaufskampagne für den 'Morning Star', »in der jede Ortsgruppe einen Star-Organisator hat und darauf achtet, daß jedes Mitglied die Parteizeitung liest.«� Zu einer Zeit, in der einige der größten Kämpfe seit Jahren stattfanden, war es also das bescheidene Ziel der Partei, sicherzustellen, daß alle ihre Mitglieder die Tageszeitung der Partei lasen.

Die reformistische Praxis der KP hat ihr seit den fünfziger Jahren zunehmend die Unterstützung von Reformisten eingebracht: Das hat zur Folge, daß die gewöhnlich in der revolutionären Linken vertretene Ansicht, daß nämlich die Mitglieder der KPs Revolutionäre seien, die nur von verräterischen Führern zurückgehalten werden, immer irreführender wird. Wenn Leute die KPs unterstützen und ihnen beitreten, weil sie sie für reformistische Organisationen halten, dann wird es wenig bewirken, diese als nicht-revolutionär "bloßzustellen". Um den Reformismus zu besiegen, ist ein viel längerer theoretischer und praktischer Kampf erforderlich.

Eduard Bernstein, der theoretische Pionier des Reformismus, beschrieb seinen Beitrag als

»die starke Betonung dessen, was man in Deutschland Gegenwartsarbeit nennt - die Alltagsarbeit der Sozialistischen Partei - jenes Pflügen des Ackers, das viele als bloße Flickschusterei ansehen, verglichen mit der großen kommenden Erhebung, und von der folglich vieles nur halbherzig getan wurde. Da ich überhaupt nicht an Endziele glaube, kann ich auch nicht an ein Endziel des Sozialismus glauben.«�

Dies faßt haargenau die Praxis der modernen KPs zusammen. KP-Mitglieder sind nicht nur in Gewerkschaften und Gemeinden aktiv, sondern auch in solchen "Ackerfurchen" wie Genossenschaften und Komitees zur Krebsbekämpfung - Gebiete, auf denen Revolutionäre zwar arbeiten können, als Mittel, um indirekt für ihre Politik zu kämpfen, die aber allzu leicht zum Selbstzweck werden.

Vor allem wurde die Strategie auf parlamentarische Politik ausgerichtet - selbst von Parteien wie der britischen, die keinen einzigen Abgeordneten im Parlament haben. Sogar Massenaktionen wie die Streiks von 1947 in Frankreich wurden nicht in erster Linie als Beginn eines Kampfes um die Macht betrachtet, sondern als Mittel, um Druck auszuüben für eine Rückkehr der KP in die Regierung. 1958 schrieb Waldeck-Rochet einen Artikel, in dem er die »Unterschätzung der parlamentarischen Arbeit, die ein integrierender Bestandteil der allgemeinen Aktivität der Partei sein sollte« beklagt� und immer wieder sind ähnliche Ermahnungen vorgebracht worden.

Und doch bietet die parlamentarische Arbeit aufgrund ihres eigenen Charakters den KPs keine Zukunftsperspektive. Der parlamentarische Prozeß isoliert die Gewählten von den Wählern, wie Robert de Jouvenel gesagt hat: »Es gibt mehr Gemeinsamkeiten zwischen zwei Abgeordneten, von denen einer Revolutionär ist, als zwischen zwei Revolutionären, von denen einer Abgeordneter ist.« Oder mit den Worten eines französischen KP-Abgeordneten:

»Als ich vor 22 Jahren zum ersten Mal gewählt wurde und in die Nationalversammlung kam, stellte sich bei mir eine instinktive Reaktion ein. Beim schulterklopfenden Umgang mit den Politikern der Bourgeoisie, unseren Todfeinden, sträubte sich mein Haar. Dann dachte ich darüber nach. Ich begriff, daß das Parlament nicht die Arena physischer Auseinandersetzungen, sondern des politischen Kampfes ist.«�

Aber über die allgemeine Tatsache hinaus, daß das Parlament aufgrund seines Anspruchs, quer durch jegliche Klassentrennung hindurch alle zu repräsentieren - den Klassenkonflikt verschleiert, ist nicht zu leugnen, daß gegenwärtig die parlamentarischen Institutionen, auch nach ihren eigenen Maßstäben, im Niedergang begriffen sind. Die internationale Atomdiplomatie, das Wachstum der multinationalen Gesellschaften mit ihrer Macht, Entscheidungen zu treffen, die die ganze Entwicklung einer Nationalwirtschaft beeinflussen, bedeuten, daß das Parlament immer mehr zur Bedeutungslosigkeit verurteilt wird. Sogar da, wo die KPs den parlamentarischen Weg mit einigem Erfolg einschlagen, verdammen sie sich selbst zu anhaltender Impotenz und bereiten den Boden für noch mehr Frustration, Demoralisierung und Spaltung bei ihren Mitgliedern.

Einige glauben, daß die logische Schlußfolgerung für Kommunisten gegenwärtig die ist, ihre Organisationen ganz aufzulösen. Dieser Logik folgte Earl Browder von der KPUSA bereits Ende des Zweiten Weltkriegs, einer Logik, welche die übrige Bewegung zu verdammen sich beeilte. Aber die Zeiten haben sich geändert - wie Browder selbst 1960 bemerkte: »Chruschtschow hat jetzt die "Ketzerei" übernommen, deretwegen ich 1945 aus der kommunistischen Partei flog.«�

1967 beschloß die schwedische KP, sich in "Linke Partei (Kommunisten)" umzubenennen, als würde diese Namensänderung auf magische Weise die dunklen Mächte des Antikommunismus austreiben.

Das Programm der britischen KP, "Der britische Weg zum Sozialismus", erklärt: »Im Gegensatz zu Vorstellungen, die einige Labour-Führer ausgestreut haben, ist es nicht das Ziel der KP, die Labour-Partei zu unterminieren, zu schwächen oder zu spalten.«

Man könnte es einem unschuldigen Leser nicht verdenken, wenn er fragen würde, warum die KP dann überhaupt existiert. Es ist kaum verwunderlich, daß seit den frühen fünfziger Jahren die Diskussionszeitschrift der britischen KP Briefe von Mitgliedern gebracht hat, die genau diese Frage stellen. Viele von ihnen beschließen, des Wartens auf eine Antwort der Führung überdrüssig, die Sache selbst in die Hand zu nehmen, und treten einfach der Labour-Partei bei. Eine solche Entscheidung ermöglicht ihnen, Gemeinderäte zu werden (statt bloß vergeblich bei den Wahlen zu kandidieren), Gewerkschaftsposten zu erobern (die KP-Mitgliedern verschlossen sind) - und all das ohne Gewissensbisse, da alles, was sie tun, in Einklang mit der KP-Politik steht.

In Italien wurde die Idee, die Partei aufzulösen, gründlich erwogen. Am 18. November 1964 schrieb Amendola einen Artikel in 'Rinascita', in dem er ausführt:

»Ich glaube, daß es eine einzige Partei für die Arbeiterklasse in Italien geben sollte, weil ich folgende kritische Einschätzung für richtig halte: Keine der Lösungen, die der Arbeiterklasse in den westeuropäischen kapitalistischen Ländern in den vergangenen fünfzig Jahren von den Sozialdemokraten und den Kommunisten angeboten wurden, hat sich bis jetzt als fähig erwiesen, das System zu verändern und eine sozialistische Gesellschaft hervorzubringen. Wenn man dies nicht erkennt was sowohl eine selbstkritische wie eine kritische Einschätzung ist dann ist es auch nicht möglich, die Notwendigkeit eines radikalen Umschwungs zu verstehen, um die Ursachen zu überwinden, die während der letzten fünfzig Jahre die Arbeiterbewegung in den fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern gehindert haben, einen entscheidenden Beitrag zum Fortschritt des Sozialismus in der ganzen Welt zu leisten... Eine politische Organisation, die ihre Ziele in einer Periode von fünfzig vollen Jahren, mit mindestens drei Generationen von Militanten, nicht erreicht, muß sich bemühen, einen anderen Weg zu finden, und zu einem Wandel bereit sein... Wenn es eine Wiedervereinigung geben soll, kann sie weder auf der Basis sozialdemokratischer noch auf der Basis kommunistischer Positionen stattfinden.«

Die Existenz eines Aparates - besonders eines bürokratisierten - verleiht einer politischen Partei eine bestimmte Trägheit; und es ist wahrscheinlich, daß außer den kleinsten Parteien in naher Zukunftirgendeine der KPs im Westen den Schritt der Selbstauflösung vollziehen wird. Aber solange die Auflösung als plausible Strategie diskutiert wird, werden Einzelne weiterhin mit den Füßen abstimmen, und die KPs werden unter anhaltender Auszehrung leiden.

In diesem Zusammenhang kann man die Anziehungskraft des Maoismus auf unzufriedene Minderheiten innerhalb der KP's verstehen. Die maoistischen Ideen haben ihren Ursprung in einer Nation, die sich bemüht, sich ohne die notwendigen Hilfsquellen zu industrialisieren; deshalb betonen sie den subjektiven Faktor, die Bedeutung von Wille und Anstrengung, und spielen die einschränkende Macht objektiver Faktoren herunter.

Der Maoismus zog diejenigen sehr stark an, die wegen der mangelnden Fortschritte der KPs ungeduldig waren; die es immer mehr satt hatten, Kompromisse und Rückzüge hinnehmen zu müssen, die als "realistisch" oder "praktisch" gerechtfertigt wurden. Die "Gedanken" Maos, im wesentlichen Binsenwahrheiten, begannen eine Haltung zu symbolisieren, die mit dem Konservatismus des Parteiapparates brechen wollte. Die jeweilige chinesische Politik war von sehr zweitrangiger Bedeutung, woraus sich erklärt, daß die meisten Maoisten in der Lage gewesen sind, die Drehungen und Wendungen der chinesischen Führung ohne Schwierigkeiten zu akzeptieren.

Aber der Maoismus ist nicht imstande, eine angemessene Kritik der moskautreuen KPs zu leisten, weil er nicht fähig ist, eine historische Analyse dessen, was er Revisionismus nennt, zu geben. Mao und seine Kollegen, und ihre Anhänger in anderen Ländern, waren viele Jahre lang unlösbar mit der Politik Moskaus verbunden. Bis 1960 waren sie bereit, alle ihre Differenzen zuzudecken und eine gemeinsame Erklärung mit den sowjetischen Führern zu unterzeichnen. In ihrer Feindschaft gegenüber Chruschtschow und seinen Nachfolgern beschworen die Maoisten das Erbe Stalins.

Jedoch hatte die Politik, gegen die sie Einspruch erhoben, besonders die "friedliche Koexistenz" und der parlamentarische Weg, ihren Ursprung größtenteils in der Periode, in der Stalin die Komintern beherrschte, und besonders in den Jahren der Volksfront.

Ähnlich argumentieren die Maoisten, daß die Sowjetunion jetzt von einer »monopolbürokratischen Klasse, nämlich einem neuen Typ von Großbourgeoisie« regiert wird, und daß die sowjetische Wirtschaft eine »staatsmonopolistische kapitalistische Wirtschaft« ist.� Aber sie haben keine Erklärung dafür, wie die ökonomischen Verhältnisse (im Unterschied zur Politik der Führung) sich in der Sowjetunion seit den Tagen Stalins, als die Sowjetunion "sozialistisch" gewesen sein soll, verändert haben.

In einigen Parteien, auffallenderweise auch in der britischen, haben sich oppositionelle Flügel entwickelt, die stalinistisch sind, ohne maoistisch zu sein; während sie für eine Rückkehr zur stärkeren Bindung an den Betriebskampf wie in den frühen fünfziger Jahren eintreten, setzen sie sich gleichzeitig für eine größere Loyalität gegenüber Moskau in der Frage der Tschechoslowakei ein, usw. Auch in diesem Fall wird keine plausible historische Analyse angeboten. Viele andere Gruppen und Individuen haben versucht, Auswege aus der Sackgasse zu, finden; von diesen sollen zwei erwähnt werden, die eine bestimmte internationale Resonanz gefunden haben: Roger Garaudy in Frankreich und die Gruppe "Il manifesto" in Italien.

Auf den ersten Blick war Garaudy eine Figur, die nicht dazu angetan schien, als Rebell verstoßen zu werden. Viele Jahre lang war Garaudy der führende Intellektuelle der Partei, dessen Hauptarbeit darin bestand, jeden Intellektuellen außerhalb der Partei zu zerschmettern, der einen von der strikten Orthodoxie abweichenden Zugang zum Marxismus anstrebte. Sartre, Merleau-Ponty und viele andere wurden von ihm angeprangert. In den sechziger Jahren entdeckte die Partei jedoch, daß ihr enger intellektueller Horizont dem Gewinn von Stimmen aus der Mittelschicht im Wege stand, und Garaudy wurde auf einen neuen Kurs geschickt: er hatte zu zeigen, daß eine Vorliebe für Kafka oder moderne Malerei oder sogar eine Bindung an die Lehren der christlichen Kirche in keiner Weise dem liberalisierten Marxismus der französischen KP widersprach. Im Mai 1968, als klar wurde, daß die Partei sich durch den blinden Angriff auf die Studenten geschadet hatte, nahm Garaudy es auf sich, wieder eine Brücke zur Intelligenz zu schlagen:

»Wir, die wir stolz darauf sind, einer revolutionären Partei anzugehören, begrüßen, weit entfernt davon, die Rolle von Klageweibern der Geschichte zu übernehmen, dieses menschliche Ferment freudig.«�

In seinem 1969 veröffentlichten Buch "Die große Wende des Sozialismus' schien Garaudy sich jedoch seine neue Rolle zu Kopf steigen zu lassen. Er versuchte darin, eine neue Orientierung für die KP zu umreißen. Das Hauptziel müsse sein, einen Appell an die neuen Mittelschichten zu richten - die Techniker usw. - die er als ein Element von wachsender Bedeutung in der modernen Gesellschaft betrachtet.

Er beginnt mit dem Argument, daß neue technologische Entwicklungen eine neue Einstellung zum Management erfordern, fährt damit fort, daß er das jugoslawische System wegen der bedeutenden Rolle, die es den Experten und Ingenieuren zumißt, lobt und schließt mit der Beschwörung von Gramscis Begriff des "historischen Blocks" als Grundlage für das Verständnis des notwendigen Bündnisses von Arbeitern und Mittelschicht.

Es findet sich auch nicht etwa eine grundlegende Infragestellung des Stalinismus. Der sozialistische Charakter der Sowjetunion - oder Chinas - wird nicht bezweifelt, und sogar die Unterdrückung der ungarischen Revolution wird immer noch als bedauerliche Notwendigkeit verteidigt. Aber der Stalinismus habe sich bestimmter Irrtümer schuldig gemacht, weil er die falschen Mittel für die richtigen Ziele eingesetzt habe, und deshalb müsse man bestimmte Aspekte sowjetischer Politik kritisieren. Garaudy trat hier in die Fußstapfen von einigen osteuropäischen "Liberalen" der späten fünfziger Jahre. Auch sie hatten argumentiert, daß die Umwandlung der Produktionsverhältnisse nicht automatisch eine Umwandlung des menschlichen Verhaltens einschließt. Er sagte mit anderen Worten: Wir können bestimmte Übelstände kritisieren, manchmal recht scharf, aber wir stellen nicht in Frage, daß die Grundstruktur der Gesellschaft sozialistisch ist.

Einmal mehr lag dieses Abrücken von den Auswüchsen der sowjetischen Politik - z.B. Tschechoslowakei -, ohne die zugrundeliegenden Ursachen in Betracht zu ziehen, in der Logik der Strategie der französischen KP. Aber indem er diese Strategie zu ihrem logischen Schluß führte, stieß Garaudy mit dem Apparat zusammen. Als er die polnischen Kohletransporte nach Spanien und den Aufbau von sowjetischen Kraftwerken in Griechenland kritisierte, überschritt er die Grenzen der zulässigen Kritik, und seine Forderung nach freier Diskussion wurde für die Parteiführung unerträglich. Auf dem Parteitag im Februar 1970, den der brüderliche sowjetische Delegierte beglückwünschte, weil er den "Antisowjetismus" vermieden hatte, wurde Garaudy isoliert (obwohl ihm erlaubt wurde, zu reden, um den Liberalismus der Partei unter Beweis zu stellen) und aus Zentralkomitee und Politbüro entfernt. Drei Monate später folgte sein Parteiausschluß. Garaudy repräsentierte trotz gelegentlicher Ausbrüche linker Rhetorik eindeutig eine rechte Abweichung. Die "Manifesto"-Gruppe, die 1969 aus der italienischen KP ausgeschlossen wurde, betrachtete sich selbst als linke Kritiker, und ihre Opposition ist nicht durch die Unaufrichtigkeit verunstaltet, die Garaudys Protesten zugrundeliegt. Ihre Kritik richtet sich hauptsächlich gegen den "Frontismus" (d.h., die Volksfrontstrategie), die im Zentrum der Politik der italienischen KP gestanden hat; darüber hinaus haben sie die Vorstellung einer Reform der KP aufgegeben.

Aber während sie die Auswüchse des sektiererischen Maoismus vermieden hat, hat die Manifesto-Gruppe nicht mit der Bindung an das chinesische Modell gebrochen, das als Rekurs auf die Massenspontaneität durch die Chinesische Kommunistische Partei analysiert wird. Nach ihrer Einschätzung hat die chinesische Revolution, und besonders die Kulturrevolution, »die theoretische Fragestellung nach dem Verhältnis von Partei und Massen... durch den Aufruf, sich permanent auf die Massen zu stützen, ersetzt.«�

Der Versuch der Gruppe, diese "Massenlinie" auf die Kämpfe der italienischen Arbeiterklasse von 1968-69 anzuwenden, war gröblich unrealistisch, da er die Kampfbereitschaft auf Betriebsebene mit revolutionärem Bewußtsein identifizierte. Ihr Hauptversuch, eine organisatorische Grundlage zu errichten, politische Komitees zu bilden in Verbindung mit einigen der spontaneistischen Gruppen, die in der italienischen Linken sprunghaft entstanden waren, scheiterte, weil die Mitglieder dieser Gruppen überwiegend kleinbürgerlich und äußerst unbeständig waren. Der Flirt der Gruppe mit den Gewerkschaften und ihre Unterstützung der von den Gewerkschaften beherrschten, 1969-70 geschaffenen Fabrikräte war ein Versuch, diesen vollkommenen Mangel einer Verankerung in der Arbeiterklasse auszugleichen, hatte aber keinerlei Auswirkung auf das Verhalten der Gewerkschaftsbürokraten.

Da die Verbindung der "Manifesto"-Gruppe zu den "Massenkämpfen" schwach war, blieb nur die "theoretische Kühnheit". Das bedeutete, daß die Gruppe zu einer bloßen Meinungsbewegung unter Intellektuellen wurde. Ihre 1970 gegründete Tageszeitung weist hinter der Fassade der Propagandakampagne reichhaltige theoretische Differenzen auf. Die wichtigste Taktik ihrer höchst erfolglosen Wahlkampagne von 1972, bei der der Star-Kandidat von "Manifesto" der eingesperrte Anarchist Valpreda war, bestand darin, die Gruppe von der übrigen Linken außerhalb der KP durch eine Flut von Beschimpfungen gegen die "Ultralinken" abzusetzen, die kaum von der KP selbst übertroffen wurde.

Der Zerfall des stalinistischen Monoliths hat zu einer Vielfalt von kritischen Tendenzen geführt. Aber da, wo der KP-Apparat die Klasse oder einen Teil der Klasse im Griff hat, wird er sie in dieser Umklammerung halten, bis er endgültig zerbrochen wird. Solange reformistische Vorstellungen in der Arbeiterbewegung fortleben, ist die reformistische Politik keine Schwäche, sondern eine wirkliche Kraft, die ernstgenommen werden muß. Nur der Aufbau einer revolutionären Alternative kann die Zerstörung des Monoliths vollenden.

�INHALT "" \l 3�15. Die revolutionäre Alternative

Der Stalinismus war das Produkt einer Niederlage. Seine Einheitlichkeit wurde durch den Sieg von Massenbewegungen in Jugoslawien und China und durch die Arbeiterkämpfe in Ungarn, Frankreich und Italien erschüttert. Aber er wird die Arbeiterbewegung solange beherrschen, bis eine revolutionäre Alternative aufgebaut ist.

Die einzige politische Strömung, die kontinuierlich dafür gekämpft hat, ist der Trotzkismus. Seit Hitlers Aufstieg zur Macht waren Trotzki und die kleine Gruppe seiner Anhänger von der Notwendigkeit des Aufbaus einer neuen Internationale überzeugt. Aber die trotzkistischen Kräfte sind immer schwach gewesen; sowohl Nazis wie Stalinisten fügten ihnen während des Zweiten Weltkriegs schwere Verluste zu. Bei Kriegsende hatte der Trotzkismus in Großbritannien, Frankreich und den USA in der Arbeiterklasse ein klein wenig Fuß gefaßt. Aber schon in den fünfziger Jahren war er wieder auf kleine Sekten von Intellektuellen reduziert - Trotzki selbst hatte immer gegen diese Gefahr gekämpft, indem er die Notwendigkeit der Verwurzelung in der Arbeiterklasse betonte.

Jede kleine Gruppe, die dazu verdammt ist, am Rande des Kampfgeschehens zu stehen, ist zwei Gefahren ausgesetzt. Die eine besteht darin, sich selbst als den Nabel der Welt zu betrachten, die Hauptaufgabe im Aufbau der (eigenen) Führung zu sehen und alle Energie auf die Verteidigung seiner Ehre und seiner Linie gegen ebenso unbedeutende Rivalen zu verwenden. Die entgegengesetzte Gefahr liegt darin, sich von seiner eigenen Schwäche derart überwältigen zu lassen, daß man sich wie besessen auf die Jagd nach einem revolutionären Ersatz begibt und ihn z.B. in der machtvollen Spontaneität der Massen, der Kolonialrevolution, einer linken Gewerkschaftsführung, den Arbeiterstaaten usw. usw. zu finden meint. Da man das Vertrauen in die eigene Fähigkeit, eine revolutionäre Führung aufzubauen, verloren hat, sollen jetzt andere diese Aufgabe übernehmen.

Unglücklicherweise gelang es der trotzkistischen Bewegung nicht, diese Fallgruben zu umgehen. Sie war unfähig, eine der Bedingungen der Nachkriegswelt angemessenen Theorie zu entwickeln. Indem sie die "Volksdemokratien" als "Arbeiterstaaten" bezeichnete, räumte die Vierte Internationale die Möglichkeit ein, daß Arbeiterstaaten ohne eine Arbeiterrevolution entstehen können. Auf ihrem Vierten Weltkongreß 1954 stellte sie die These auf, in einigen Ländern, nämlich in China und Jugoslawien, sei eine von der KP unabhängige revolutionäre Partei nicht erforderlich. Derartige Deformationen führten zu vielen Spaltungen in der trotzkistischen Bewegung.

Die Krise der Vierten Internationale macht die Bedeutung jener Theorie deutlich, derzufolge Rußland ein "staatskapitalistisches" Land ist. Sie geht davon aus, daß die der russischen Gesellschaft zugrundeliegende Dynamik - Akkumulation um der Akkumulation, Produktion um der Produktion willen - in letzter Instanz dieselbe ist wie im westlichen Kapitalismus. Die bürokratischen Führungsgruppen handeln als "kollektive Kapitalisten", und weder der Staat noch die Produktionsmittel gehören in irgendeiner Weise den Arbeitern.

Diese Theorie hilft viele der Probleme lösen, mit denen sich die Revolutionäre der Nachkriegszeit konfrontiert sahen. Sie erklärt die Bewegkraft der Bürokratie und ihre Fähigkeit, ihre Herrschaft auf andere Gebiete auszudehnen; sie erklärt, wie Regimes, die dem sowjetischen glichen, ohne jedes Eingreifen seitens der Arbeiter selbst errichtet werden konnten. Sie zeigt auch, daß die im westlichen Kapitalismus bestehenden Ansätze einer geplanten und staatseigenen Wirtschaft den Entwicklungen im Ostblock parallel laufen.

Eine wesentliche Voraussetzung für den Wiederaufbau einer vom Stalinismus befreiten internationalen revolutionären Bewegung ist die Wiedergeburt einer marxistischen Opposition in den stalinistischen Ländern. Es hat viele Schritte in dieser Richtung gegeben, die allerdings, wie im russischen Samizdat, oft widersprüchlich und zusammenhanglos waren. Die bisher bedeutendste Entwicklung dieser Art ist wahrscheinlich das "Revolutionär-Sozialistische Manifest" der beiden Polen Kuron und Modzelewski.

In den letzten Jahren sind neue revolutionäre Kräfte aufgetaucht. Sie entstanden ursprünglich unter Studenten, beginnen aber, auch Arbeiter zu beeinflussen. Ihnen stellt sich die Aufgabe, den langen Kampf für eine neue Internationale zu führen, die sich auf tatsächlich kämpfende Massenparteien der Arbeiter gründet. Der Kampf gegen den Stalinismus in Theorie und Praxis ist ein Bestandteil dieser Aufgabe.
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�INHALT "" \l 2�Chronologie

Die Chronologie beansprucht nicht, alle in diesem Buch erwähnten Ereignisse zu erfassen. Sie soll dem Leser lediglich helfen, das in verschiedenen Kapiteln behandelte zueinander in Beziehung zu setzen.



1943	22.	Mai: Auflösung der Komintern

	27.	Mai: Bildung des "Nationalen Widerstandsrats" in Frankreich

	24.	Juli: Sturz Mussolinis

1944	21 Mai: Browder löst die KPUSA auf

	1. August - 2. Oktober: Warschauer Aufstand

	25. August: Befreiung von Paris

1945	4.-11. Februar: Konferenz von Jalta

	12. Februar: Ende des griechischen Bürgerkriegs

	8. Mai: Kapitulation Deutschlands

	Mai. Algerischer Aufstand von der franz. Regierung unterdrückt

	Juli 1945: Potsdamer Konferenz

	6.-9. August: Atombombeneinsatz gegen Japan

	14. August: Kapitulation Japans

	September: Britische Truppen landen in Indochina

	21. November: Fünf Kommunisten treten in de Gaulles Regierung ein

	29. November: In Jugoslawien wird die Republik ausgerufen

1946	20. Januar: De Gaulle tritt zurück

	Dezember: Die Franzosen bombardieren Haiphong

1947	12. März: Truman-Doktrin verkündet

	25. April: Beginn des Renault-Streiks

	5. Mai: Französische KP-Minister aus der Regierung ausgeschlossen

	5. Juni: Verkündung des Marshall-Plans

	5. Oktober: Bildung des Kominform

1948	24. Februar: Machtergreifung der KP in der Tschechoslowakei

	März: Wahlen in Italien

	28. Juni: Stalin bricht mit Tito

	November: Das TUC gibt die Broschüre "Verteidigt die Demokratie" heraus

1949	4. April: Gründung der NATO

	Juli: Ende des griechischen Bürgerkriegs

	16.-24. September: Rajk-Prozeß in Ungarn

	21. September: Gründung der Volksrepublik China

1950	März: Stockholmer Appell gegen Atomwaffen

	25. Juni: Beginn des Koreakriegs

1952	Mai: Demonstration gegen Ridgeway in Paris

1953	5. März: März: Tod Stalins

	16. Juni: Juni: Beginn des Ostberliner Aufstand

	Juli: Workuta-Streik

	27. Juli: Ende des Koreakriegs

1954	18. April: Nasser kommt in Ägypten an die Macht

	7. Mai: Fall von Dien Bien Phu

	18.-28. Juni: Regierung Arbenz in Guatemala gestürzt

	21. Juli: Genfer Vietnam-Abkommen

	1. November: Beginn des Algerienkriegs

1955	26. Mai - 3. Juni: Chruschtschow besucht Jugoslawien

	18. November - 19. Dezember: Chruschtschow besucht Indien

1956	2. Januar: Französische Wahlen - Gewinne der KP

	14.- 25. Februar: Zwanzigster Parteitag der KPdSU

	28. Juni: Unruhen in Poznan

	23. Oktober: Beginn der ungarischen Revolution

	31. Oktober: Invasion Ägyptens durch England und Frankreich

	4. November: Sowjetische Truppen dringen erneut nach Budapest ein

1957	27. Februar: Mao hält seine Rede "Über die richte Behandlung der

	Widersprüche im Volk"

1958	13.-31. Mai: Die Revolte in Algerien bringt in Frankreich de Gaulle zur Macht

	Mai: In China beginnt der "Große Sprung nach vorn"

	14. Juli: Kassem übernimmt die Macht im Irak

1959	Januar: Castro ergreift die Macht in Kuba

	15.-28. September: Chruschtschow besucht die USA

1960	10. November - 1. Dezember: Treffen der 81 KPs in Moskau

	Dezember: Belgischer Generalstreik

	Dezember: Bildung der südvietnamesischen Befreiungsfront

1961	US-Invasion Kubas scheitert

1962	22.-28. Oktober Kubanische Raketenkrise

	Oktober-November: Grenzstreit zwischen Indien und China

1963	Januar-Juni: Der chinesisch-sowjetische Bruch wird offenbar

	8. Februar: Im Irak wird Kassem gestürzt

	Dezember: Bildung der Mitte-Links-Regierung in Italien

1964	1. April: Goulart wird gestürzt

	11. Juli: Thorez stirbt

	15. Oktober: Sturz Chruschtschows

1965	7. Februar: Die USA beginnen mit der Bombardierung Nordvietnams

	Oktober: Nach dem Staatsstreich in Indonesien Kommunistenmassaker

	Dezember: Französische Präsidentschaftswahlen - die KP unterstützt Mitterrand

1966	August: Mobilisierung der Roten Garden in China

1967	März: Wahlen in Frankreich - Gewinne der Linken

	August: Konferenz der "Lateinamerikanischen Solidaritätsorganisation" 		in Havanna

	8. Oktober: Tod Che Guevaras

1968	Januar: Dubcek zum Generalsekretär der tschechoslowakischen KP gewählt

	Mai-Juni: Generalstreik in Frankreich

	20. August: Sowjetische Invasion der Tschechoslowakei

	Oktober: Bürgerrechtsdemonstration in Nordirland

1969	April: Neunter Parteitag der chinesischen KP - Ende der Kulturrevolution

	Juni: Moskauer Konferenz der KPs

1970	Oktober: Allende in Chile zum Präsidenten gewählt

	Dezember: Streiks in Polen

1971	März-April: Aufstände in Bangla Desch und Ceylon

	Juli: Besetzung der "Upper Clyde"-Schiffswerften

1973	Januar: Waffenstillstand in Vietnam

	März: Wahlen in Frankreich - die Rechte bleibt an der Macht
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